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In der Verwaltung sind keine gesundheitsgefährdenden Lärmexpositionspegel von mehr als 85 dB (A) zu erwarten, die bei
Mitarbeitern irreversible Gehörschäden verursachen können.

Bei Büroarbeitsplätzen soll der Lärmexpositionspegel in Abhängigkeit von der
Tätigkeit höchstens 55 dB (A) bzw. 70 dB (A) betragen. Der Grenzwert von 55 dB (A)
ist bei Arbeiten unter Zeitdruck oder bei weitreichenden Entscheidungen
einzuhalten. Bei anderen Bürotätigkeiten darf der Grenzwert von 70 dB (A) nicht
überschritten werden.

Mit der Beschaffung und dem Betrieb von lärmarmen Bürogeräten nach dem Stand
der Technik kann der Lärmexpositionswert von 70 dB (A) sicher eingehalten
werden. Um den Lärmexpositionspegel von 55 dB (A) zu gewährleisten, ist i. d. R.
eine Aufstellung dieser Geräte in separaten Räumen notwendig.

Auch bei diesen Lärmexpositionspegeln unterhalb von 80 dB (A) wird die
körperliche Befindlichkeit von Patienten und Mitarbeitern durch niederschwellige
Lärmpegel ohne eine physische Schädigung des Gehörs beeinträchtigt.
Lärmquellen können hier insbesondere Bürogeräte, Medizinprodukte, Gespräche
oder der Lärm vom Umgang mit Gegenständen wie z.B. Geschirr sein. Mögliche
Auswirkungen dieses niederschwelligen Lärms können sein:

Konzentrationsschwierigkeiten
Nervosität
Erhöhte Aggressivität
Störung des Herz-Kreislauf-Systems
Kopfschmerzen
Psychische Belastungen
Einschränkung der Leistungsfähigkeit

Zusätzlich haben Nachhallzeiten von mehr 0,5 s negative Auswirkungen auf die
zwischenmenschliche Kommunikation. In Räumen mit schallharten Raumoberflächen
wie Keramikfliesen, Glas oder Beton führt eine lange Nachhallzeit dazu, dass wir die
für die Kommunikation notwendigen Konsonanten nicht mehr richtig verstehen. Somit
geht die Sprachverständlichkeit zurück und die unverzichtbare Kommunikation im
Klinikbetrieb wird beeinträchtigt.

Die Nachhallzeiten lassen sich durch die Verwendung von schallschluckenden
Oberflächenmaterialien verringern. Sehr effektiv sind hier schallschluckende
Akustikdecken oder Wandelemente.

Ebenso sollte eine Trittschalldämmung auf einem schwimmend verlegten Estrich
verwendet werden. In Besprechungsräumen sollten ggf. zusätzlich „Lärmschirme“
verwendet werden.

In Büroarbeitsräumen ist der niedrigere Pegel von 55 dB(A) bei überwiegend geistigen Tätigkeiten einzuhalten, die z.B. durch
folgende Anforderungen gekennzeichnet sind:

Hohe Komplexität mit entsprechenden Schwierigkeiten
Schöpferisches Denken
Entscheidungsfindung unter Zeitdruck
Problemlösungen
Einwandfreie Sprachverständlichkeit
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Quellen

Akustik im Büro – Hilfe für die akustische Gestaltung von Büros, DGUV Information 215-443
Gesundheit im Büro – Fragen und Antworten, BGI 5018
Schallschutz im Hochbau, DIN 4109
Hörsamkeit in kleinen bis mittelgroßen Räumen, DIN 18041
Produktkatalog „Produkte zur Lärmminderung“

Durch folgende Anforderungen sind Tätigkeiten gekennzeichnet, bei denen der Grenzwert von 70 dB(A) einzuhalten ist:

Mittlere Komplexität
Zeitliche Beschränkung
Ähnliche wiederkehrende Aufgaben und Arbeitsinhalte
Befriedigende Sprachverständlichkeit

Beispiele für diese Tätigkeiten können sein:

Disponieren
Daten- und Texterfassung
Einfache Prüf- und Kontrolltätigkeiten
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Die Beleuchtung am Arbeitsplatz soll gutes Sehen ermöglichen und starke
Beanspruchungen der Augen vermeiden.

Darüber hinaus trägt eine gute Beleuchtung dazu bei, die Aktivität und
das Wohlbefinden der Mitarbeiter zu fördern, was sich positiv auf die
Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft der Mitarbeiter auswirkt,
sowie Unfälle zu vermeiden.

Bei der Ausstattung von Bildschirmarbeitsplätzen sind folgende
Mindestbeleuchtungsstärken zu berücksichtigen:

im Bereich des Arbeitsplatzes min. 500 Lux
im Umgebungsbereich min. 300 Lux

Neben den Mindestbeleuchtungsstärken gibt es weitere
Beleuchtungskriterien, die die Sehbelastung wesentlich beeinflussen.

Barrierefreiheit

Insbesondere bei Menschen  mit eingeschränktem Sehvermögen sollte die
Beleuchtungsstärke unter konsequenter Einhaltung der Beleuchtungskriterien dimmbar auf
mindestens 800 Lux gesteigert werden können.

Lichtschalter sollten in einer Höhe von 85 cm über dem Fußboden und mindestens 50 cm
aus der Ecke heraus angebracht sein. Sie sind nach dem Zwei-Sinne-Prinzip erkennbar,
wenn sie einen ausreichenden Kontrast aufweisen und taktil erfassbar sind.

Planung

Um den vielfältigen Anforderungen, die an eine ergonomisch und lichttechnisch einwandfreie Beleuchtungsanlage gestellt
werden, gerecht zu werden, ist es erforderlich, dass die Planung von einem Sachkundigen durchgeführt wird.

Eine sorgfältige Planung beinhaltet folgende Schritte:

Auswahl des Beleuchtungskonzeptes in Abhängigkeit von der
Sehaufgabe (z. B. raumbezogene, arbeitsbereichsbezogene,
teilflächenbezogene Beleuchtung)
Auswahl der Beleuchtungsart (Direktbeleuchtung, Indirektbeleuchtung,
Direkt-/Indirektbeleuchtung)
Auswahl der Leuchten mit den entsprechenden Leuchtmitteln
Festlegung der Anzahl und Anordnung der Leuchten im Raum
Erstellung eines Wartungsplanes für die Beleuchtungsanlage

Daher sollte im Planungsprozess interdisziplinär zusammengearbeitet
werden. Neben dem Licht- und Elektroplaner sowie dem Architekten sollten
auch Verantwortliche aus dem beauftragenden Unternehmen, die Fachkraft für
Arbeitssicherheit, der Betriebsarzt, die Haustechnik sowie die Nutzer beteiligt
werden.
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Quellen

Neu- und Umbauplanung im Krankenhaus unter Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes, DGUV Information 207-016
Neu- und Umbauplanung im Krankenhaus unter Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes, DGUV Information 207-016, Ziff. 7
Bildschirm- und Büroarbeitsplätze – Leitfaden für die Gestaltung, DGUV Information 215-410
Beleuchtung im Büro, DGUV Information 215-442
Fluchtwege und Notausgänge, Flucht- und Rettungsplan, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A2.3, Ziff. 7
Fluchtwege und Notausgänge, Flucht- und Rettungsplan, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A2.3, Ziff. 8
Barrierefreie Gestaltung von Arbeitsstätten, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR V3a.2
Beleuchtung, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A3.4
Sicherheitsbeleuchtung, optische Sicherheitsleitsysteme, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A3.4/7, Ziff. 4
Sicherheitsbeleuchtung, optische Sicherheitsleitsysteme, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A3.4/7, Ziff. 5
Beleuchtung mit künstlichem Licht, DIN 5035-3
Licht und Beleuchtung - Beleuchtung von Arbeitsstätten, DIN EN 12464-1

Wartung

Da die Beleuchtungsstärke während der Nutzungsdauer infolge von Alterung oder Verschmutzung der Leuchten abnimmt, muss
bereits bei der Planung eine höhere Beleuchtungsstärke gewählt werden und eine regelmäßige Wartung stattfinden.

Bereits der Planer muss einen Wartungsplan für die Beleuchtungs- anlage erstellen. Darin sind die Intervalle für den
Lampenwechsel, für die Reinigung der Leuchten und des Raumes sowie gegebenenfalls die Reinigungsmethoden festzuhalten.

Die Beleuchtungsanlage soll so geplant und ausgeführt werden, dass die Beleuchtungskörper für Wartungsarbeiten gut
zugänglich sind.

Mängel an der Beleuchtungsanlage sowie der Ausfall von Leucht- mitteln sollten umgehend an die Haustechnik gemeldet werden.

Sicherheitsbeleuchtung und Sicherheitsleitsysteme

Eine Sicherheitsbeleuchtung der Fluchtwege ist erforderlich, wenn bei
Ausfall der Allgemeinbeleuchtung das gefahrlose Verlassen der
Arbeitsplätze für die Beschäftigten nicht gewährleistet ist, z. B. in
Arbeitsstätten:

mit großer Personenbelegung, hoher Geschosszahl, Bereichen
erhöhter Gefährdung oder unübersichtlicher Fluchtwegführung,
die durch ortsunkundige Personen genutzt werden,
in denen große Räume durchquert werden müssen (z. B. Hallen,
Großraumbüros oder Verkaufsgeschäfte),
ohne Tageslichtbeleuchtung, wie z. B. bei Räumen unter Erdgleiche.

Die  Anforderungen an die  technische Ausstattung der
Sicherheitsbeleuchtung sind abhängig vom Arbeitsbereich. Die
Beleuchtungsstärke für Fluchtwege z.B. muss mindesten 1 lx betragen und
in Bereichen mit besonderer Gefährdung wird eine Beleuchtungsstärke von
15 lx erforderlich.

Optische Sicherheitsleitsysteme ( A3.4/3) sind durchgehende Leitsysteme, die mit Hilfe optischer Kennzeichnungen und
Richtungsangaben einen sicheren Fluchtweg vorgeben. Grundsätzlich sind dies bodennahe Systeme, die an der Wand angebracht
sind und deren Oberkante nicht höher als 40 cm über dem Fußboden liegt sowie Sicherheitsleitsysteme, die auf dem Fußboden
angebracht sind. Sie bestehen aus Sicherheitszeichen und Leitmarkierungen. Sie können langnachleuchtend, elektrisch betrieben
oder als Kombination beider Systeme ausgeführt werden.  In der Regel sind Licht speichernde Systeme, z. B. lang nachleuchtende
Systeme, ausreichend.
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Quellen

Bildschirm- und Büroarbeitsplätze – Leitfaden für die Gestaltung, DGUV Information 215-410
Muntermacher – Ausgleichsübungen und Bewegungsgeschichten, TP-Munter

Grundsätzlich werden Bildschirmarbeitsplätze als belastungsarme Arbeitsplätze eingestuft, wenngleich durch Bewegungsmangel
oder Vorschädigungen Beschwerden im Bereich des Bewegungsapparates ausgelöst oder verschlimmert werden können.
Chronische Erkrankungen des knöchernen und muskulären Anteils des Rückens bei Beschäftigten an Bildschirmarbeitsplätzen
spielen jedoch im Hinblick auf das Berufskrankheitengeschehen keine Rolle. Berufskrankheiten sind in diesem Zusammenhang
nicht bekannt.

Körperliche Belastungen am Bildschirmarbeitsplatz betreffen in erster Linie den
Bewegungsapparat. Sie werden durch folgende Faktoren begünstigt:

Ungünstige Körperhaltung
Einseitige Belastung
Unzureichende Arbeitsmittel
Unzureichende Arbeitsorganisation

Betroffen sind in erster Linie der Schulter-Arm-Bereich, die Halswirbelsäule und die
Lendenwirbelsäule. Da der Bewegungsapparat grundsätzlich örtliche Belastungen
durch eine Reihe von Ausgleichsmaßnahmen kompensiert, können Beschwerden
auch in anderen Körperregionen auftreten als dort, wo die Belastung einwirkt.
Deshalb ist bei der Beurteilung der Beanspruchung eines Beschäftigten durch
körperliche Belastungen grundsätzlich der ganze Bewegungsapparat zu
betrachten.

Eine Ursache für die Ausbildung von Beschwerden sind Trainings- und Bewegungsmängel der Beschäftigten mit einer
verminderten Ausprägung der Muskulatur im Bereich des Halte- und Bewegungsapparates. Das Ungleichgewicht zwischen der
körperlichen Belastung und dem muskulären Trainingszustand äußert sich meist in muskulären Verspannungen und
Schmerzen. [590]

Umfangreiche Untersuchungen haben gezeigt, dass sitzende Tätigkeiten
grundsätzlich nicht häufiger mit Rückenbeschwerden im Bereich der
Lendenwirbelsäule verbunden sind als andere Tätigkeiten. Rückenbeschwerden
sind also nicht spezifisch für Bildschirmarbeitsplätze, sondern kommen in allen
Berufsgruppen vor. Am Bildschirmarbeitsplatz sind nachgewiesene
Risikofaktoren für das Auftreten solcher Beschwerden psychosoziale
Belastungen, fehlende Arbeitszufriedenheit, monotone Arbeitsinhalte,
ergonomische Arbeitsplatzdefizite sowie außerberufliche Faktoren.
Grundsätzlich ist es empfehlenswert, ein Bewegungstraining durchzuführen,
dessen Hauptziel es ist, die durch Bewegungsmangel entstandenen
Trainingsdefizite auszugleichen. Muskuläre Dysbalancen können auf diese
Weise beseitigt werden, was zu einer Beschwerdereduktion und
Belastungsoptimierung bei den Beschäftigten führt. Eine Reihe von
Untersuchungen von bereits erfolgreich etablierten Trainingskonzepten konnte
die positiven Effekte auf die Beschäftigten an Bildschirmarbeitsplätzen sehr gut
nachweisen.

Zur Prävention von Beschwerden und Erkrankungen des Bewegungsapparates durch einseitige körperliche Arbeitsbelastungen
sollte versucht werden, die Arbeitsabläufe abwechslungsreich im Sinne einer Mischarbeit zu gestalten, um somit auch einer
weiter zunehmenden Bewegungsarmut am Arbeitsplatz entgegenzuwirken. [590]

Hinweise hierzu und zur Gestaltung von Bildschirm- und Büroarbeitsplätzen sind in der DGUV Information 215-410 zu finden.
Einfache Ausgleichsübungen und Bewegungsgeschichten werden in der BGW Info „Muntermacher“ dargestellt.
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Wer seinen Arbeitsalltag im Wesentlichen im Büro zubringt, macht mit den Büromöbeln buchstäblich hautnah Erfahrungen.
Gesund bleiben am Schreibtischarbeitsplatz  – das kann zwar kaum nur durch gute Büroausstattung gelingen, weil dazu
Bewegung und körperlicher Ausgleich unverzichtbar sind. Andererseits laufen die persönlichen Bemühungen zur körperlichen
Gesunderhaltung aber ins Leere, wenn jeden Werktag über viele Stunden mit ungeeignetem oder falsch eingesetztem Mobiliar
gearbeitet wird. Das gilt erst recht, wenn schon Beschwerden da sind. Auch wenn der Zusammenhang zwischen gut gestalteten
Büromöbeln und geringeren gesundheitsbedingten Ausfällen im Einzelfall meist kaum zu belegen ist, kann und sollte doch davon
ausgegangen werden, dass z. B. ein guter Stuhl sich schon durch wenige Tage eines vermiedenen Arbeitsausfalls etwa wegen
Rückenbeschwerden auszahlt.

Arbeitsdrehstühle

Dauerhaftes Sitzen ist nicht vorteilhaft für die Gesundheit – daran ändert der beste
Arbeitsdrehstuhl nichts. Um dem möglichst umfassend entgegenzuwirken, hat sich
das Konzept des dynamischen oder bewegten Sitzens bewährt. Während der
Schreibtischarbeit sollen möglichst viele verschiedene Sitzhaltungen umsetzbar
sein, wobei insbesondere der untere Rücken immer so abgestützt bleiben soll, dass
die Wirbelsäule nicht zu weit von der Position abweicht, die sich beim aufrechten
Stehen ergibt.

In der Praxis sind für Arbeitsdrehstühle folgende Aspekte relevant:

Fünf gebremste Rollen

Jeder Arbeitsdrehstuhl hat fünf gebremste Rollen. 
Achtung bei Umzügen oder Renovierungen: Die Stuhlrollen müssen zum Bodenbelag passen: Hartbodenrollen sind für Kunststoff-,
Laminat- oder Fliesenbeläge geeignet, Weichbodenrollen für Textilbeläge. Andernfalls rollen die Stühle entweder gefährlich schnell
– oder gar nicht!

Höhenverstellbarkeit

Standardgasdruckfedern von Arbeitsdrehstühlen sind für den größten Teil der Nutzerinnen und Nutzer geeignet, für sehr kleine
oder sehr schwere Personen aber nicht. Lässt sich z. B. der Stuhl nicht niedrig genug einstellen, ist eine entspannte Sitzhaltung für
kleine Menschen auf Dauer nicht möglich. Die meisten Lieferanten bieten aber Modelle mit verkürzter Federstütze an, ebenso wie
verstärkte Ausführungen, die eine angemessene Lebensdauer auch bei sehr schweren Nutzerinnen und Nutzern sicherstellen.
Darauf ist bei der Beschaffung zu achten.

Sitzfläche und Bezug

Die Qualität eines Stuhles ist oft an der Polsterung zu erkennen. Sie sollte ausreichend weich und dauerhaft stabil sein. Ein
feuchtigkeitsausgleichender Bezug verhindert bei leichter Bekleidung und sommerlichen Temperaturen störendes Schwitzen. In
patientennahen Bereichen muss aber aus hygienischen Gründen leider oft auf abwischbaren und damit leicht zu desinfizierenden
Bezügen bestanden werden, die dann nicht atmungsaktiv sind. 
Die Sitzfläche sollte idealerweise etwa eine Handbreit vor dem gebeugten Unterschenkel enden. Ist sie etwas kürzer, stellt das
kein Problem dar. Oft sind Sitzflächen moderner Stühle auch in der Tiefe verstellbar. Störend ist eher eine zu tiefe Sitzfläche für
kleine Personen, die so die Rückenlehne kaum nutzen können. Dann ist ein kleineres Modell erforderlich. 
Eine relativ neue Entwicklung sind in alle Richtungen beweglich aufgehängte Sitzflächen, die besonders den Beckenbereich
mobilisieren und die Rückenmuskulatur aktivieren können.
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Rückenlehne

Eine ergonomisch gestaltete Rückenlehne ist das Herzstück eines guten
Arbeitsdrehstuhles. Oft entscheidet sich hier, ob ein Modell seinen Preis wert ist,
und nur, wenn die Nutzerinnen und Nutzer entsprechend ein- und unterwiesen
sind, kann sich diese Investition auszahlen. Eine dynamische, also eine
in permanentem Rückenkontakt stehende und gewichtsanpassbar bewegliche
Rückenlehne sollte bei einem zeitgemäßen Arbeitsdrehstuhl selbstverständlich
sein, ebenso die Höheneinstellbarkeit der Lendenstütze. Ist die Rückenlehne nur
ohne Gewichtsanpassung beweglich, handelt es sich lediglich um eine
Einstellhilfe, die zum wirklich dynamischen Sitzen nicht geeignet ist. Das Gleiche
gilt, wenn das Dynamikgelenk schlecht gestaltet ist, sodass z. B. bei Bewegung die
Kleidung im Rücken verschoben wird – ein unangenehmer Effekt. 
Eine einstellbare, also in der Stärke veränderbare Lendenstütze ist nur in manchen
Fällen eine brauchbare, bei guter Gesamtgestaltung aber eher entbehrliche Option.
Die Höhe der Rückenlehne ist nicht ausschlaggebend für die ergonomische Qualität des Stuhles. Wesentlich ist die Stütze im
unteren Rücken, die insgesamt für eine entspannte stabile Sitzhaltung sorgt. In Höhe der Schulterblätter ist vor allem
Bewegungsfreiheit gefragt.

Armstützen

Armstützen werden manchmal als angenehm zur Entspannung von Schultern und Armen empfunden, und sie helfen insbesondere
Menschen mit bestehenden Rückenproblemen beim rückenschonenden Aufstehen. Leider ist es nicht zu verhindern, dass
größenentsprechend eingestellte Armstützen mit der Schreibtischkante kollidieren, was lästig sein und zu geklemmten Fingern
oder Schäden am Mobiliar führen kann. Gerade wer dynamisch sitzt und viel Bewegungsfreiheit am Schreibtisch schätzt, ist ohne
Armstützen daher oft besser bedient bzw. sollte sie ganz tief einstellen. Am besten ist es, wenn die Nutzerinnen und Nutzer
zwischen beiden Varianten wählen können.

Schreibtische

Arbeitshöhe

Schreibtische sollen idealerweise höheneinstellbar sein. Anders lässt sich eine
ergonomisch akzeptable Sitzhaltung für Menschen unterschiedlicher
Körpergröße kaum erzielen. Ausgehend von der optimalen Sitzhöhe auf dem
Stuhl kann so die Arbeitshöhe des Tisches passend eingestellt werden. An nicht
höheneinstellbaren Arbeitsflächen, die zu hoch ausfallen, kann für kleine
Nutzerinnen und Nutzer eine Fußstütze Abhilfe schaffen, was gegenüber einer
richtig eingestellten Tischplatte aber immer nur die weniger gute Lösung
darstellt. Wo tatsächlich eine feste Arbeitshöhe unvermeidlich ist (manchmal
z. B. in Untersuchungsbereichen oder Pflegestützpunkten), sollte sich diese in
Abhängigkeit von der Größe der Beschäftigten zwischen 72 und 74 cm bewegen. 
Ergonomisch besonders günstig sind höhenverstellbare Tische, wie z. B. Sitz-
Steh-Tische, die jederzeit elektrisch oder mit einem Druckfedersystem auf die
jeweils gewünschte Arbeitshöhe gebracht werden können, auch von
wechselnden Nutzerinnen und Nutzern.
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Arbeitsfläche

Nach Arbeitsstättenverordnung müssen Arbeitsflächen so bemessen sein, dass alle Arbeitsmittel und –materialien flexibel
angeordnet werden können und vor der Tastatur noch ausreichend Platz zur Ablage der Hände bleibt. Als ein üblicher Standard gilt
ein Schreibtisch von 80 x 160 cm für normale Büroarbeiten mit geringem bis mäßigem Einsatz von Unterlagen. Wenn so gut wie
keine Unterlagen und keine weiteren Arbeitsmittel benötigt werden, können auch 120 x 80 cm ausreichend sein.

In vielen Fällen sind aber auch deutlich größere Arbeitsflächen erforderlich, z. B. in Buchhaltung und Controlling sowie bei der
Codierung von Patientenakten, wo bis jetzt meist noch mit zahlreichen und z. T. großflächigen Unterlagen gearbeitet wird. Auch
wenn Zusatzgeräte wie Scanner, Etikettendrucker oder Kartenlesegeräte verwendet werden, kann der Platzbedarf höher sein.

Wichtig ist, dass überall da, wo am Tisch gearbeitet werden soll, ausreichend Beinraum freibleibt. Auch wenn wenig Platzreserven
am Arbeitsplatz zur Verfügung stehen: Abfallbehälter, Rechnergehäuse, die Papierreserve für den Drucker oder auch private Körbe
und Taschen gehören im Arbeitsbereich nicht unter den Tisch, denn zu wenig Beinfreiheit führt zu einer verkrampften
Arbeitshaltung und den entsprechenden gesundheitlichen Beschwerden.

Gestaltung

Die Oberfläche eines Schreibtisches sollte reflexionsarm sein und gerundete Kanten haben, um störende Druckstellen an der
Auflagestelle der Unterarme zu vermeiden. 
Bewährter Standard für Stauraum am Schreibtisch sind rollbare Schreibtischcontainer, die viel mehr Flexibilität ermöglichen als
feste Schubladenblöcke.

Schränke und Regale

Bei der Beschaffung von Schränken und Regalen muss darauf geachtet
werden, wie Art und Gestaltung der Möbel direkte Auswirkungen auf die
Arbeitsabläufe im Büro haben. Z. B. sind geschlossene Schränke, denen heute oft
der Vorzug vor offenen Regalen gegeben wird, zwar optisch ansprechender und
ermöglichen einen Zugriffsschutz, die Türbedienung kann bei häufigen Zugriffen
aber sehr unpraktisch sein, oder die Türen bleiben offen stehen, was ein
Unfallrisiko bedeutet. Schiebetüren haben den Vorzug, dass sie weniger
Funktionsfläche (die zum Öffnen der Tür benötigte Fläche) nötig haben,
ermöglichen aber keinen Überblick über den gesamten Inhalt auf einmal. Was hier
im Einzelfall am Arbeitsplatz sinnvoll ist oder nicht, muss tätigkeitsabhängig
entschieden werden, wirkt sich auf den gesamten Arbeitsfluss aus und ist damit
auch ein Thema für Sicherheit und Gesundheitsschutz. Dabei ist durchaus
Kreativität (und gute Fachberatung) gefragt: Eine geeignete Möblierung kann etwa
viel dazu beitragen, dass ein kleiner oder ungünstig geschnittener Raum effektiv
und zuträglich genutzt werden kann. Auch können potenziell konfrontative
Situationen, etwa bei Kundenverkehr im Büro, durch einen passend platzierten halbhohen Schrank mit
Thekenaufsatz wirkungsvoll entschärft werden. Dieser wird an der in Richtung der Raumtür gerichteten Schmalseite der Tische
montiert und führt dazu, dass Besucher und Kunden von dort aus in Kontakt mit den Sachbearbeitern treten.

Schränke und Regale müssen standsicher aufgestellt sein, und zwar bei jedem Betriebszustand, also auch mit geöffneten Türen
oder Schubladen. Dabei sind die Herstellerangaben zu berücksichtigen. Im Zweifel gilt: lieber eine Kippsicherung mehr als eine zu
wenig installieren.

Wenn alle Fächer und Ablageflächen so angeordnet werden können, dass sie auf dem Boden stehend gut erreicht werden können,
ist das besonders vorteilhaft für einen zügigen Arbeitsablauf und die Sicherheit. Wenn das aus Platzgründen nicht möglich ist,
müssen geeignete Aufstiegshilfen griffbereit sein. Besser als einfache (Roll-)Tritte sind dabei Tritte mit Haltebügeln geeignet, mit
denen auch weniger trittsichere Beschäftigte gut arbeiten können und die es ermöglichen, beide Hände zur Arbeit einzusetzen.
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Beschaffung von Arbeitsdrehstühlen

An Arbeitsdrehstühle werden im Betrieb viele unterschiedliche Anforderungen
gestellt – außer Brauchbarkeit in der Nutzung sind oft auch der optische
Eindruck und nicht zuletzt der Preis wichtige Kriterien. Darüber sollte aber nicht
vergessen werden, dass ein Arbeitsdrehstuhl in erster Linie das wesentliche
Hilfsmittel zum ergonomischen Sitzen für Beschäftigte am Büroarbeitsplatz ist
und vor allem dafür geeignet sein muss.

Es ist ähnlich wie bei Schuhen – auch ein gut gestaltetes Modell passt nicht
automatisch jeder Nutzerin oder jedem Nutzer. Grundsätzlich sollten
Arbeitsdrehstühle daher nicht ohne „Anprobieren“ gekauft werden. Allerdings
kommt ein größeres Haus aus organisatorischen und wirtschaftlichen Gründen
nicht darum herum, Sammelbeschaffungen vorzunehmen.

Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, unter Beteiligung aller zuständigen Abteilungen und betrieblichen Expertinnen und
Experten wie Einkauf, Verwaltung, Betriebsärztin oder Betriebsarzt und Fachkraft für Arbeitssicherheit ein Konzept zur Beschaffung
von Arbeitsdrehstühlen festzulegen. Danach können z. B. nach gründlicher Erprobung ein oder zwei Standardstühle ausgewählt
werden, die den Beschäftigten zur Verfügung stehen – ggf. in unterschiedlichen Ausstattungsvarianten, mit oder ohne Armstützen,
mit unterschiedlichen Bezügen oder abwaschbar für patientennahe Bereiche. Damit kommt erfahrungsgemäß die große Mehrheit
der Beschäftigten gut zurecht. Nur wo das nicht der Fall ist, in der Regel für sehr große oder sehr kleine Beschäftigte und für solche
mit spezifischen körperlichen Bedürfnissen z. B. nach Vorerkrankungen, müssen nach Beratung durch interne und externe
Fachleute Sonderbeschaffungen vorgenommen werden, wobei ein gut aufgestellter Hauslieferant hilfreich ist.  

Wenig vorteilhaft ist es, wenn für jede neu einzurichtende Abteilung unabhängig Beschaffungen vorgenommen werden. Erst recht,
wenn dabei nach außerfachlichen Kriterien verfahren wird. Im Ergebnis ist dann eine unübersichtliche Vielfalt von Modellen und
Lieferanten in einem Haus vertreten und es ist kaum mehr möglich, die erforderliche ergonomische Qualität und Passgenauigkeit
sicherzustellen und für Beratung, Reparaturen und Sonderbeschaffungen die nötigen Ansprechpartner zu haben.

Der Markt bietet eine Fülle an Arbeitsdrehstühlen mit unterschiedlichen und manchmal sehr ausgefallenen Sitzkonzepten an –
Sattel- und Ballstühle, Kniehocker, Stühle mit geteilter Rückenlehne usw., die z. T. sehr offensiv und mit großen Versprechungen
beworben werden. Hier gilt: Solche Stühle können Menschen oft zwar durchaus helfen, mit weniger Beschwerden durch den
Arbeitsalltag am Schreibtisch zu kommen. Insbesondere, wenn in speziellen Fällen nach entsprechender medizinischer Beratung
z. B. im Rahmen einer Reha-Maßnahme ein spezieller Stuhl empfohlen wird, kann er eine wirkungsvolle Hilfe für die berufliche
Eingliederung sein. 
Für die flächendeckende Ausstattung im Betrieb sind ausgefallene Sitzkonzepte aber weniger geeignet, weil sie einiges an
Aufmerksamkeit und Akzeptanz von der Nutzerin bzw. vom Nutzer verlangen. Es kann sogar vorkommen, dass sie den
Anforderungen an Ergonomie und Standsicherheit schlicht nicht entsprechen. Mit guten Standardstühlen können hingegen die
Bedürfnisse einer großen Anzahl der Beschäftigten erfüllt werden und sie bieten in der Regel ein besseres Preis-Leistungs-
Verhältnis.
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Quellen

Bildschirm- und Büroarbeitsplätze – Leitfaden für die Gestaltung, DGUV Information 215-410
Die Qual der Wahl – wie beschaffe ich den passenden Stuhl? Hilfen und Kriterien für die Auswahl von Bürostühlen - VBG-
Praxis-Kompakt

Zurückgezogen

Gesund arbeiten am PC, Testen Sie Ihren Arbeitsplatz, U286

Ausstattung mit höhenverstellbaren Tischen

Bereits seit vielen Jahren sind Arbeitstische verfügbar, die nicht nur (mit Werkzeug
und Unterstützung einer technisch fachkundigen Person) einmalig auf die
gewünschte Höhe eingestellt, sondern jederzeit nach Bedarf verstellt werden
können. Grundsätzlich ist das eine ergonomisch sehr hilfreiche Funktion, sei es,
wenn, wie häufig in Pflege- und Funktionsbereichen der Fall, Personen
unterschiedlicher Größe den Platz nutzen, aber erst recht, wenn dadurch
abwechselnd im Sitzen oder Stehen gearbeitet werden kann. Mittlerweile ist das
Angebot an Sitz-Steh-Tischen recht groß geworden und die Preise damit
erschwinglicher. Sie liegen aber immer noch deutlich über denen konventioneller
Tische. Dadurch ist eine Vollausstattung mit Sitz-Steh-Tischen nach wie vor die
Ausnahme, zumal sich zwar immer mehr, aber längst nicht alle Beschäftigte eine
solche Lösung wünschen. Ziel einer guten Gesundheitsförderung sollte aber sein,
mit der Beschaffung eines Sitz-Steh-Tisches nicht so lange zu warten, bis eine
betroffene Person manifeste Rückenprobleme hat und daher kaum mehr in der Lage ist, dauernd im Sitzen zu arbeiten. Noch viel
mehr macht sich eine solche Investition ja bezahlt, wenn sich damit eine schwere Rückenerkrankung und die damit verbundenen
Ausfallzeiten vermeiden lassen. Wer sich für einen Sitz-Steh-Tisch interessiert, sollte darüber aufgeklärt sein, dass eine
entlastende Wirkung nur dann zu erzielen ist, wenn wirklich häufig, mindestens mehrmals am Arbeitstag zwischen Sitzen und
Stehen gewechselt wird. Schließlich ist dauerndes Stehen keinesfalls ein ergonomischer Gewinn, sondern ebenfalls eine
Belastung für Rücken, Gefäße und Füße – erst recht für Menschen, die ein hohes Körpergewicht haben.
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Quellen

Mehr Sicherheit bei Glasbruch, DGUV Information 202-087
Neu- und Umbauplanung im Krankenhaus unter Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes, DGUV Information 207-016
Glastüren, Glaswände, DGUV Information 208-014
Handlungsanleitung für den Umgang mit Leitern und Tritten, DGUV Information 208-016
Sonnenschutz im Büro, DGUV Information 215-444
Fenster, Oberlichter, lichtdurchlässige Wände, Technische Regel für Arbeitsstätten, ASR A1.6
Schutz vor Absturz und herabfallenden Gegenständen, Betreten von Gefahrenbereichen, Technische Regel für Arbeitsstätten,
ASR A2.1
Technische Regeln für die Verwendung von absturzsichernden Verglasungen, TRAV

i Spezifische Anforderungen an „Fenster“ gibt es für „Verwaltung“ nicht. Allgemeine Voraussetzungen finden Sie in

den BÜT Bereichsübergreifenden Themen.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 13
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, DGUV Regel Pkt. 2.12
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 13
GDA-ORGAcheck

Zurückgezogen

Übertragung von Unternehmerpflichten, DGUV Information 211-001

Als Unternehmer sind Sie neben dem wirtschaftlichen Ergebnis
auch für den Arbeits- und Gesundheitsschutz in Ihrem Betrieb
verantwortlich. Zudem tragen alle Führungskräfte Verantwortung für
die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in der Klinik. Sie übernehmen in ihrem
Verantwortungsbereich die Fürsorgepflichten des Unternehmens für
die Beschäftigten.

Die Führungskräfte informieren die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
zum Beispiel über neue Medizinprodukte und Arbeitsmittel, aber
auch wenn sich Arbeitsabläufe oder Arbeitsverfahren ändern. Sie
setzen die Beschäftigten entsprechend ihrer Qualifikation und ihren
persönlichen Voraussetzungen wie körperliche Konstitution oder
Alter ein. Sie weisen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihren
Aufgabenbereich ein, begehen und kontrollieren den Arbeitsbereich
und beaufsichtigen die Beschäftigten.

Neben diesen allgemeinen Fürsorgepflichten hat das Unternehmen
aber auch sehr konkrete Aufgaben im Arbeits- und
Gesundheitsschutz, die sich aus den Arbeitsschutzvorschriften
ergeben. Beispiele für diese Unternehmerpflichten sind:

eine Gefährdungsbeurteilung erstellen
festgestellte Mängel beseitigen
arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen veranlassen
Betriebsanweisungen erstellen oder bereitstellen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unterweisen
geeignete persönliche Schutzausrüstung bereitstellen
geeignete Hilfsmittel zum Bewegen und Lagern der Patientinnen und Patienten bereitstellen
Arbeitsunfälle dokumentieren

Da die Klinikleitung diese Unternehmerpflichten nicht alleine umsetzen kann, ist es
erforderlich, die Aufgaben und Pflichten, aber auch die notwendigen Befugnisse, auf
zuverlässige und fachkundige Personen zu übertragen. In der Regel sind dies die
Bereichsverantwortlichen, da nur sie über das erforderliche Arbeitsplatzwissen verfügen
und sie ohnehin für die Sicherheit ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verantwortlich
sind.

Um die Rechtssicherheit zu gewährleisten, müssen diese Pflichten und Befugnisse konkret
beschrieben und schriftlich übertragen werden.

Mit dieser Pflichtenübertragung nimmt die Führungskraft dem Arbeitgeber einen Teil seiner
Verantwortung ab. Dennoch bleibt der Arbeitgeber verantwortlich dafür, zu kontrollieren,
ob die übertragenen Pflichten auch wahrgenommen werden.

Die Pflichtenübertragung wird erst dann rechtswirksam, wenn die Führungskräfte mit den erforderlichen sachlichen, zeitlichen,
finanziellen und personellen Ressourcen und Befugnissen ausgestattet sind, um die ihnen übertragenen Aufgaben
wahrzunehmen.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, Pkt. 2.2
GDA-ORGAcheck

Für die Umsetzung der Maßnahmen im Arbeits- und Gesundheitsschutz ist grundsätzlich das Unternehmen verantwortlich. Wenn
es Unternehmerpflichten auf Führungskräfte überträgt, Expertinnen und Experten verpflichtet oder Beschäftigte mit besonderen
Aufgaben beauftragt, so ist es dennoch seine Pflicht, zu überwachen, ob die übertragenen Aufgaben ausgeführt werden.

Eine Möglichkeit, die Arbeit der Fachkraft für Arbeitssicherheit und der Betriebsärztin bzw.
des Betriebsarztes transparent darzustellen, ist der Jahresbericht, den beide Expertinnen
oder Experten gemäß DGUV Vorschrift 2 erstellen müssen. Ebenfalls geeignet ist ein
Vergleich der erbrachten mit den vertraglichen oder im Rahmen der Bestellung
vereinbarten Leistungen.

Führungskräfte sollten regelmäßig schriftlich bestätigen, dass sie die ihnen übertragenen
Unternehmerpflichten erfüllen. Dies kann durch einfache Vordrucke erfolgen, die die
Erledigung der einzelnen Pflichten (z. B. Durchführung der Unterweisung, Durchführung
bzw. Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung) dokumentieren.

Erst die Kontrolle gibt dem Unternehmern die Sicherheit, dass es seinen
Organisationspflichten nachgekommen ist und das angestrebte Arbeitsschutzniveau auch
wirklich erreicht wird.
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Da der Arbeitgeber in der Regel nicht über genügend Fachwissen für den Arbeits- und Gesundheitsschutz verfügt, hat ihm der
Gesetzgeber die Betriebsärztin bzw. den Betriebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit zur Seite gestellt. Diese sollen den
Arbeitgeber bei der Durchführung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes beraten und unterstützen.

Unabhängig davon, ob es sich bei der betriebsärztlichen Betreuung und der
Fachkraft für Arbeitssicherheit um eigene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oder
Expertinnen und Experten eines überbetrieblichen arbeitsmedizinischen und
sicherheitstechnischen Dienstes handelt, sind diese schriftlich zu bestellen. Sie
müssen nachweislich über die erforderliche arbeitsmedizinische oder
sicherheitstechnische Fachkunde nach dem ASIG oder der DGUV Vorschrift 2

verfügen.

Aufgabe des Arbeitgebers ist es, den Betreuungsumfang der betriebsärztlichen
Betreuung und der Fachkraft für Arbeitssicherheit zu ermitteln, diesen zwischen
beiden aufzuteilen und schriftlich zu vereinbaren. Umfang und Leistungen der
Betreuung ergeben sich aus dem ASIG und der DGUV Vorschrift 2.

Im Arbeitsschutzausschuss werden alle Belange des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes beraten. Die Sitzungen müssen mindestens einmal

vierteljährlich mit dem in § 11 ASIG vorgegebenen Personenkreis stattfinden.

Zur betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung gehört neben der
Grundbetreuung auch ein betriebsspezifischer Teil. Dieser berücksichtigt in besonderer
Weise die individuellen Gefährdungen und Belange einer Klinik.

Die Aufgaben der in allen Betrieben anfallenden Grundbetreuung werden in Anhang 3 der
DGUV Vorschrift 2 näher erläutert. Die Leistungen der betriebsspezifischen Betreuung sind
in Anhang 4 detailliert beschrieben.

Der Unternehmer hat die Aufgaben und Leistungen der betriebsärztlichen Betreuung und
Fachkräfte für Arbeitssicherheit entsprechend den betrieblichen Erfordernissen unter
Mitwirkung der betrieblichen Interessenvertretung zu ermitteln, aufzuteilen und mit ihnen
schriftlich zu vereinbaren. Dabei sind für beide Arbeitsschutzexpertinnen und
Arbeitsschutzexperten die Einsatzzeiten für die Grund- und die betriebsspezifische
Betreuung entsprechend den Vorgaben der DGUV Vorschrift 2 und den betrieblichen
Erfordernissen festzulegen. Hierzu kann das Unternehmen die Online-Handlungshilfe der Deutschen Gesetzlichen
Unfallversicherung (DGUV) nutzen.

Der Arbeitgeber kontrolliert regelmäßig, ob die betriebsärztliche Betreuung und die
Fachkraft für Arbeitssicherheit ihre Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen.

Bei der sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Betreuung der
Beschäftigten arbeiten die Betriebsärztin bzw. der Betriebsarzt und die Fachkraft
für Arbeitssicherheit eng zusammen. Über die Erfüllung der übertragenen
Aufgaben haben beide regelmäßig schriftlich zu berichten.

Die festgelegten Einsatzzeiten sind nachweislich zu erbringen. Mit der
Personalvertretung (Betriebs-/Personalrat/Mitarbeitervertretung), die auf die
Einhaltung der Arbeitsschutzvorschriften im Betrieb zu achten hat, haben die
Betriebsärztin bzw. der Betriebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit eng
zusammenzuarbeiten.
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Quellen

Unfallverhütungsvorschrift – Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2 (BGW)
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2 (UK NRW)
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2 (UK NRW), Anhang 3
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2 (UK NRW), Anhang 4
Online-Handlungshilfe zur Ermittlung des Betreuungsbedarfs gemäß DGUV Vorschrift 2
GDA-ORGAcheck
Informationen zur DGUV Vorschrift 2, TP-DGUV-Vorschrift2

Betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung in kleineren Betrieben

Für kleinere Betriebe sind auch andere Formen der Regelbetreuung bzw. alternative Betreuungsmodelle möglich. Nähere
Informationen dazu finden Sie unter den folgenden Links:

Regelbetreuung für Betriebe mit bis zu 10 Beschäftigten
Alternative bedarfsorientierte Betreuung für Unternehmen mit maximal 50 Beschäftigten
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 7
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 13
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, DGUV Regel Pkt. 2.6.1
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, DGUV Regel Pkt. 4.2.6
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 13
GDA-ORGAcheck

Im komplexen Gesamtgefüge eines Krankenhauses sind in Bezug auf den Arbeits- und Gesundheitsschutz vielfältige
Anforderungen zu erfüllen. Das Unternehmen hat deshalb für eine geeignete Organisation zu sorgen und ist verpflichtet, die
Aufgaben auf zuverlässige und geeignete Personen zu übertragen.

Geeignet sind Personen dann, wenn sie für ihre Aufgaben entsprechend befähigt und qualifiziert sind. Dies gilt für Führungskräfte
ebenso wie für Fachkräfte für Arbeitssicherheit, Betriebsärztinnen bzw. Betriebsärzte und Sicherheitsbeauftragte sowie für
Beschäftigte mit besonderen Aufgaben, zum Beispiel Brandschutzbeauftragte, Gefahrstoffbeauftragte oder Ersthelferinnen und
Ersthelfer.

Insbesondere Führungskräfte, die primär nicht im Arbeitsschutz ausgebildet sind,
sollten zunächst geschult werden, etwa wie sie Arbeitsschutzunterweisungen in ihrem
Arbeitsbereich durchführen und wie sie diese formell und inhaltlich gestalten können.
Fachlich unterstützt werden sie dabei von der Fachkraft für Arbeitssicherheit und der
betriebsärztlichen Betreuung.

Die notwendige Qualifikation der Funktionsträgerinnen und Funktionsträger ergibt sich
in der Regel aus Rechtsnormen wie dem Sozialgesetzbuch VII oder dem
Arbeitssicherheitsgesetz. Weitere Regelungen finden sich in
Unfallverhütungsvorschriften, etwa zur Aus- und Fortbildung der Ersthelferinnen und
Ersthelfer.

Wer Aufgaben im Arbeits- und Gesundheitsschutz übernimmt, sollte stets auf dem neuesten Stand sein und an entsprechenden
Qualifizierungsmaßnahmen teilnehmen. Ernennen Sie einen Verantwortlichen, der feststellt, welche Qualifizierungsmaßnahmen
nötig sind und wer diese durchführt. Innerhalb einer Klinik kann dies beispielsweise der Bereich der innerbetrieblichen
Fortbildung (IbF) übernehmen.

Grundsätzlich darf der Arbeitgeber Beschäftigte nur mit Tätigkeiten beauftragen, die sie aufgrund ihrer persönlichen und
fachlichen Eignung ausführen können, ohne sich oder andere zu gefährden.

Die Unfallversicherungsträger bieten für ihre Mitgliedsbetriebe zahlreiche
Fortbildungsmaßnahmen und Seminare an. Diese richten sich oft an bestimmte
Zielgruppen (z. B. Sicherheitsbeauftragte, Fachkräfte für Arbeitssicherheit,
Betriebsärztinnen bzw. Betriebsärzte, Führungskräfte, Personalvertretungen) oder
behandeln spezifische Themen, die für die Betriebe von Interesse sind (z. B. Umgang mit
Gefahrstoffen oder biologischen Arbeitsstoffen).

Für die Qualifikation der Funktionsträgerinnen und Funktionsträger im Arbeitsschutz ist
es sehr hilfreich, sich fortlaufend über das Seminarprogramm ihres zuständigen
Unfallversicherungsträgers zu informieren und benötigte Seminare frühzeitig zu buchen.

Für Mitgliedsbetriebe des Unfallversicherungsträgers sind Kosten für die Seminare in der
Regel schon in den Mitgliedsbeiträgen enthalten, so dass – abgesehen von der
investierten Arbeitszeit – keine zusätzlichen Kosten entstehen.

Auch Fachkräfte für Arbeitssicherheit und betriebsärztliche Betreuungen können innerbetriebliche Fortbildungen zum Arbeits- und
Gesundheitsschutz – etwa für Führungskräfte und Sicherheitsbeauftragte – planen und durchführen. Dabei können die
Informationsschriften und Broschüren der Unfallversicherungsträger als erläuternde und weiterführende Informationsquellen
eingesetzt werden.
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Der Schutz von werdenden Müttern und des ungeborenen Kindes zählt zu den Grundpflichten im Arbeits- und Gesundheitsschutz.
Welche Pflichten müssen Vorgesetzte besonders beachten?

Im Mutterschutzgesetz (MuSchG) vom 23.05.2017, das am 01.01.2018 in Kraft getreten ist, sind Bestimmungen aus dem bisherigen
MuSchG vom 20.06.2002 und der Verordnung zum Schutze der Mütter am Arbeitsplatz (MuScharbV vom 15.04.1997)
zusammengefasst worden. Zusätzlich wurden einige Bestimmungen neu hinzugenommen.

Für den Mutterschutz gilt das Gebot zur Risikominimierung in besonderem Maße.
Schwangere oder stillende Frauen können in Einzelfällen auch einen über den
normalen Umfang des Arbeitsschutzes hinausgehenden Schutz benötigen. Der
Arbeitgeber hat bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen einer schwangeren
oder stillenden Frau jetzt alle erforderlichen Maßnahmen für den Schutz ihrer
physischen und psychischen Gesundheit zu treffen. Soweit es verantwortbar ist,
ist der Frau auch während der Schwangerschaft, nach der Entbindung oder in der
Stillzeit die Fortführung ihrer Tätigkeiten zu ermöglichen. Neu eingeführt wurde
im MuSchG der Begriff der „nicht hinnehmbaren (unverantwortbaren)
Gefährdung“. Eine Gefährdung ist unverantwortbar, wenn die
Eintrittswahrscheinlichkeit einer Gesundheitsbeeinträchtigung angesichts der zu
erwartenden Schwere des möglichen Gesundheitsschadens nicht hinnehmbar ist
(§ 9 MuSchG).

Das MuSchG gilt jetzt unabhängig von einem Beschäftigungsverhältnis nach § 7
SGB IV auch für einen erweiterten Personenkreis schwangerer und stillender
Frauen (§1 MuSchG):

Schülerinnen und Studentinnen, soweit die Ausbildungsstelle Ort, Zeit und Ablauf der Ausbildungsveranstaltung
verpflichtend vorgibt oder sie im Rahmen der schulischen oder hochschulischen Ausbildung ein verpflichtend vorgegebenes
Praktikum ableisten,
Frauen in betrieblicher Berufsbildung und Praktikantinnen im Sinne von § 26 des Berufsbildungsgesetzes,
Frauen, die in Heimarbeit beschäftigt sind,
Frauen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind (jedoch
ohne Anspruch auf finanzielle Leistungen),
Frauen mit Behinderung, die in einer Werkstatt für behinderte Menschen beschäftigt sind,
Frauen, die als Freiwillige im Sinne des Jugendfreiwilligendienstgesetzes oder des Bundesfreiwilligendienstgesetzes tätig
sind,
Frauen, die als Entwicklungshelferinnen im Sinne des Entwicklungshelfer-Gesetzes tätig sind.

Mitteilung der schwangeren und stillenden Frau

Eine schwangere Frau soll ihrem Arbeitgeber ihre Schwangerschaft und den voraussichtlichen Tag der Entbindung mitteilen,
sobald sie weiß, dass sie schwanger ist. Eine stillende Frau soll ihrem Arbeitgeber so früh wie möglich mitteilen, dass sie stillt (§ 15
MuSchG). Eine Rechtspflicht zur Mitteilung wird damit nicht begründet.

Die Pflichten des Arbeitgebers unterteilen sich in:

1. Mitteilungspflicht

Der Arbeitgeber hat die Aufsichtsbehörde unverzüglich zu benachrichtigen, wenn eine Frau ihm mitgeteilt hat, dass sie schwanger
ist oder dass sie stillt (§ 27 MuSchG).

Mutterschutzrecht ist Landesrecht, maßgebend für die Zuständigkeit ist der Beschäftigungsort der werdenden Mutter. Das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) hat unter dem folgenden Link eine Liste der zuständigen
Behörden in allen 16 Bundesländern zusammengestellt, teilweise mit den jeweiligen Landesregelungen:
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Quellen

Mutterschutzgesetz (MuSchG)
Leitfaden zum Mutterschutz für schwangere und stillende Frauen - Bundesregierung
Aufsichtsbehörden für Mutterschutz und Kündigungsschutz: Informationen der Länder
Ausschuss für Mutterschutz (Geschäftsstelle), Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
Mutterschutzgesetz, BGW

2. Prüfpflichten

Neu ist, dass der Arbeitgeber jetzt für jeden Arbeitsplatz eine anlassunabhängige Gefährdungsbeurteilung nach § 5 ArbSchG zu
erstellen hat, egal ob an einem bestimmten Arbeitsplatz Frauen arbeiten oder ob eine Beschäftigte schwanger ist, da sämtliche
Arbeitsplätze generell geschlechtsneutral auszuschreiben sind. Der Arbeitgeber hat jetzt für jede Tätigkeit auch die Gefährdungen
nach Art, Ausmaß und Dauer zu beurteilen, denen eine schwangere oder stillende Frau oder ihr Kind ausgesetzt ist oder sein kann
(§ 10 MuSchG). Der unbestimmte Rechtsbegriff “rechtzeitig“, der früher im Ermessen des Arbeitgebers lag, entfällt. Damit ist der
Arbeitgeber nicht erst nach Bekanntgabe der Schwangerschaft oder des Stillens verpflichtet, den Arbeitsplatz der Beschäftigten
mit Blick auf mögliche gesundheitliche Gefahren hin zu überprüfen. Er kann sich wie bisher von der Sicherheitsfachkraft oder der
Betriebsärztin bzw. dem Betriebsarzt zu seiner Gefährdungsbeurteilung beraten und unterstützen lassen. Grundlage für die
Beurteilung der Arbeitsbedingungen schwangerer oder stillender Frauen sind die Regelungen des MuSchG, Hinweise zu ihrer
Umsetzung geben die zuständigen Aufsichtsbehörden der Bundesländer.
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Die Feststellung, ob eine unverantwortbare Gefährdung der schwangeren oder stillenden Frau vorliegt, erfolgt im Rahmen der nach
den Regelungen des MuSchG verpflichtend durchzuführenden Gefährdungsbeurteilung durch den Arbeitgeber. Nach Mitteilung
der Schwangerschaft bzw. des Umstandes des Stillens hat der Arbeitgeber der werdenden/stillenden Mutter ein Gespräch über
weitere Anpassungen ihrer Arbeitsbedingungen anzubieten. Die Gefährdungsbeurteilung und das Gesprächsangebot bzw. das
durchgeführte Gespräch sind zu dokumentieren (§ 14 MuSchG).

Sobald eine Frau dem Arbeitgeber mitgeteilt hat, dass sie schwanger ist oder stillt, muss er unverzüglich die in der
Gefährdungsbeurteilung festgelegten Schutzmaßnahmen umsetzen. Sind Schutzmaßnahmen erforderlich, die noch nicht in Kraft
gesetzt wurden, darf der Arbeitgeber die stillende oder schwangere Frau mit den entsprechenden Tätigkeiten nicht beschäftigen.

Schwangerschaft und Gefahrstoffe 

Bei Gefahrstoffexposition ist das Führen eines vollständigen Gefahrstoffkatasters Voraussetzung für die Gefährdungsbeurteilung.
Die schwangere Frau darf nicht beschäftigt werden, wenn sie Gefahrstoffen mit folgender Bewertung bei bestimmungsgemäßem
Umgang ausgesetzt ist (§ 11 MuSchG):

reproduktionstoxisch (fruchtbarkeitsgefährdend und fruchtschädigend) nach der Kategorie 1A, 1B oder 2 oder nach der
Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder über die Laktation,
keimzellmutagen (erbgutverändernd) nach der Kategorie 1A oder 1B,
karzinogen (krebserzeugend) nach der Kategorie 1A oder 1B,
spezifisch zielorgantoxisch nach einmaliger Exposition nach der Kategorie 1 (STOT SE 1, eindeutig toxisch bei einmaliger
Exposition des Menschen, auch ermittelt durch Tierversuche),
akut toxisch nach der Kategorie 1, 2 oder 3 (sehr hohe, hohe, mittlere Giftwirkung als gewichtsbezogene mittlere tödliche
Dosis LD-50),
Blei oder Bleiderivate, soweit die Gefahr besteht, dass diese Stoffe vom menschlichen Körper aufgenommen werden,
ausgewiesene Gefahrstoffe, die auch bei Einhaltung der arbeitsplatzbezogenen Vorgaben möglicherweise zu einer
Fruchtschädigung führen können.

Als Informationsquelle können diese Datenbanken bzw. Gefahrstofflisten dienen:

GESTIS Stoffdatenbank der IFA
GisChem Gefahrstoffdatenbank der BG RCI und BGHM
MAK- und BAT-Werte Liste der Senatskommission der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) zur Prüfung

gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe

Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne des MuSchG gilt insbesondere als ausgeschlossen, wenn

für den jeweiligen Gefahrstoff die arbeitsplatzbezogenen Vorgaben eingehalten werden und der Stoff bei Einhaltung der
arbeitsplatzbezogenen Vorgaben hinsichtlich einer Fruchtschädigung als sicher bewertet wird oder
der Gefahrstoff nicht in der Lage ist, die Plazentaschranke (Barriere im Mutterkuchen) zu überwinden, oder aus anderen
Gründen ausgeschlossen ist, dass eine Fruchtschädigung eintritt, oder
der Gefahrstoff nicht als reproduktionstoxisch nach der Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder über die Laktation zu
bewerten ist (§ 11 MuSchG).

Schwangerschaft und biologische Arbeitsstoffe

Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keinen Arbeitsbedingungen
aussetzen, bei denen sie in einem Maß mit biologischen Arbeitsstoffen der
Risikogruppen 2, 3 oder 4 nach § 3 der Biostoffverordnung (BioStoffV) in Kontakt
kommen kann, dass dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare
Gefährdung darstellt. Eine unverantwortbare Gefährdung liegt insbesondere vor,
wenn die schwangere Frau mit folgenden Biostoffen in Kontakt kommen kann:

Biostoffe, die in die Risikogruppe 4 nach BioStoffV einzustufen sind
Rötelnvirus oder Toxoplasma (§ 11 MuSchG).

Eine unverantwortbare Gefährdung gilt insbesondere als ausgeschlossen, wenn
die schwangere Frau über einen ausreichenden Immunschutz gegen die o. g.
Biostoffe verfügt. Die werdende und stillende Mutter darf nicht mit Stoffen,
Zubereitungen oder Erzeugnissen, die erfahrungsgemäß Krankheitserreger

übertragen können, umgehen, wenn sie den Krankheitserregern ausgesetzt ist.
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Schwangerschaft und physikalische Gefährdungen

Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen sie physikalischen Einwirkungen in
einem Maß ausgesetzt sein kann, dass dies für sie oder ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. Als mögliche
unverantwortbare Gefährdungen sind insbesondere zu berücksichtigen:

ionisierende und nicht ionisierende Strahlungen,
Erschütterungen, Vibrationen und Lärm,
Hitze, Kälte und Nässe (§ 11 MuSchG).

Wer eine Tätigkeit plant oder ausübt, bei der ionisierende Strahlung auftreten kann, ist verpflichtet, jede unnötige
Strahlenexposition oder Kontamination von Mensch und Umwelt zu vermeiden. Verantwortlich für die Einhaltung der
Schutzvorschriften ist derjenige, der genehmigungsbedürftig oder genehmigungsfrei mit sonstigen radioaktiven Stoffen umgehen
lässt bzw. Anlagen zur Erzeugung ionisierender Strahlen (z. B. Beschleuniger, Röntgeneinrichtungen, Störstrahler) betreibt.

Gemäß § 37 der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) bzw. § 22 der Röntgenverordnung (RöV) darf werdenden Müttern in
Ausübung ihres Berufs oder zur Erreichung ihres Ausbildungszieles der Zutritt zu Kontrollbereichen nur dann erlaubt werden,
wenn die bzw. der fachkundige Strahlenschutzverantwortliche oder die bzw. der Strahlenschutzbeauftragte dies ausdrücklich
gestattet und eine innere berufliche Strahlenexposition ausgeschlossen ist (§ 43 StrlSchV).
Es müssen Gründe vorliegen, die die Anwesenheit der Schwangeren zur Durchführung oder Aufrechterhaltung der
Betriebsvorgänge im Kontrollbereich erforderlich machen (§ 37 StrlSchV, § 22 RöV) oder der Aufenthalt muss zur Erreichung
ihres Ausbildungszieles erforderlich sein.
Durch geeignete Überwachungsmaßnahmen (z. B. Einsatz von Dosimetern) ist sicherzustellen, dass der Dosisgrenzwert von 1
Millisievert für das ungeborene Kind (Gebärmutterdosis der Schwangeren), vom Zeitpunkt der Mitteilung der Schwangerschaft
bis zu deren Ende nicht überschritten wird (§ 55 StrlSchV; § 31 RöV).
Zu Sperrbereichen darf schwangeren Frauen (außer als Patientin) der Zutritt nicht gestattet werden.

In bestimmten Bereichen von starken magnetischen bzw. elektromagnetischen Feldern (nicht-ionisierenden Strahlen) ist eine
nachteilige Wirkung auf den menschlichen Organismus, insbesondere auch auf die werdende Mutter und ihr Kind, nicht
auszuschließen. Es wird daher (entsprechend den Empfehlungen des Bundesamtes für Strahlenschutz und der
Strahlenschutzkommission) empfohlen, schwangere Frauen im Magnetraum von MR-Tomografieanlagen und an
Hyperthermiearbeitsplätzen nicht einzusetzen.

Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau insbesondere keine Tätigkeiten ausüben lassen

in Räumen mit einem Überdruck im Sinne von § 2 der Druckluftverordnung,
in Räumen mit sauerstoffreduzierter Atmosphäre,
im Bergbau unter Tage (§ 11 MuSchG).

Weiterhin darf der Arbeitgeber eine schwangere Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen
aussetzen, bei denen sie körperlichen Belastungen oder mechanischen Einwirkungen in einem Maß ausgesetzt ist oder sein kann,
dass dies für sie oder ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. Dies gilt insbesondere für Tätigkeiten, bei denen

sie ohne mechanische Hilfsmittel regelmäßig Lasten von mehr als 5 kg Gewicht oder gelegentlich Lasten von mehr als 10 kg
Gewicht von Hand heben, halten, bewegen oder befördern muss,
sie mit mechanischen Hilfsmitteln Lasten von Hand heben, halten, bewegen oder befördern muss und dabei ihre körperliche
Beanspruchung der gleichen Arbeit wie oben entspricht (regelmäßig Lasten von 5 kg Gewicht, gelegentlich Lasten von mehr
als 10 kg Gewicht),
sie nach Ablauf des 5. Monats der Schwangerschaft überwiegend bewegungsarm stehen muss, und wenn diese Tätigkeit
täglich 4 Stunden überschreitet,
sie sich häufig erheblich strecken, beugen, dauernd hocken, sich gebückt halten oder sonstige Zwangshaltungen einnehmen
muss,
sie auf Beförderungsmitteln eingesetzt wird, wenn dies für sie oder ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt,
Unfälle, insbesondere durch Ausgleiten, Fallen oder Stürzen oder Tätigkeiten zu befürchten sind, die für sie oder ihr Kind eine
unverantwortbare Gefährdung darstellen,
sie eine Schutzausrüstung tragen muss und das Tragen eine Belastung darstellt oder
eine Erhöhung des Drucks im Bauchraum zu befürchten ist, insbesondere bei Tätigkeiten mit besonderer Fußbeanspruchung
(§ 11 MuSchG).

V Sicheres Krankenhaus | VerwaltungFührungsaufgaben

Gefährdungsbeurteilung

Gedruckt am: 19.06.2020 www.sicheres-krankenhaus.de       Seite 24



Quellen

Mutterschutzgesetz (MuSchG)
Leitfaden zum Mutterschutz für schwangere und stillende Frauen - Bundesregierung
Mutterschutzgesetz, BGW
Ausschuss für Mutterschutz (Geschäftsstelle), Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
Aufsichtsbehörden für Mutterschutz und Kündigungsschutz: Informationen der Länder

Bei den folgenden Tätigkeiten besteht für schwangere Frauen ein Beschäftigungsverbot:

Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden kann,
Fließarbeit oder
getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, wenn die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo für die schwangere Frau
oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt (§ 11 MuSchg).
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Schwangere oder stillende Frauen dürfen nicht über 8,5 Stunden täglich oder 90 Stunden in der Doppelwoche beschäftigt werden,
nicht zwischen 20.00 und 6.00 Uhr und nicht an Sonn- und Feiertagen (§§ 4,5 MuSchG). Nach § 28 MuSchG kann die
Aufsichtsbehörde auf Antrag des Arbeitgebers die Beschäftigung bis 22 Uhr genehmigen, wenn folgende Voraussetzungen
vorliegen:

Die werdende Mutter erklärt sich ausdrücklich zur Beschäftigung bis 22 Uhr bereit,
nach ärztlichem Zeugnis spricht nichts gegen eine Beschäftigung der werdenden Mutter bis 22 Uhr,
eine unverantwortbare Gefährdung (insbesondere durch Alleinarbeit) ist ausgeschlossen.

Eine schwangere oder stillende Frau unter 18 Jahren darf der Arbeitgeber nicht mit einer Arbeit beschäftigen, die die Frau über 8
Stunden täglich oder über 80 Stunden in der Doppelwoche hinaus zu leisten hat. Sonntage werden in der Doppelwoche
eingerechnet (§§ 4,5 MuSchG).

Stillende Frauen

Im MuSchG vom 23.05.2017 wurde die zeitliche Obergrenze für die freizustellende Stillzeit auf 12 Monate begrenzt. Der Arbeitgeber
hat eine stillende Frau auf ihr Verlangen für die zum Stillen erforderliche Zeit freizustellen. Unzulässige Tätigkeiten und
Arbeitsbedingungen für stillende Frauen sind:

wenn sie reproduktionstoxischen Gefahrstoffen nach der Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder über die Laktation
ausgesetzt ist oder sein kann,
wenn sie Blei und Bleiderivaten ausgesetzt ist oder sein kann, soweit die Gefahr besteht, dass diese Stoffe vom menschlichen
Körper aufgenommen werden,
wenn sie in einem Maß mit Biostoffen der Risikogruppe 2,3 oder 4 im Sinne von § 3 BioStoffV in Kontakt kommen kann, dass
dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt,
wenn sie physikalischen Einwirkungen, insbesondere ionisierenden oder nicht ionisierenden Strahlungen, in einem Maß
ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie oder ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt (§ 12 MuSchG).

Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau insbesondere folgende Tätigkeiten nicht ausüben lassen:

in Räumen mit einem Überdruck im Sinne von § 2 der Druckluftverordnung,
im Bergbau unter Tage,
Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden kann,
Fließarbeit oder
getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, wenn die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo für die stillende Frau
oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt (§ 12 MuSchG).

Rangfolge der Maßnahmen zum Schutz der werdenden und stillenden Mütter 
Eine schwangere oder stillende Frau ist auf ihrem Arbeitsplatz weiter zu beschäftigen, solange dies keine unverantwortbare
Gefährdung darstellt. Auf Grundlage der Gefährdungsbeurteilung muss der Arbeitgeber Maßnahmen zum Schutz der werdenden
oder stillenden Mutter treffen. Die Rangfolge der Schutzmaßnahmen ist:

Umgestaltung der Arbeitsbedingungen
Arbeitsplatzwechsel
Betriebliches Beschäftigungsverbot

Ist eine Umgestaltung der Arbeitsbedingungen nicht möglich, oder wegen des unverhältnismäßigen Aufwandes nicht zumutbar,
hat der Arbeitgeber die erforderlichen Maßnahmen für einen Arbeitswechsel zu treffen. Ist dies auch nicht möglich, hat der
Arbeitgeber nur noch die Möglichkeit, die werdende oder stillende Mutter auf grund eines generellen Beschäftigungsverbotes
freizustellen (§ 13 MuSchG).

Liegemöglichkeit

Zum Ausruhen während der Pausen und, wenn es erforderlich ist, auch während der Arbeitszeit ist es den werdenden oder
stillenden Müttern zu ermöglichen, sich auf einer Liege in einem geeigneten Raum hinzulegen und auszuruhen (§ 6
Arbeitsstättenverordnung).
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Quellen

Mutterschutzgesetz (MuSchG)
Leitfaden zum Mutterschutz für schwangere und stillende Frauen - Bundesregierung
Aufsichtsbehörden für Mutterschutz und Kündigungsschutz: Informationen der Länder
Ausschuss für Mutterschutz (Geschäftsstelle), Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
Mutterschutzgesetz, BGW

Ausschuss für Mutterschutz

Neu eingeführt wurde ein Ausschuss für Mutterschutz. Dieser Ausschuss ist beim Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend angesiedelt sein (§ 30 MuSchG).

Aufgabe des Ausschusses für Mutterschutz ist es, unverantwortbare Gefährdungen der schwangeren Frau und ihres Kindes zu
ermitteln und sicherheitstechnische, arbeitsmedizinische und arbeitshygienische Regeln zur Umsetzung des Mutterschutzrechts
zu erarbeiten. Arbeitgebern und Aufsichtsbehörden soll der Ausschuss in Umsetzungsfragen den neuesten Stand
wissenschaftlicher und technischer Erkenntnisse vermitteln, damit eine bundeseinheitliche und praxisgerechte Ausrichtung des
Mutterschutzgesetzes erreicht werden kann.

Hält sich der Arbeitgeber an die vom Ausschuss für Mutterschutz im Gemeinsamen Ministerialblatt veröffentlichten Regeln und
Erkenntnisse, so ist davon auszugehen, dass die im MuSchG gestellten Anforderungen erfüllt sind (§ 9 MuSchG).
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Gefährdungsbeurteilung – eine Arbeitgeberpflicht

Der Arbeitgeber muss eine Gefährdungsbeurteilung durchführen und alle für die Beschäftigten mit ihrer Arbeit verbundenen
Gefährdungen ermitteln ( § 5 Abs. 1 Arbeitsschutzgesetz).

Da die Klinikleitung diese Unternehmerpflichten nicht allein umsetzen kann, ist es
erforderlich, die Aufgaben und Pflichten, aber auch die notwendigen Befugnisse
auf zuverlässige und fachkundige Personen zu übertragen. In der Regel sind dies
die Bereichsverantwortlichen, da nur sie über das erforderliche Arbeitsplatzwissen
verfügen und sie ohnehin für die Sicherheit ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
verantwortlich sind.

Im Krankenhaus mit seinen vielfältigen Arbeitsbereichen und Tätigkeiten sind
zahlreiche Gefährdungen zu berücksichtigen. Dazu gehören hauptsächlich Haut-,
Rücken- und Infektionserkrankungen. Gleichwohl dürfen Gefährdungen, wie
elektrische Gefährdungen, Sturzgefahren und Röntgenstrahlen, nicht vergessen
werden.
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Ablauf einer Gefährdungsbeurteilung

Eine Gefährdungsbeurteilung läuft nach folgenden Prozessschritten ab:

1. Festlegen von Arbeitsbereichen und Tätigkeiten
2. Ermitteln der Gefährdungen
3. Beurteilen der Gefährdungen (Ermittlung des Risikos für die Beschäftigten durch

Abschätzen der Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadensschwere)
4. Festlegen konkreter Arbeitsschutzmaßnahmen (dabei ist die Rangfolge der

Schutzmaßnahmen nach § 4 Arbeitsschutzgesetz zu beachten)
5. Durchführung der Maßnahmen
6. Überprüfen der Wirksamkeit der Maßnahmen
7. Fortschreiben der Gefährdungsbeurteilung

Eine Gefährdungsbeurteilung muss alle Arbeitsbereiche berücksichtigen. Neben dem Krankenhausbetrieb gehören hierzu auch
die Außenbereiche (z. B. Grünanlagen, Entsorgung) oder der Außendienst (z. B. Fahrdienste, Krankentransporte). Auch die
Kantine, Pausenräume oder andere Orte, an denen sich Beschäftigte nur aufhalten, sind mit einzubeziehen. Anhand des
Organigramms ist zu überprüfen, ob alle Arbeitsbereiche des Krankenhauses bei der Gefährdungsbeurteilung berücksichtigt
worden sind.

Das Gleiche gilt für die verschiedenen Tätigkeiten der Beschäftigten. Es sind alle
Tätigkeiten zu erfassen, unabhängig davon, wo oder in welcher Art und Weise sie
ausgeführt werden. Einfacher geht das, wenn bei der Ermittlung der gefährdenden
Tätigkeiten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einbezogen werden. Gefährdungen
mit höherem Risiko (siehe Prozessschritt 3) müssen vorrangig bearbeitet werden. Für
gleichartige Tätigkeiten reicht eine exemplarische Gefährdungsbeurteilung.

Bestimmte Personengruppen können bei ihrer Tätigkeit stärker gefährdet sein. Sie müssen
deshalb bei der Gefährdungsbeurteilung explizit berücksichtigt werden.

Zu den besonderen Personengruppen gehören:

Jugendliche
ältere Beschäftigte
werdende oder stillende Mütter
Beschäftigte ohne ausreichende Deutschkenntnisse
Menschen mit Behinderungen oder Vorerkrankungen
Beschäftigte in Leiharbeit, Praktikanten/Praktikantinnen, Berufsanfänger/Berufsanfängerinnen, Beschäftigte aus
Fremdbetrieben
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rettungsdienst

Darüber hinaus ist eine personenbezogene Ermittlung und Bewertung der Gefährdungen bei ständig wechselnden Arbeitsplätzen
(z. B. Haustechniker) und bei besonderen Leistungsvoraussetzungen oder hohen Belastungen (z. B. Rettungsdienst) erforderlich.
Auch bei älteren Arbeitnehmern kann eine personenbezogene Gefährdungsbeurteilung sinnvoll sein.

„Betriebszustände“ können ebenfalls besondere Gefährdungen hervorrufen. In Kliniken sind dies:

Großschadensereignisse im Einzugsgebiet mit zahlreichen Verletzten
Häufung von Infektionskrankheiten
Überdurchschnittlicher Personalausfall
Interne Notfälle (z. B. Brände)
Ausfall oder Störung von technischen Anlagen
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Wer ist zu beteiligen?

Laut Arbeitsschutzgesetz müssen Arbeitgeber bei der Ableitung von
Arbeitsschutzmaßnahmen den Stand von Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene
sowie sonstige gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse beachten.
Deswegen ist es wichtig, die Funktionsträger im Arbeitsschutz bei der Erstellung
der Gefährdungsbeurteilung hinzuzuziehen.

Die Funktionsträger im Arbeitsschutz sind:

Betriebsärzte/-ärztinnen
Fachkräfte für Arbeitssicherheit
Sicherheitsbeauftragte
Beschäftigtenvertretung (Betriebsrat, Personalrat, MAV)
sonstige Fachleute und Beauftragte für Hygiene, Gentechnik, Abfall,
Gefahrstoffe, Medizinprodukte

Der Betriebsarzt bzw. die Betriebsärztin und die Fachkraft für Arbeitssicherheit beraten den Arbeitgeber im Sinne des
Arbeitssicherheitsgesetzes (ASiG) insbesondere bei folgenden Schritten der Gefährdungsbeurteilung:

Ermitteln der Gefährdungen
Beurteilen der Gefährdungen
Festlegen konkreter Arbeitsschutzmaßnahmen
Dokumentation
Überprüfen der Wirksamkeit der Maßnahmen

Die Personalvertretungen müssen gemäß der jeweils gültigen Rechtsgrundlage
(Personalvertretungsgesetz, Betriebsverfassungsgesetz,
Mitarbeitervertretungsordnungen) an der Gefährdungsbeurteilung beteiligt werden.

Ein geeignetes Gremium für die Kooperation bei der Bearbeitung der
Gefährdungsbeurteilung ist der Arbeitsschutzausschuss, da die Funktionsträger hier
Gelegenheit zum Austausch, auch mit der Unternehmensleitung, haben.

Neben dem Arbeitsschutzwissen der Fachleute sind aber auch Kenntnisse über die
Arbeitsplätze und Arbeitsverfahren erforderlich. Hier sind die Beschäftigten und
insbesondere die Führungskräfte vor Ort gefragt. Sie sollten unbedingt einbezogen
werden, wenn Arbeitsbereiche und Tätigkeiten festgelegt, Maßnahmen durchgeführt
sowie die Wirksamkeit der Maßnahmen überprüft werden.

Gefahren können auch an Schnittstellen, wie zum Beispiel zwischen Entsorgung und Pflege oder Reinigung und OP, entstehen. Das
Gleiche gilt für verschiedene Arbeitsbereiche, beispielsweise wenn sich die Reinigungskraft an einer weggeworfenen benutzten
Kanüle eine Nadelstichverletzung zuzieht. Deswegen ist es sinnvoll, bei der Beurteilung von Schnittstellen die jeweiligen
Fachleute und Beauftragten hinzuzuziehen.
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Welche Vorschriften sind zu beachten?

Neben dem Arbeitsschutzgesetz und anderen allgemeinen gesetzlichen Vorgaben (z. B.
Mutterschutzgesetz, Arbeitszeitgesetz) müssen Krankenhäuser je nach Arbeitsbereich
und den dort vorkommenden Gefährdungen auch spezielle Rechtsverordnungen
berücksichtigen. Dies sind z. B.:

Biostoffverordnung (Biologische Arbeitsstoffe)
Gefahrstoffverordnung (Gefahrstoffe)
Betriebssicherheitsverordnung (Arbeitsmittel und Anlagen)
Röntgenverordnung (Röntgenstrahlung)
Lastenhandhabungsverordnung (Heben und Tragen)

Ebenso sind die Vorschriften der Unfallversicherungsträger sowie zahlreiche Regeln und Normen zu beachten. Dazu gehören etwa:

Unfallverhütungsvorschriften (z. B. DGUV Vorschrift 1 , BGV A1)
Berufsgenossenschaftliche Regeln (z. B. TRBA 250, GUV-R 250)
Technische Regeln für Gefahrstoffe (z. B. TRGS 526)
Technische Regeln für Biologische Arbeitsstoffe (z. B. TRBA 400)

Die oben stehenden Auflistungen sind nicht vollständig.

Grundsätzlich ist im Einzelfall zu prüfen, welche Regelungen für die Arbeitsbereiche und
Tätigkeiten im Krankenhaus gelten.

In der Praxis hat es sich bewährt, die Gefährdungsbeurteilungen nach verschiedenen
Rechtsverordnungen (Biostoffverordnung, Gefahrstoffverordnung etc.) arbeitsbereichs-
bzw. tätigkeitsbezogen in einer Gefährdungsbeurteilung zusammenzufassen.

Die Gefährdungsbeurteilung ist unbedingt vor Aufnahme der Tätigkeit zu erstellen und
sollte sämtliche Einflussfaktoren berücksichtigen. Auch müssen entsprechende Arbeits-
und Gesundheitsschutzmaßnahmen vor Beginn der Tätigkeiten eingeleitet bzw.
umgesetzt sein. Wenn sich Arbeitsverfahren, Arbeitsmittel oder Arbeitsabläufe ändern
oder neue hinzukommen, ist die Gefährdungsbeurteilung rechtzeitig anzupassen.

Rangfolge zur Festlegung von Schutzmaßnahmen

Für die Festlegung von Schutzmaßnahmen im Arbeits- und Gesundheitsschutz gilt
folgende Rangfolge:

Zunächst gilt es, Gefährdungen möglichst zu vermeiden, zum Beispiel indem Gefahrstoffe
durch weniger gefährliche Stoffe mit gleicher Wirkung ersetzt werden. Kann eine
Gefahrenquelle nicht vollständig ersetzt oder beseitigt werden, können Gefährdungen
durch technische Maßnahmen minimiert werden. Wenn dies nicht möglich ist, sind
organisatorische Schutzmaßnahmen zu treffen. Erst danach soll auf das
sicherheitsgerechte Verhalten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hingewirkt werden.
Falls erforderlich, ist den Beschäftigten geeignete persönliche Schutzausrüstung zur Verfügung zu stellen. Die Führungskräfte
haben darauf zu achten, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter diese auch benutzen.
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Hier ein Beispiel, wie mit technischen, organisatorischen und personenbezogenen Maßnahmen Rückenbelastungen reduziert
werden können:

Technische Maßnahmen
Patientenzimmer werden so gestaltet, dass genügend Platz für den Einsatz von technischen Hilfsmitteln vorhanden ist.
Es werden elektrisch höhenverstellbare Betten und ausreichend geeignete Patientenlifter zu Verfügung gestellt.
Zusätzlich werden „Kleine Hilfsmittel“ wie Anti-Rutschmatten, Gleitmatten, Bettleiter oder Rutschbrett eingesetzt.

Organisatorische Maßnahmen
Das Personal wird bedarfsgerecht eingesetzt, um Arbeitsbelastungsspitzen auszugleichen oder das Arbeiten zu zweit zu
ermöglichen.
Die Pflegekräfte werden ausreichend in rückengerechten Arbeitsweisen und im Umgang mit Hebe- und Transferhilfsmitteln
geschult und unterwiesen.
Bei der Pflegeplanung werden individuelle Belastungen berücksichtigt, die sich beispielsweise durch Patienten mit
starkem Übergewicht oder hohem Pflegebedarf ergeben, und geeignete Schutzmaßnahmen getroffen.

Personen-/verhaltensbezogene Maßnahmen
Die individuelle Leistungsfähigkeit der Beschäftigten wird bei der Arbeitsplanung und beim Arbeitseinsatz berücksichtigt.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter arbeiten in rückengerechter Arbeitsweise und benutzen die zur Verfügung gestellten
Hebe- und Transferhilfen.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tragen für die Pflege geeignete Arbeitsschuhe und -kleidung.

Die Schutzmaßnahmen sind wesentlicher Bestandteil einer Gefährdungsbeurteilung. Für den Erfolg des Gesamtprozesses ist es
von großer Bedeutung, die Schutzmaßnahmen konkret zu beschreiben, nach dem Schema: Wer hat Was bis Wann zu tun.

Beispiel

Bei der Gefährdungsbeurteilung wurde festgestellt, dass häufig Patiententransfers von Pflegekräften ausgeführt werden. Es ist
bekannt, dass diese den Rücken stark belasten.

Als Schutzmaßnahme wird festgelegt, dass bei den gefährdenden Tätigkeiten Patientenlifter eingesetzt werden sollen. Eine
quantitative Bedarfsermittlung wurde bereits durchgeführt. Jetzt sollen Maßnahmen getroffen werden, die sicherstellen, dass eine
ausreichende Anzahl geeigneter Patientenlifter beschafft wird. 
 

... Maßnahme Verantwortlicher Umzusetzen
bis Erledigt ...

 Es wird eine Marktübersicht über die derzeit
verfügbaren Patientenlifter erstellt.

Pflege​dienstleitung/ 
-di​rektion Datum Erledigungsdatum  

 
Zwei Patientenlifter aus dem Angebot werden
ausgewählt und in der chirurgischen Abteilung
erprobt.

Stationsleitung
Chirurgie Datum Erledigungsdatum  

 Mitarbeiter werden befragt, ob sich die Patientenlifter
eignen.

Stationsleitung
Chirurgie Datum Erledigungsdatum  

 
Nach Auswertung der Rückmeldungen werden
Patientenlifter in ausreichender Stückzahl
angeschafft.

Geschäftsführung,
Pflegedienstleitung/ 
-di​rektion

Datum Erledigungsdatum  

... ... ... ... ... ...
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Wirksamkeitskontrolle

Das Überprüfen der Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit erfolgt in drei Schritten:

1. Kontrolle, ob die Maßnahmen durch die beauftragten Personen umgesetzt wurden.
2. Prüfung, ob die Gefährdungen vermieden oder so weit reduziert wurden, dass die Schutzziele erreicht sind. Ferner ist zu

prüfen, ob durch die Umsetzung der Maßnahmen keine neuen oder zusätzlichen Gefährdungen entstanden sind.
3. Das Ergebnis wird schriftlich festgehalten.

Werden Mängel erkannt, müssen die objektiven Ursachen hierfür festgestellt und beseitigt werden.

Manchmal fehlen die notwendigen oder geeigneten Arbeitsmittel. Häufig liegt es jedoch daran, dass die Beschäftigten nicht
ausreichend informiert, motiviert und qualifiziert sind oder dass sie in sicherheitsgerechten Arbeitsweisen nicht geübt sind. In
diesem Fall müssen die Beschäftigten unterwiesen werden.

Ist erst einmal ein hohes Arbeitsschutzniveau erreicht, lässt sich dieses in der Regel mit wenig Aufwand aufrechterhalten.

Grundsätzlich ist es sinnvoll, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Wirksamkeitskontrolle zu beteiligen. Zusätzlich sollten
Fragen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes regelmäßig in Mitarbeiterbesprechungen thematisiert werden. Dabei können die
Wirksamkeit und die Akzeptanz von neuen Arbeitsschutzmaßnahmen, zum Beispiel durch gezieltes Nachfragen und
Erfahrungsberichte, überprüft werden.

Dokumentation

Nach dem Arbeitsschutzgesetz muss die Gefährdungsbeurteilung grundsätzlich
schriftlich dokumentiert werden. Betriebe mit mehr als zehn Beschäftigten
dokumentieren das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung, die festgelegten
Maßnahmen des Arbeitsschutzes und das Ergebnis ihrer Wirksamkeitskontrolle
schriftlich. Bei gleichartiger Gefährdungssituation reicht es, die Angaben
zusammenzufassen.

Eine gut strukturierte Gefährdungsbeurteilung ist so aufgebaut, dass die
schriftlichen Ergebnisse, die sich aus der Planung und Durchführung der
Gefährdungsbeurteilung ergeben, gleichzeitig als Dokumentation dienen. Es entsteht
somit kein zusätzlicher Aufwand.

Neben der Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen bietet eine sorgfältige Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung
zahlreiche Vorteile für den Unternehmer und die Führungskräfte.

Das zusammengetragene Arbeitsplatz- und Arbeitsschutzwissen bleibt dem Unternehmen langfristig erhalten.
Einmal dokumentiertes Wissen lässt sich mit geringem Aufwand aktualisieren.
Aus der Dokumentation gehen eindeutig die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten für die Arbeitsschutzmaßnahmen
hervor.
Die Dokumentation ist ein gutes Steuerungsinstrument für Führungskräfte, da sie einen Überblick über die bereits
durchgeführten und noch umzusetzenden Schutzmaßnahmen bietet.
Aus der Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung lassen sich die erforderlichen Arbeitsschutzunterweisungen ableiten.
Eine vollständige Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung eignet sich ausgezeichnet als Nachweis der
Arbeitsschutzmaßnahmen gegenüber Behörden.

Dokumentiert werden folgende Arbeitsschritte:

Ermitteln und Beurteilen der Gefährdungen
Festlegen von Schutzzielen und konkreten Arbeitsschutzmaßnahmen
Überprüfen der fristgerechten Durchführung und Wirksamkeit der Maßnahmen
Zeitpunkt der nächsten Überprüfung
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Quellen

Psychische Belastung – der Schritt der Risikobeurteilung, DGUV Information 206-026
Arbeitsschutzdokumente
Hilfen zur Ermittlung und Beurteilung von Gefährdungen, MM2
Rückengerechtes Arbeiten in Pflege und Betreuung, MM3
Gefährdungsbeurteilung Nadelstichverletzung (NSV), MM1
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 3
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 4
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 6
Mutterschutzgesetz (MuSchG), Zweiter Abschnitt
Behindertengleichstellungsgesetz (BGG), Abschnitt 2
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 9
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 10
Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit (ASiG), Dritter Abschnitt
Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG), Dritter Abschnitt
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG), Vierter Abschnitt
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 5
Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG), Teil 2
Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV), § 3
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV), § 3
Anforderungen an die Bereitstellung und Benutzung der Arbeitsmittel (BetrSichV), § 4
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG), § 10
Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), § 7
Biostoffverordnung (BioStoffV), § 8
Biostoffverordnung (BioStoffV), § 11
Entwicklung einer Gefährdungsbeurteilung im Hinblick auf die Arbeitszeit
Ratgeber zur Gefährdungsbeurteilung
Leitmerkmalmethode zur Beurteilung von Heben, Halten, Tragen, BAuA
Mitarbeitervertretungsordnungen nach kirchlichem Arbeitsrecht
Gefährdungsbeurteilung in Kliniken,, TP-4GB

Aktualisierung

Arbeitsschutz ist ein kontinuierlicher Prozess, der nie ganz abgeschlossen ist. Die
Gefährdungsbeurteilung muss deshalb immer aktualisiert werden, wenn neue
Gefährdungen im Betrieb aufgetreten sind oder auftreten könnten.

Die Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung ist notwendig bei der:

Anschaffung neuer Arbeitsmittel
Verwendung neuer Arbeitsstoffe, Medikamente und Desinfektionsmittel
Umgestaltung von Arbeitsbereichen
Änderung der Arbeitsorganisation und des Arbeitsablaufs

Weitere Anlässe für eine Aktualisierung:

Auffälligkeiten bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten
ein erhöhter Krankenstand
neue und geänderte rechtliche Anforderungen

Verantwortlich für die Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung sind der Unternehmer sowie die Führungskraft des betroffenen
Arbeitsbereiches. Um sicherzustellen, dass die Gefährdungsbeurteilung rechtzeitig aktualisiert wird, sollte in jedem Planungs-
bzw. Veränderungsprozess systematisch geprüft werden, ob die neue betriebliche Situation zu zusätzlichen Gefährdungen für die
Beschäftigten führt. Ziel ist, Gefährdungen rechtzeitig zu erkennen und durch geeignete Schutzmaßnahmen zu beseitigen oder zu
minimieren.

In der Praxis hat es sich bewährt, die Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung jährlich abzufragen und von den Führungskräften
schriftlich bestätigen zu lassen.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, Pkt. 2.3
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 12
Arbeitsschutz in NRW
Unterweisung in der betrieblichen Praxis, RGM8

Unterweisungen sind wichtiger Bestandteil des Arbeitsschutzes. Damit Beschäftigte Sicherheits- und Gesundheitsgefährdungen
erkennen und entsprechend den vorgesehenen Maßnahmen auch handeln können, müssen sie auf ihre individuelle Arbeits- und
Tätigkeitssituation zugeschnittene Informationen, Erläuterungen und Anweisungen bekommen. Die Unterweisung ist ein wichtiges
Instrument, um Versicherten zu ermöglichen, sich sicherheits- und gesundheitsgerecht zu verhalten.

Bedeutung der Unterweisung

Die Unterweisung ist die auf den konkreten Arbeitsplatz oder Aufgabenbereich
ausgerichtete Erläuterung und Anweisung des Unternehmers für ein
sicherheitsgerechtes Verhalten der Versicherten, die durch praktische Übungen
ergänzt werden kann. § 12  des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) fordert, dass die
Beschäftigten während der Arbeitszeit ausreichend und angemessen unterwiesen
werden. Art und Weise sowie der Umfang einer Unterweisung müssen in einem
angemessenen Verhältnis zur vorhandenen Gefährdungssituation, der Komplexität
der Schutzmaßnahmen und der Qualifikation der Beschäftigten stehen.

Die Unterweisung ist keine zusätzliche, von den Kernaufgaben losgelöste
Führungsaufgabe. Vielmehr sollte sie in die Arbeitsplanung und -organisation sowie in
bestehende Arbeitsabläufe und Strukturen integriert werden. Beispielsweise kann
gleich bei der Pflegeplanung festgelegt und kommuniziert werden, welche Hilfsmittel
bei den festgelegten Pflegetätigkeiten zu verwenden sind.

Auch können Mitarbeitergespräche, Teambesprechungen, Arbeitsproben und Pflegevisiten zum Anlass genommen werden, mit
den Beschäftigten die notwendigen Schutzmaßnahmen zu besprechen.

Die bei Teambesprechungen und anderen Anlässen verwendeten Protokolle können auch zur Dokumentation der durchgeführten
Unterweisung verwendet werden.  Auf diese Weise reduziert sich der Durchführungs- und Dokumentationsaufwand für die
Unterweisungen erheblich. Es ist jedoch darauf zu achten, dass alle gefährdend tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erreicht
werden.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, Pkt. 2.3
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001

Die Beschäftigten sind vor Aufnahme der gefährdenden Tätigkeit und bei
besonderen Anlässen zu unterweisen. Besondere Anlässe können sein:

Neueinstellung oder Versetzung,
Veränderungen im Aufgabenbereich,
Veränderungen in den Arbeitsabläufen,
neue Arbeitsmittel oder Arbeitsstoffe,
neue Arbeitsverfahren,
Ergebnisse von Betriebsbesichtigungen,
Unfälle, Beinaheunfälle und sonstige Schadensereignisse.
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Die am Arbeitsplatz der Beschäftigten auftretenden Gefährdungen und damit die Unterweisungsthemen ergeben sich unmittelbar
aus der Gefährdungsbeurteilung für den jeweiligen Arbeitsplatz bzw. die jeweilige Tätigkeit.

Wichtige Unterweisungsthemen im Krankenhaus sind etwa:

Verhaltensregeln bei Unfällen
Vorbeugender Brandschutz, Verhalten im Brandfall
Hautschutz, Hautpflege, Tragen von Handschuhen
Infektionsgefährdung und -prophylaxe, Möglichkeiten der
Immunisierung
Einsatz von Hilfsmitteln zum Bewegen und Lagern der Patienten
Umgang mit Gefahrstoffen und gefährlichen Arzneimitteln (z.B.
Desinfektionsmittel, Narkosegase, Zytostatika)
Umgang mit elektrischen Betriebsmitteln sowie mit Maschinen

Die Unterweisung hat mindestens

die konkreten, arbeitsplatzbezogenen Gefährdungen,
die von den Versicherten zu beachtenden Schutzmaßnahmen,
die getroffenen Schutz- und Notfallmaßnahmen,
die einschlägigen Inhalte der Vorschriften und Regeln zu
umfassen.

Hierfür sind Betriebsanleitungen von einzusetzenden Geräten und
Maschinen sowie sonstige Betriebsanweisungen mit einzubeziehen.

Praktische Übungen

Bei Tätigkeiten, die besondere praktische Fähigkeiten und Fertigkeiten erfordern, sind die Unterweisungen um praktische
Übungen zu ergänzen. So muss beispielsweise der Umgang mit Hilfsmitteln zu Transfer und Lagerung von Patientinnen und
Patienten praktisch erlernt und geübt werden. Erst wenn sichergestellt ist, dass die Beschäftigten routiniert mit den Hilfsmitteln
umgehen können, haben sie das Rüstzeug für rückengerechtes Arbeiten.

Bei komplexeren Themen ist es zu empfehlen, die Unterweisung mit Schulungen oder Fortbildungen zu kombinieren. So können
Pflegekräfte etwa im Rahmen der Unterweisung angewiesen werden, kinästhetisch zu arbeiten, nachdem sie einen Kinästhetik-
Kurs absolviert und die Technik dort erlernt haben.

Auch beim Brandschutz, dem Umgang mit Gefahrstoffen, bei Infektionsgefährdungen und anderen umfassenden Themen ist eine
Kombination von Schulung (Vermittlung von Grundlagen) und Unterweisung (Arbeitsplatz- und tätigkeitsspezifische Aspekte,
Erteilung der Weisung) sinnvoll.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, Pkt. 2.3
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001

Umfang der Unterweisung

Bei der Unterweisung sollte ausreichend Wissen vermittelt werden,
damit die Beschäftigten die Notwendigkeit der Schutzmaßnahmen
einsehen und diese bestimmungsgemäß umsetzen können.
Aber: Nicht mehr

Es kommt nicht darauf an, dass jede Mitarbeiterin und jeder
Mitarbeiter den Unterschied zwischen einer Wasser-in-Öl-Emulsion
und einer Öl-in-Wasser-Emulsion kennt und versteht. Es reicht zu
wissen, wann welche Hautmittel in welcher Weise anzuwenden sind.
Überflüssige Informationen können die Beschäftigten verwirren und
komplizieren den Vorgang der Unterweisung unnötig.

Für besonders interessierte Beschäftigte kann über die Unterweisung
hinaus zusätzliches Informationsmaterial zur Verfügung gestellt oder
auf entsprechende Informationsquellen verwiesen werden.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 4
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 12
Jugendarbeitsschutzgesetz, JArbSchG, § 29

Bei gleichbleibenden Gefährdungen ist die Unterweisung mindestens jährlich zu
wiederholen, um die Unterweisungsinhalte den Versicherten wieder in Erinnerung
zu rufen und aufzufrischen. Ändern sich Gefährdungen oder Ergebnisse der
Gefährdungsbeurteilung, sind die Unterweisungsinhalte und die
Unterweisungsintervalle anzupassen. Kürzere Unterweisungsintervalle können sich
aus speziellen Arbeitsschutzvorschriften ergeben, z. B. in § 29
Jugendarbeitsschutzgesetz, wo eine halbjährliche Unterweisung gefordert wird.

Unterweisungen sollten auch dann wiederholt werden, wenn ein Beschäftigter sich
erkennbar sicherheitswidrig und nicht mehr gemäß der erteilten Unterweisung
verhält. Dadurch lässt der Vorgesetzte erkennen, dass er auf der Einhaltung der
Schutzmaßnahmen besteht und auf Fehlverhalten reagiert.
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Quellen

Unfallverhütungsvorschrift – Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2 (BGW)
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2 (UK NRW)
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 13
Biostoffverordnung (BioStoffV), § 12
Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), § 14

Zurückgezogen

Übertragung von Unternehmerpflichten, DGUV Information 211-001

Unterweisung ist grundsätzlich eine Führungsaufgabe und die Verpflichtung obliegt dem Unternehmer. Da der Unternehmer, also
beispielsweise die Geschäftsführerin bzw. der Geschäftsführer einer Klinik, diese Aufgabe nicht für alle Beschäftigten selbst
wahrnehmen kann, kann diese Unternehmerpflicht auf zuverlässige und fachkundige Personen übertragen werden ( § 13
ArbSchG).

Der Unterweiser muss den Arbeitsplatz und die Tätigkeiten des Unterwiesenen
ebenso kennen wie die Ergebnisse und Schutzmaßnahmen der
Gefährdungsbeurteilung. Weiterhin muss er gegenüber dem Unterwiesenen
weisungsbefugt sein, um der Unterweisung die erforderliche Verbindlichkeit zu
geben. Daher sollte die Unterweisungspflicht vom Unternehmer schriftlich auf die
Führungskräfte der einzelnen Arbeitsbereiche übertragen werden. Die
Verantwortung für die Durchführung der Unterweisungen bleibt jedoch beim
Unternehmer. Das bedeutet, dass er sich von der ordnungsgemäßen
Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben überzeugen muss.

Unterstützer

Führungskräfte sind zwar Fachleute in Bezug auf die Tätigkeiten in ihrer Abteilung,
nicht jedoch in Sachen Arbeits- und Gesundheitsschutz. Daher sollten sie sich von
der Betriebsärztin/vom Betriebsarzt und der Fachkraft für Arbeitssicherheit bei der
Konzeption und Durchführung der Unterweisungen unterstützen lassen. Die
Aufgaben und Leistungen dieser beiden Arbeitsschutzexperten sind in den Anhängen 3 und 4 der DGUV Vorschrift 2 detailliert
beschrieben.

In Abhängigkeit vom Unterweisungsthema können auch externe Berater und Fachleute, wie etwa die Feuerwehr, hinzugezogen
werden.

Spezielle Unterweisungsthemen

Bei Unterweisungen nach der Biostoffverordnung und der Gefahrstoffverordnung ist nach den Vorgaben dieser Rechtsnormen die
Betriebsärztin bzw. der Betriebsarzt an der Unterweisung zu beteiligen. Nähere Informationen dazu finden Sie hier.
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Quellen

Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 12

Neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Beschäftigte in Leiharbeit oder beschäftigte von Fremdfirmen müssen sich im Betrieb und
an neuen Arbeitsplätzen erst zurechtfinden. Sie kennen sich nicht aus oder wissen nur wenig über den Arbeitsplatz oder die
Arbeitsabläufe im Betrieb. Bei einer Unterweisung müssen daher auch grundlegende Informationen und Verhaltensweisen zum
Arbeits- und Gesundheitsschutz vermittelt werden.

Junge Menschen oder Berufsanfänger können Gefährdungen oft nicht selbst aus eigener Erfahrung erkennen oder abwenden.
Zudem ist das Risikobewusstsein mitunter noch nicht sehr ausgeprägt. Dies erfordert besondere Sorgfalt und Aufmerksamkeit bei
der Unterweisung.

Stimmen Sie Inhalte, Dauer und Detailtiefe der Unterweisungen auf die jeweilige Zielgruppe ab. Achten Sie auf die Sprache. Bei
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die die deutsche Sprache kaum oder nur teilweise verstehen, können Dolmetscher, Bilder oder
Piktogramme als Unterweisungsmittel helfen. Unterweisungen können auch durch Betriebsanweisungen, durch praktische
Vorführungen oder durch Übungen an Arbeitsmitteln vertieft werden.

Arbeitnehmerüberlassung

Nach § 12 Arbeitsschutzgesetz trifft bei einer Arbeitnehmerüberlassung die Pflicht zur Unterweisung den Entleiher. Dies macht
auch Sinn, da der Verleiher die spezifischen Gefährdungen im Unternehmen des Entleiher (also etwa des Krankenhauses) nicht
kennen kann.

Die sonstigen Arbeitsschutzpflichten des Verleihers bleiben davon unberührt.
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Ziel der Unterweisung ist die sicherheitsgerechte Arbeitsweise der Beschäftigten. Wie bei allen Weisungen wird das Ziel nur
erreicht, wenn die Weisung auch befolgt wird. Daher reicht es nicht, die Beschäftigten darauf hinzuweisen, dass sie sicheres
Schuhwerk oder eine Schutzbrille tragen sollen, es muss auch durchgesetzt werden.

Werden die Schutzmaßnahmen nicht eingehalten, sollte die Ursache hierfür sachlich ermittelt werden. Oftmals steht die
erforderliche Schutzausrüstung gar nicht zur Verfügung oder ein Arbeitsmittel ist nicht geeignet, um es gemäß Unterweisung zu
benutzen. In diesen Fällen muss nachgebessert werden.

Sind jedoch alle Voraussetzungen für das sicherheitsgerechte Arbeiten erfüllt, muss die Führungskraft die Einhaltung der
Schutzmaßnahmen durchsetzen. Nur so kann ein definiertes Schutz- und Sicherheitsniveau erreicht werden.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, DGUV Regel §4 Pkt. 2.3.1
Prüf- und Zertifizierungsverfahren, IAG

Eine Form, den Beschäftigten das erforderliche Wissen für eine sichere Arbeitsweise zu vermitteln, ist das sogenannte E-Learning.
Dabei kommt häufig spezielle Software zum Einsatz, mit Hilfe derer der Lernende sich die für seinen Arbeitsbereich relevanten
Kenntnisse in einem von der Software gesteuerten Selbstlernprozess aneignen kann. Je nach Programm kann der Lernerfolg am
Ende, etwa anhand von Schlüsselfragen, überprüft werden.

Der Vorteil des E-Learning's besteht darin, dass der Beschäftigte die einzelnen
Kapitel selbständig durcharbeiten kann und im Vorfeld Basiswissen erwirbt, wann
immer er Zeit dazu findet. Dadurch ist die Methode zeitlich sehr flexibel.

Es muss den Arbeitsschutzverantwortlichen (Führungskräften) aber auch klar sein,
dass das E-Learning ein Hilfsmittel zur reinen Informationsvermittlung mit der
Möglichkeit der Wissenskontrolle darstellt. Es bleibt in der Verantwortung des
Unterweisers sich davon zu überzeugen, dass die unterwiesene Person in der Lage
ist das Erlernte bei seiner Arbeit praktisch umzusetzen.

Daneben ist es auch Aufgabe des Unterweisens, die Beschäftigen zu motivieren,
sich sicherheitsgerecht zu verhalten und eine verbindliche Weisung hinsichtlich
der einzuhaltenden Schutzmaßnahmen auszusprechen. Die Einhaltung der
Vorgaben muss kontrolliert werden - etwa im Rahmen von Arbeitsproben -, wenn
die Unterweisung  zum Erfolg führen soll. All dies kann eine Software nicht leisten.

Anbieter von E-Learning Software zur Unterweisung können ihr Produkt beim Institut Arbeit und Gesundheit (IAG) der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) zertifizieren lassen. Nähere Informationen dazu finden Sie hier.
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Quellen

Arbeitshilfen zur Unterweisung

Unterweisungen sind grundsätzlich zu dokumentieren. Dabei sollten Unterweisungsthema und -inhalte möglichst konkret
beschrieben werden. Dies kann beispielsweise dadurch erfolgen, dass man auf die verwendeten Unterweisungsgrundlagen (etwa
Betriebsanweisungen, Hautschutzpläne) verweist. Auf diese Weise lässt sich später nachvollziehen, welche Informationen den
unterwiesenen Personen konkret vermittelt wurden.

Lassen Sie die Teilnehmerinnen und Teilnehmer durch ihre Unterschrift bestätigen, dass sie an der Unterweisung teilgenommen
und den Inhalt verstanden haben. So können Sie gleichzeitig die Unterweisungen nachweisen und den Zeitpunkt der
Wiederholungsunterweisungen festlegen.

Arbeitshilfen zur Planung und Dokumentation der Unterweisungen finden Sie hier.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 10
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, DGUV Regel Pkt. 2.9
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 22

Die Arbeitsschutzvorschriften richten sich in erster Linie an das Unternehmen. Es ist grundsätzlich auch Zieladressat für
behördliche Auflagen, wie z. B. Anordnungen oder die Auskunftspflicht gegenüber Behörden. Allein können Unternehmen diese
Verpflichtungen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes kaum erfüllen.

Damit behördliche Auflagen zeitgerecht bearbeitet und umgesetzt werden können,
müssen innerbetrieblich klare Zuständigkeiten und Vorgehensweisen festgelegt
sein, um sie zu erfassen, auszuwerten, umzusetzen und zu kontrollieren.

Die Unternehmensleitung sollte nicht nur aus praktischen Erwägungen, sondern
auch um Rechtssicherheit zu erlangen, Verantwortung und Befugnisse im Bereich
Sicherheit und Gesundheit auf zuverlässige und fachkundige Personen,
insbesondere Führungskräfte, übertragen. Ein Instrument, um den betrieblichen
Arbeitsschutz zu organisieren, ist die Pflichtenübertragung. Sie legt
Verantwortungsbereiche fest und überträgt konkrete Aufgaben, Befugnisse und
Ressourcen.

Zu den übertragbaren Unternehmerpflichten zählt auch der Umgang mit
behördlichen Auflagen.

In den staatlichen Arbeitsschutzvorschriften sind Verfahrensvorschriften
insbesondere über Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahmen, Anzeigen und Vorlagepflichten enthalten. Ein Spezialwissen, das
nur durch eine gute Kenntnis der relevanten Arbeitsschutzvorschriften zu erlangen ist. Es sind Personen zu benennen, die sich
dieses Wissen in Fortbildungen aneignen und sich um Genehmigungen oder Erlaubniserteilungen der zuständigen Behörden
kümmern und die entsprechenden Auflagen erfüllen.

Ein anderes Beispiel: In einem Arbeitsbereich wurden Mängel festgestellt und Sie erhalten ein Besichtigungsschreiben von der
Behörde. Die verantwortliche Führungskraft muss über die entsprechenden Kompetenzen und Ressourcen verfügen, um die
Arbeitsschutzdefizite beseitigen zu können. Die Mängel müssen zeitnah beseitigt und der Arbeitsschutzbehörde oder dem
Unfallversicherungsträger gemeldet werden.

Nehmen Sie auch das Beratungsangebot der Unfallversicherungsträger und Arbeitsschutzbehörden im Fall einer Besichtigung an.
So können offene Fragen oder neue Entwicklungen im Arbeitsschutz angesprochen und Problemlösungen erarbeitet werden.

Sie sind gegenüber den Arbeitsschutzbehörden und den Unfallversicherungsträgern
verpflichtet, auf Verlangen die zur Durchführung ihrer Überwachungsaufgabe
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Einsicht in erforderliche Unterlagen zu
gewähren. Die Auskunftspflicht kann sich im Einzelfall auch auf Maßnahmen erstrecken,
für die eine behördliche Genehmigung beantragt oder erteilt wurde. Die
Unterstützungspflicht erstreckt sich auch auf die Untersuchung von Arbeitsunfällen,
Ermittlungen bei Berufskrankheiten oder die Abwendung arbeitsbedingter
Gesundheitsgefahren.

Um den Überblick über Auskunfts-, Mitwirkungs- und Anzeigepflichten gegenüber Behörden zu bewahren, ist es ratsam, die für
den eigenen Betrieb infrage kommenden Pflichten systematisch zu erfassen und aufzulisten. Beispiele für Anzeige-, Melde- und
Auskunftspflichten sind:

Pflicht zur Anzeige eines Versicherungsfalls durch das Unternehmen gemäß § 193 SGB VII
Meldepflichtige Krankheiten und Krankheitserreger nach § 7 Infektionsschutzgesetz
Benachrichtigung über die Mitteilung einer Schwangerschaft gemäß § 15, Mutterschutzgesetz
Meldung von Vorkommnissen mit Medizinprodukten nach § 3 Medizinprodukte-Sicherheitsplanverordnung
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 12
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001, DGUV Regel Pkt. 2.12
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 3

Die Maßnahmen des Arbeitsschutzes sind in einem umfangreichen Regelwerk geregelt. Aus den Arbeitsschutzvorschriften
ergeben sich unmittelbar Handlungs- und Regelungsbedarfe für das Unternehmen, an das sich die Vorschriften primär richten.

Das Regelwerk wird fortlaufend an neue Anforderungen oder sicherheitstechnische oder arbeitsmedizinische Erkenntnisse, aber
auch an aktuelle technische Entwicklungen angepasst. Hieraus können sich neue oder veränderte Anforderungen an den
betrieblichen Arbeitsschutz ergeben.

Daher ist es notwendig, sich über neue oder geänderte Rechtsnormen auf dem Laufenden zu halten. Eine systematische
Beobachtung der Rechtslage und eine zeitnahe Reaktion auf geänderte Anforderungen helfen dem Unternehmer und den
Führungskräften, jederzeit rechtskonform zu handeln.

Damit dies funktioniert, müssen innerbetrieblich Strukturen geschaffen und
Zuständigkeiten festgelegt werden.  Dabei sind mindestens folgende Fragen zu
klären:

Wer beobachtet die aktuelle Rechtslage?
Welche Quellen werden dabei ausgewertet?
Wer wird innerbetrieblich über neue rechtliche Anforderungen informiert?
Wer ist für die Umsetzung der neuen Vorschriften verantwortlich?
Wie und durch wen werden innerbetriebliche Regelungen an neue
Anforderungen angepasst?

Es ist zu empfehlen, diese und ggf. weitere Aspekte in einer Verfahrensanweisung
oder einer Dienstanweisung zu klären.

Eine weitere Möglichkeit besteht darin, das Thema „neue und geänderte Rechtsvorschriften“ regelmäßig auf die Tagesordnung
des Arbeitsschutzausschusses (ASA) zu setzen. In diesem Fall muss nur geklärt sein, wer (z. B. die Fachkraft für Arbeitssicherheit)
diese zu ermitteln und darüber zu berichten hat.

Alle für den Betrieb geltenden Rechtsnormen und Regeln sollten an zentraler Stelle zur Einsicht bereitstehen. Dies gilt
insbesondere für die aushangpflichtigen Gesetze.

Nach § 12 BGV/ GUV-v A1 hat das Unternehmen den Versicherten auch die für sein Unternehmen geltenden
Unfallverhütungsvorschriften an geeigneter Stelle zugänglich zu machen. Ferner hat es den Personen, die Aufgaben im
Arbeitsschutz wahrnehmen, die für ihren Zuständigkeitsbereich geltenden Vorschriften und Regeln zur Verfügung zu stellen.

Da die meisten Rechtsnormen und Regeln mittlerweile auch digital zur Verfügung stehen, kann auch eine gut organisierte und
übersichtliche Sammlung von Dateien oder Verknüpfungen diesen Anforderungen genügen. Voraussetzung ist, dass alle
Beschäftigten Zugang zu dieser digitalen Sammlung haben und mit dem System vertraut sind.

Das Instrument, um die Beschäftigten über rechtliche Anforderungen in ihrem Arbeitsbereich bzw. bei ihrer Tätigkeit, aber auch
über betriebliche Regelungen zu informieren, ist die regelmäßige Unterweisung.
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Quellen

Unfallverhütungsvorschrift – Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2 (BGW)
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2 (UK NRW)
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG), § 87

Im Rahmen der Arbeitsschutzorganisation gibt es neben den verantwortlichen Personen wie der Unternehmerin und dem
Unternehmer und den Führungskräften noch Funktionsträgerinnen und Funktionsträger, die beratend und unterstützend im
Arbeitsschutz tätig sind. Beratende Personen in allen Fragen des Arbeitsschutzes sind hier insbesondere die Betriebsärztin bzw.
der Betriebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit.

Die Sicherheitsbeauftragten haben eine besondere Rolle, da sie ehrenamtlich tätig sind und keine Verantwortung für den
Arbeitsschutz tragen. Sie haben die Aufgabe, Vorgesetzte bei der Erfüllung der Pflichten im Arbeitsschutz zu unterstützen. Sie
haben sich vom Vorhandensein und der ordnungsgemäßen Benutzung der vorgeschriebenen Schutzeinrichtungen und
persönlicher Schutzausrüstungen zu überzeugen sowie Arbeitskolleginnen und Arbeitskollegen auf Unfall- und
Gesundheitsgefahren hinzuweisen. Damit Sicherheitsbeauftragte ihre Aufgaben erfüllen können, werden sie u. a.  von der
Fachkraft für Arbeitssicherheit und der Betriebsärztin bzw. dem Betriebsarzt fachlich unterstützt. Die Anzahl der zu bestellenden
Sicherheitsbeauftragten ergibt sich aus den Anforderungen des § 20 der DGUV Vorschrift 1  „Grundsätze der Prävention, DGUV
Vorschrift 1", festgelegt.

Neben der Fachkraft für Arbeitssicherheit, der Betriebsärztin btw. dem Betriebsarzt
und den Sicherheitsbeauftragten gibt es in Kliniken noch weitere mögliche
Funktionsträgerinnen und Funktionsträger, wie:

Ersthelferinnen und Ersthelfer
Hygienefachkraft
Brandschutzbeauftragte/-beauftragter
Gefahrstoffbeauftragte/-beauftragter
Abfallbeauftragte/-beauftragter
Strahlenschutzbeauftragte/-beauftragter
Schwerbehindertenvertretung

Sie wirken wegen ihrer speziellen Fachkenntnisse unmittelbar an
Betriebsanweisungen, Gefährdungsbeurteilungen und der Unterweisung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit. Legen Sie Zuständigkeiten und
Vorgehensweisen schriftlich fest, um die Bestellung von Beauftragten und deren
Einbindung in die betrieblichen Strukturen und Abläufe sicherzustellen. Informieren Sie die Funktionsträgerinnen und
Funktionsträger rechtzeitig und umfassend bei Fragen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes, damit sie sich in den
Entscheidungsprozess einbringen können.

Eine besondere Rolle kommt den gewählten Vertreterinnen und Vertretern der
Beschäftigten (Betriebsräte, Mitarbeitervertretung, Personalräte) zu. Zu ihren
Aufgaben gehört grundsätzlich, sich für die Umsetzung der
Arbeitsschutzvorschriften und den Schutz der Beschäftigten einzusetzen. Sie
sind an vielen Prozessen im Arbeitsschutz zu beteiligen, etwa an der
Gefährdungsbeurteilung nach § 5 ArbSchG . Ferner entsendet die
Personalvertretung mindestens zwei Mitglieder in den Arbeitsschutzausschuss.
Auch an Besichtigungen und Unfalluntersuchungen durch die Aufsichtspersonen
der Unfallversicherungsträger ist die Personalvertretung zu beteiligen.

Die konkreten Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte ergeben sich aus den
Arbeitsschutzvorschriften und den jeweiligen Rechtsgrundlagen für die
Personalvertretung
( Betriebsverfassungsgesetz, Bundespersonalvertretungsgesetz,
Mitarbeitervertretungsordnungen der Kirchen).

Das Unternehmen sollte im Vorhinein auf der Grundlage der für seinen Betrieb geltenden oben genannten Rechtsgrundlagen
festlegen, an welchen Prozessen und Entscheidungen die Personalvertretung zu beteiligen ist, und diese Beteiligung
organisatorisch sicherstellen.
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Sicherheit und Gesundheitsschutz müssen wie alle anderen Aufgaben bei Besprechungen und beim regelmäßigen
Informationsaustausch im Unternehmen thematisiert werden. Jede Führungskraft muss sich für ihren Bereich regelmäßig über den
Stand der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes informieren. Über Arbeitsschutzbelange muss regelmäßig und für alle
transparent, auch hierarchieübergreifend, informiert und kommuniziert werden.

Organisieren Sie, dass

ein Arbeitsschutzausschuss eingerichtet wird und regelmäßig tagt,
in den Abteilungen und Gruppen, der jeweiligen Leitung mit ihren
Beschäftigten über Arbeitsschutzbelange spricht,
relevante Informationen in der Sprache der Beschäftigten aufbereitet werden,
den Beschäftigten relevante Informationen zur Verfügung gestellt werden,
Beschäftigte auf bereitgestellte Informationen zugreifen können, auch wenn
sie beispielsweise in Außenstellen arbeiten oder bestimmte Medien, wie das
Intranet, nicht nutzen können, und
klare Kommunikationswege und Zuständigkeiten für alle Fragen des
Arbeitsschutzes bestehen.

Koordinieren Sie das Zusammenwirken aller betrieblichen Akteure in Ihrer Klinik,
wie Fachkraft für Arbeitssicherheit, Betriebsärztin bzw. Betriebsarzt,
Führungskräfte, Personalvertretung und Sicherheitsbeauftragte.

Wichtig ist auch, dass Sie Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Fragen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes, zum Beispiel
bei der Gefährdungsbeurteilung, bei der Beschaffung von Arbeitsmitteln und persönlicher Schutzausrüstung oder der
Neugestaltung von Arbeitsplätzen, einbeziehen:

Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind die „Experten vor Ort“. Sie kennen ihren Arbeitsplatz am besten.
Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind kompetente Problemlöser, wenn es um ihren Arbeitsplatz geht.
Lösungen, an denen Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mitgewirkt haben, werden eher akzeptiert und umgesetzt.
Die Motivation für den Arbeitsschutz und die Gesundheitskompetenz werden gefördert.
Eine aktive Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Gestaltung ihres Arbeitsplatzes baut Widerstände und
Ängste gegenüber Neuerungen ab.

Für die Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bieten sich beispielsweise folgende Möglichkeiten:

Regelmäßige Mitarbeitergespräche
Beteiligung an Zielvereinbarungen
Betriebliches Vorschlagswesen
Anreizsysteme wie Preisausschreiben, Wettbewerbe
Fehler- und Beschwerdemanagement

Projektteams, Arbeitsgruppen
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Quellen

Arbeitsmedizinische Vorsorge, DGUV Vorschrift 6
Arbeitsmedizinische Vorsorge, DGUV Vorschrift 7
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
Gesundheitsdienst, DGUV Information 207-019
Gefährdung durch Hautkontakt - Ermittlung, Beurteilung, Maßnahmen, Technische Regel für Gefahrstoffe, TRGS 401
Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege, Technische Regel für Biologische Arbeitsstoffe,
TRBA 250
Arbeitsmedizinische Regeln, AMR
Impfen, Robert Koch-Institut

Die arbeitsmedizinische Vorsorge gehört zu den betrieblichen Präventionsmaßnahmen. Bei der arbeitsmedizinischen Vorsorge
(nach ArbMedVV) soll eine persönliche Beratung der Beschäftigten über Gesundheitsrisiken bei der Arbeit und über geeignete
Präventionsmaßnahmen erfolgen.

Eine Angebots- oder Pflichtvorsorge der Beschäftigten im Gesundheitsdienst ist entsprechend der Gefährdungsbeurteilung vom
Arbeitgeber zu veranlassen, beispielsweise bei:

Feuchtarbeit (dazu zählt auch das Tragen von flüssigkeitsdichten Handschuhen, siehe Ziff. 2.4, TRGS 401) von regelmäßig
mehr als zwei bzw. vier Stunden je Tag (Angebots- bzw. Pflichtvorsorge)
Infektionsgefahren im Sinne des Anhangs der ArbMedVV Teil 2

Wenn z. B. Tätigkeiten ausgeführt werden, bei denen es regelmäßig und in
größerem Umfang zu Kontakt mit Körperflüssigkeiten, -ausscheidungen oder -
gewebe kommen kann, muss der Arbeitgeber nach der Verordnung zur
arbeitsmedizinischen Vorsorge vor Beginn der Tätigkeit eine arbeitsmedizinische
Vorsorge auf Hepatitis B und Hepatitis C veranlassen. Eine Immunisierung gegen
impfpräventable Erkrankungen (z. B. Hepatitis B) ist kostenlos anzubieten, soweit
das Risiko einer Infektion tätigkeitsbedingt und im Vergleich zur
Allgemeinbevölkerung erhöht ist.

Impfen ist eine sehr wirksame Möglichkeit, um sich vor Infektionskrankheiten zu
schützen. Aktuelle Informationen über empfohlene Impfungen stellt das RKI im
Internet in der Rubrik „Impfen“ bereit. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
können aus persönlichen Gründen eine Impfung verweigern, der Schutz der
gesetzlichen Unfallversicherung besteht auch dann in vollem Umfang.

Eine vollständige Übersicht über alle Vorsorgeanlässe finden Sie im Anhang
der ArbMedVV Teil 2. Untersuchungsumfang sowie zeitliche Abstände der jeweiligen Pflicht- und Angebotsvorsorgen sind in
den Arbeitsmedizinischen Regeln aufgeführt.

Die arbeitsmedizinische Vorsorge ist ein Bestandteil der betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung, die
im Arbeitssicherheitsgesetz (ASIG) und in der DGUV Vorschrift 2 geregelt ist.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 5
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 4

Voraussetzung für ein sicheres Arbeiten im Betrieb sind sichere Arbeitsabläufe, eine sichere Arbeitsumgebung, sichere
Arbeitsmittel und die Verwendung der geeigneten persönlichen Schutzausrüstung. Um Sicherheit und Gesundheit in die
betriebliche Organisation einzubinden, ist eine grundsätzliche Regelung erforderlich.

Berücksichtigen Sie bei der Planung von Arbeitsprozessen oder bei der Beschaffung von Arbeitsmitteln auch die Belange des
Arbeits- und Gesundheitsschutzes.

Auch wenn Sie Neubauten oder Umbaumaßnahmen planen, sollten Sie von Anfang an ergonomische und sicherheitstechnische
Anforderungen nach dem Stand der Technik beachten.

Beziehen Sie Ihre Funktionsträgerinnen und Funktionsträger im Arbeitsschutz
(Fachkraft für Arbeitssicherheit, Betriebsärztin bzw. Betriebsarzt) rechtzeitig und
umfassend in Planungs-, Investitions- und Beschaffungsvorhaben ein. Dies gilt
insbesondere auch für die Personalvertretung, die in Fragen des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes grundsätzlich beteiligt werden muss.

Die Fachleute wissen, welche Maschinen, Geräte, Medizinprodukte, Anlagen,
Werkzeuge, Lagerungsmaterialien oder persönlichen Schutzausrüstungen für den
Betrieb Ihres Krankenhauses benötigt werden und was den jeweiligen
Mindestanforderungen an die Ergonomie und Arbeitssicherheit entspricht.

Wenn Sie Fremdfirmen mit Planungen, Neu- oder Umbauten, Änderungen und
Instandsetzungen sowie Beschaffungen beauftragen, sollten Sie bei der
Vertragsgestaltung schriftlich vereinbaren, dass die einschlägigen
Arbeitsschutzvorschriften eingehalten werden ( § 5 BGV A1) [1218].

Bei der Planung von Arbeitsabläufen ermitteln die Führungskräfte zusammen mit den jeweiligen inner- und außerbetrieblichen
Fachleuten des Arbeitsschutzes vor Aufnahme der Tätigkeit die zu erwartenden Gefährdungen. Diese Gefährdungen werden durch
geeignete Maßnahmen beseitigt oder minimiert.

Beschaffung von Arbeits- und Hilfsmitteln

Die Erfahrung zeigt, dass insbesondere bei der Beschaffung von Arbeits- und
Hilfsmitteln die Einbeziehung der Beschäftigten notwendig ist. So werden etwa
Hilfsmittel häufig deswegen nicht benutzt, weil sie für die Arbeitsaufgabe nicht
optimal geeignet oder umständlich in der Handhabung sind. Ein Beispiel hierfür
sind Patientenlifter und andere technische Transferhilfsmittel. Diese müssen
sorgfältig ausgewählt werden, damit sie den Arbeitsanforderungen, aber auch
den räumlichen und organisatorischen Gegebenheiten des Arbeitsbereiches
entsprechen. Ist dies nicht der Fall, werden sie nicht verwendet und das
Schutzziel wird verfehlt.

Die Anschaffung eines ungeeigneten Modells kann somit auch
betriebswirtschaftlich die weitaus teurere Lösung sein, da ggf. ein weiteres Gerät
angeschafft werden muss oder finanzielle Schäden durch krankheitsbedingte
Ausfallzeiten entstehen.

Eine Erprobung von mehreren Modellen vor der endgültigen Auswahl ist zu empfehlen und wird zumeist von den Anbietern auch
unterstützt.
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Die Grundlage zur Beschaffung von Arbeitsmitteln und persönlicher Schutzausrüstung ist das Ergebnis einer arbeitsplatz- und
tätigkeitsbezogenen Gefährdungsbeurteilung nach dem Arbeitsschutzgesetz, die das Unternehmen zu erstellen und zu
dokumentieren hat.

Nach den §§ 3 und 6 des Arbeitssicherheitsgesetzes haben die Betriebsärzte und die Fachkräfte für Arbeitssicherheit u. a. die
Aufgabe, den Arbeitgeber und die sonst für den Arbeitsschutz und die Unfallverhütung verantwortlichen Personen bei der
Beschaffung von technischen Arbeitsmitteln sowie bei der Auswahl und Erprobung von geeigneter persönlicher Schutzausrüstung
zu beraten.

Hierbei ist stets das TOP-Prinzip zu beachten. Hiernach sind Gesundheitsgefahren, soweit möglich, durch technische
Schutzmaßnahmen zu beseitigen oder zu minimieren. Verbleibende Restgefahren müssen zuerst durch organisatorische und
anschließend durch persönliche Schutzmaßnahmen beseitigt werden.

Durch Verfahrensanweisungen oder durch Betriebsvereinbarungen sollte festgehalten
werden, dass bei der Beschaffung von Arbeitsmitteln und geeigneter persönlicher
Schutzausrüstung die Anforderungen an Sicherheit und Gesundheitsschutz
berücksichtigt werden.

Für gute und sichere Arbeit sind die richtigen Arbeitsmittel notwendig. Sie müssen
dem Stand der Technik entsprechen, ein CE-Zeichen aufweisen und mit der
Konformitätserklärung sowie einer Betriebsanleitung in deutscher Sprache geliefert
werden.

Mit dem Bericht „Auswahl von Arbeitsmitteln – Stand der Technik zur Umsetzung der
Betriebssicherheitsverordnung“ gibt die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA) betrieblichen Einkäufern und Beschaffern eine Handlungshilfe
für die richtige Entscheidung an die Hand.

Erfahrungen zeigen, dass sich der Aufwand bei der Auswahl von geeigneten Arbeitsmitteln lohnt. Nach der
Betriebssicherheitsverordnung ist der Arbeitgeber in der Pflicht, Arbeitsplätze sicher zu gestalten. Der BAuA-Bericht soll helfen,
bei der Beschaffung von Arbeitsmitteln alle relevanten Sicherheitsaspekte zu berücksichtigen.

Wo und wie soll das Arbeitsmittel verwendet werden? 
Und wer soll am Gerät arbeiten?

Solche Fragen helfen bei der Beurteilung der Situation und geben wichtige Hinweise darauf, welches Arbeitsmittel das geeignete
ist. Der BAuA-Bericht enthält einen detaillierten Katalog von Fragen, die bei der Beschaffung von Arbeitsutensilien geklärt werden
sollten. Dabei beleuchtet der Bericht sowohl die Auswahl von Arbeitsmitteln bei der Beschaffung als auch bei der
Arbeitsvorbereitung.

V Sicheres Krankenhaus | VerwaltungFührungsaufgaben

Beschaffung von Arbeitsmitteln und persönlicher Schutzausrüstung

Gedruckt am: 19.06.2020 www.sicheres-krankenhaus.de       Seite 51



Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
Benutzung von Atemschutzgeräten, DGUV Regel 112-190
Benutzung von Gehörschutz, DGUV Regel 112-194
Benutzung von persönlichen Schutzausrüstungen gegen Absturz, DGUV Regel 112-198
Retten aus Höhen und Tiefen mit persönlichen Absturzschutzausrüstungen, DGUV Regel 112-199
Benutzung von Schutzkleidung, DGUV Regel 112-989
Benutzung von Fuß- und Knieschutz, DGUV Regel 112-991
Benutzung von Augen- und Gesichtsschutz, DGUV Regel 112-992
Benutzung von Kopfschutz, DGUV Regel 112-993
Benutzung von Schutzhandschuhen, DGUV Regel 112-995
Auswahl von Arbeitsmitteln - Stand der Technik zur Umsetzung der Betriebssicherheitsverordnung

Und was ist bei der Beschaffung von persönlicher Schutzausrüstung zu beachten?

Das Unternehmen hat gemäß § 2 der PSA-Benutzungsverordnung den Beschäftigten geeignete persönliche Schutzausrüstung
bereitzustellen; vor der Bereitstellung und Benutzung hat es die Versicherten anzuhören (§ 29  GUV-R/BGR A1).

Geeignete persönliche Schutzausrüstung begrenzt die ermittelten Gefährdungen auf
ein möglichst geringes Restrisiko. Sie muss dem Stand der Technik entsprechen und
ein CE-Zeichen aufweisen. Ebenso muss eine Konformitätserklärung sowie eine
Betriebsanleitung in deutscher Sprache vorliegen. Die CE-Kennzeichnung i. V. m. der
Konformitätserklärung erfüllt die Forderung des §2 Abs. 1 Nr. 1 der PSA-
Benutzungsverordnung, und es wird die Übereinstimmung mit den einschlägigen
Sicherheitsanforderungen europäischer Richtlinien erklärt.

Weitere Eignungskriterien für eine geeignete persönliche Schutzausrüstung sind in
Abhängigkeit von der Arbeitsaufgabe auch ergonomische Aspekte wie z. B. die
Passform, das Gewicht und die Handhabbarkeit.

Spezielle Hinweise zur Auswahl und Benutzung von geeigneter persönlicher
Schutzausrüstung finden sich in den jeweiligen GUV/BG-Regeln zur Benutzung von

persönlichen Schutzausrüstungen (GUV-R/BGR 189 bis 199).

Die Akzeptanz von persönlicher Schutzausrüstung durch die Beschäftigten ist ein wichtiger Aspekt für die Tragebereitschaft und
damit für die Wirksamkeit. Hierbei sind z. B. individuelle körperliche Voraussetzungen, persönliche Unverträglichkeiten oder
Umgebungsbedingungen und Einsatzmöglichkeiten am Arbeitsplatz zu berücksichtigen.

Das Unternehmen hat dafür zu sorgen, dass die persönliche Schutzausrüstung den Beschäftigten in ausreichender Anzahl für die
Tätigkeit am Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt wird.

Zur Feststellung der erforderlichen Anzahl von persönlicher Schutzausrüstung sind
unter Zugrundelegung der Arbeitsaufgabe die Gefährdungen sowie die Anzahl der
betroffenen Beschäftigten zu ermitteln. Ferner ist sicherzustellen, dass
alle Beschäftigten während der gesamten Zeit der Einwirkung durch die
persönliche Schutzausrüstung geschützt sind.

Dies kann bedeuten, dass gegebenenfalls z. B. mehrere Paare
Chemikalienschutzhandschuhe für einen Beschäftigten für die Dauer einer
Arbeitsschicht erforderlich werden können. Insbesondere aus Gründen der
Hygiene und der Ergonomie müssen für jede Versicherte und jeden Versicherten
die ihr bzw. ihm zugeordneten persönlichen Schutzausrüstungen zur Verfügung
stehen.

Erfordern die Umstände eine Benutzung einzelner Teile von persönlicher
Schutzausrüstung durch verschiedene Beschäftigte, hat das Unternehmen dafür zu
sorgen, dass hierbei Gesundheitsgefahren oder hygienische Probleme vermieden
werden.
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Als Fremdunternehmen wird ein Unternehmen bezeichnet, das auf einer Betriebsstätte tätig wird, für die ein anderes
Unternehmen verantwortlich ist. Fremdunternehmer können auch Subunternehmer oder Lieferanten sein.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Fremdunternehmen oder in Leiharbeit sind
„Beschäftigte anderer Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber“. Typisch sind einmalige
oder zeitlich begrenzte Einsätze von Ersatzkräften bei Personalengpässen und
Handwerkern bei Instandhaltungs-, Wartungs- und Umbauarbeiten. Dauerhafte
Einsätze gibt es z. B. bei der Gebäudereinigung, in Küchen und Wäschereien oder
bei Wachdiensten.

„Beschäftigte anderer Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber“ können Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter eines Fremdunternehmens sein, die selbstständig in der
Betriebsstätte oder auf dem Betriebsgelände tätig werden.

Es können aber auch Beschäftigte in Leiharbeit sein, die für eine bestimmte Zeit in
die Betriebsorganisation eingegliedert werden.

Unfallstatistiken weisen aus, dass Beschäftigte, die in fremden Unternehmen
arbeiten, ein wesentlich höheres Unfallrisiko haben. Besondere Gefährdungen
ergeben sich aus verschiedenen Faktoren.

Die Beschäftigten sind nicht mit den Örtlichkeiten, Arbeitsabläufen, Organisationsstrukturen und betriebsspezifischen
Gefährdungen vertraut.
Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten sind nicht eindeutig festgelegt.
Erforderliche Arbeitsmittel und Materialien sind unvollständig, beschädigt oder fehlen ganz.
Es fehlt eine ausreichende Unterweisung zu den Gefahren am Arbeitsplatz und den erforderlichen Schutzmaßnahmen.
Die Beschäftigten sind nicht zum Verhalten im Notfall unterwiesen 
(z. B. Lage der Rettungswege, Notrufnummern).

Die beteiligten Arbeitgeber und Vorgesetzten haben auf Grundlage einer gemeinsam erstellten Gefährdungsbeurteilung geeignete
und ausreichende Schutzmaßnahmen festzulegen.

Das Unternehmen hat sich je nach Art der Tätigkeit zu vergewissern, dass Personen, die in seinem Betrieb tätig werden,
hinsichtlich der Gefahren für ihre Sicherheit und Gesundheit während ihrer Tätigkeit in seinem Betrieb angemessene Anweisungen
erhalten haben.

Bei Erteilung eines Auftrages an ein Fremdunternehmen hat der Auftraggeber
den Auftragnehmer über die betriebsspezifischen Gefährdungen zu unterrichten.
Werden Beschäftigte mehrerer Unternehmer an einem Arbeitsplatz tätig, haben
die Unternehmer hinsichtlich der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der
Beschäftigten zusammenzuarbeiten (§ 6 BGV A1).

Insbesondere haben sie, soweit es zur Vermeidung einer möglichen
gegenseitigen Gefährdung erforderlich ist, eine Person zu bestimmen, die die
Arbeiten aufeinander abstimmt.  Kommen die Unternehmer zu dem Ergebnis,
dass besondere Gefahren vorliegen, ist die zur Abstimmung bestellte Person mit
Weisungsbefugnis auszustatten.

Bei der Auftragsvergabe sollte der Auftragnehmer schriftlich verpflichtet werden,
die geltenden Arbeitsschutzbestimmungen in eigener Verantwortung
einzuhalten.

Ferner muss der Auftragnehmer verpflichtet werden, innerbetriebliche Sicherheitsregelungen des Auftraggebers, beispielsweise
die Brandschutzordnung des Unternehmens, zu beachten.

Betriebsspezifische Gefährdungen in Kliniken, auf die Fremdfirmen hingewiesen werden müssen, sind beispielsweise:

Erhöhte Infektionsgefahr bei Reinigungs-, Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten
Mögliche Gefahren durch unsachgemäß entsorgte spitze und scharfe Gegenstände 
Möglichkeit des Übergriffs durch aggressive Patientinnen und Patienten 
Gefährdung durch Röntgenstrahlung, Laserstrahlung, starke Magnetfelder usw. 
Gefährdung durch radioaktive Strahlung
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, DGUV Vorschrift § 5
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 6
Grundsätze der Prävention, DGUV Regel 100-001
Einsatz von Fremdfirmen im Rahmen von Werkverträgen, DGUV Information 215-830
Fremdfirmen und Leiharbeitnehmer im Handel, BGHW-Kompakt M 109

Gegenseitige Gefährdungen können sein:

Gefahr der unkontrollierten Keimverbreitung durch Nichtbeachtung der erforderlichen Hygiene- und
Desinfektionsmaßnahmen
Absturzgefahr bei Montagearbeiten, bei denen vorhandene Abdeckungen und Absturzsicherungen entfernt werden müssen 
Brand- und Explosionsgefahr bei feuergefährlichen Arbeiten in Bereichen mit brennbaren oder leicht entzündlichen Stoffen 
Gefahr beim innerbetrieblichen Verkehr durch Einengung der Verkehrswege oder herabfallende Gegenstände
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 5
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 7
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 6
Arbeitsschutzgesetz, ArbSchG, § 7
Arbeitsschutzgesetz, ArbSchG, § 8
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 12

Auch die Gesundheit von zeitlich befristet eingestellten Beschäftigten in Zeitarbeit, Praktikantinnen und Praktikanten oder
Aushilfen muss in demselben Umfang geschützt werden wie bei den dauerhaft beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Insbesondere bei Beschäftigten in Leiharbeit ist oft nicht klar, wer etwa für

die Organisation der arbeitsmedizinischen Vorsorge,
die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung,
die Unterweisung der Beschäftigten in Leiharbeit oder
die Bereitstellung der erforderlichen persönlichen Schutzausrüstung

zuständig ist. Diese und weitere erforderliche Regelungen sollten im Überlassungsvertrag
verbindlich geregelt sein, um sicherzustellen, dass alles Notwendige veranlasst wird und
Verleiher und Entleiher nicht irrtümlich annehmen, dass der jeweils andere sich schon
kümmern wird.

Bezüglich der arbeitsmedizinischen Vorsorge ist mindestens zu prüfen, ob diese vom
Verleiher organisiert oder im Rahmen anderer Beschäftigungsverhältnisse bereits durchgeführt wurde. Hierüber müssen
Nachweise vorliegen. Bei befristet Beschäftigten ist schon bei der Einsatzplanung darauf zu achten, dass auch sie vor Aufnahme
der Tätigkeit an der arbeitsmedizinischen Vorsorge teilgenommen haben. Bei der Pflichtvorsorge ist dies
Beschäftigungsvoraussetzung, d. h., andernfalls dürfen die Beschäftigten nicht gefährdend tätig werden.

Bei der Gefährdungsbeurteilung ist es notwendig, dass beide beteiligten Unternehmen
zusammen arbeiten und der Entleiher den Verleiher umfassend über die spezifischen
Gefährdungen im Unternehmen informiert. Auf die Gefährdungsbeurteilung, die der
Entleiher für eigene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erstellt hat, kann dabei
zurückgegriffen werden, wenn Tätigkeiten und Gefährdungen sich entsprechen.

Bei Arbeitnehmerüberlassungen obliegt die Pflicht zur Unterweisung dem Entleiher (§
12 (2) ArbSchG). Dabei ist auch die Qualifikation und Erfahrung der Beschäftigten in
Leiharbeit mit Hinblick auf die übertragenen Aufgaben zu berücksichtigen. Auch bei
Aushilfen und befristet Beschäftigten muss sichergestellt sein, dass sie vor Aufnahme
der Tätigkeit über die an ihrem Arbeitsplatz auftretenden Gefährdungen und die
festgelegten Schutzmaßnahmen ausreichend unterwiesen wurden.

Bei der Bereitstellung der persönlichen Schutzausrüstung kann es Sinn machen, dass
diese vom Verleiher gestellt wird. Dies ist etwa dann der Fall, wenn zum Schutz vor Infektionsgefahren im Arbeitsbereich
medizinische Einmalhandschuhe für alle dort Tätigen ohnehin bereitgestellt werden. Handelt es sich jedoch um
Schutzausrüstung, die speziell für die Tätigkeiten der Beschäftigten in Leiharbeit benötigt wird (z. B. Sicherheitsschuhe,
Atemschutz), muss geregelt sein, wer die Beschäftigten in Leiharbeit damit versorgt.

Es hat sich bewährt, neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Beschäftigten in Leiharbeit und befristet Beschäftigten eine/einen
erfahrene(n) Patin/Paten (Mentor/-in) zur Seite zu stellen. Diese bzw. dieser informiert die oder den weniger erfahrenen „Kollegen“
über die betrieblichen Gegebenheiten und steht für Fragen oder bei Problemen zur Verfügung.

Denken Sie bei der Einsatzplanung auch an die Beschäftigungsbeschränkungen, die sich aus speziellen Rechtsvorschriften wie
dem Mutterschutzgesetz oder dem Jugendarbeitsschutzgesetz ergeben.

Wenn Beschäftigte in Leiharbeit in anderen Tätigkeitsfeldern eingesetzt werden sollen, als ursprünglich vorgesehen, ist der
Verleiher darüber zu informieren und die Arbeitsschutzorganisation erneut zu überprüfen.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, Abschn. 3
Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 22
Erste Hilfe (Plakat), DGUV Information 204-001
Erste Hilfe im Betrieb, DGUV Information 204-022

In Notsituationen wie beispielsweise bei Bränden ist schnelles und zielgerichtetes Handeln erforderlich. Planen Sie daher schon
im Vorfeld detailliert, wer in einer Notfallsituation was zu tun hat, wo sich Erste-Hilfe-Einrichtungen befinden und wie die
Alarmierung abläuft.

Zur Notfallplanung gehört beispielsweise:

ein Alarmplan
eine Brandschutzordnung
ein Flucht- und Rettungsplan
ein Räumungs- und Evakuierungsplan

Ferner müssen Sie die notwendigen Hilfsmittel, etwa Evakuierungshilfsmittel, und Erste-
Hilfe-Materialien auswählen und beschaffen. Fragen Sie bei der Auswahl Ihre
Arbeitsschutzexpertinnen und Arbeitsschutzexperten (Fachkraft für Arbeitssicherheit,
Betriebsärztin oder Betriebsarzt) und gegebenenfalls externe Fachleute von Feuerwehr,
Sachversicherern und Aufsichtsbehörden.

Qualifizieren und bestellen Sie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für bestimmte Aufgaben in Notsituationen. Bekanntestes Beispiel
dafür sind die Ersthelferinnen und Ersthelfer oder Brandschutzhelferinnen und Brandschutzhelfer. Die Beschäftigten sind auf
diese Aufgaben vorzubereiten. Dazu gehört etwa eine praktische Einweisung, die örtlichen Feuerlöscheinrichtungen zu bedienen.

Informieren Sie Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, z. B. durch Aushänge, wer für die
Aufgaben der Ersten Hilfe, Brandbekämpfung und Evakuierung zuständig ist.

Dokumentieren Sie Erste-Hilfe-Maßnahmen nach Unfällen in einem Verbandbuch. Bei
unfallbedingten Fehlzeiten von mehr als drei Kalendertagen muss der Betrieb den Unfall
per Unfallanzeige dem zuständigen Unfallversicherungsträger melden.

Üben Sie typische Notfallsituationen mit Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.
Realitätsnahe, praktische Übungen decken Schwachpunkte der Planung auf. Lassen Sie
sich von Fachleuten beraten und beteiligen Sie diese an den Übungen. Insbesondere mit
der örtlich zuständigen Feuerwehr können Sie die Maßnahmen weiterentwickeln und
Fehler abstellen. So lässt sich sicherstellen, dass die Maßnahmen im Ernstfall
reibungslos ablaufen.

Zahl der Ersthelferinnen und  Ersthelfer

Die Zahl der zu bestellenden Ersthelferinnen und Ersthelfer ist in § 26 der Unfallverhütungsvorschrift BGV A1 geregelt. Es müssen
mindestens zur Verfügung stehen:

1. bei zwei bis zu 20 anwesenden Versicherten eine Ersthelferin oder ein Ersthelfer,
2. bei mehr als 20 anwesenden Versicherten

1. in Verwaltungs- und Handelsbetrieben 5 %
2. in sonstigen Betrieben 10 %

Die Ersthelferinnen und Ersthelfer sind nach den Vorgaben des BG/GUV-V A1 § 26 aus- und fortzubilden.
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Betriebliches Gesundheitsmanagement (BGM) ist das Ausgestalten, Steuern und Entwickeln betrieblicher Strukturen und Prozesse
mit dem Ziel, Arbeit, Organisation und Verhalten am Arbeitsplatz zum Wohle der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und des
Unternehmens gesundheitsförderlich zu gestalten.

Das Ziel des BGM ist es, Belastungen der Beschäftigten am Arbeitsplatz zu
minimieren und die persönlichen Ressourcen zu stärken. Das BGM geht mit
diesem Gedanken über die betriebliche Gesundheitsförderung hinaus. Das BGM
hat das Ziel, für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch eine entsprechende
Führungskultur neben dem Gedanken der betrieblichen Gesundheitsförderung ein
gesundheitsförderndes Privat- und Berufsleben zu erreichen. Damit ist das
BGM das Bindeglied zwischen Arbeits- und privater Lebenswelt der Beschäftigten.

Durch die Gestaltung der Arbeitsbedingungen wird auf der einen Seite die
Motivation und Gesundheit nachhaltig gefördert und auf der anderen Seite die
Produktivität, Produkt- und Dienstleistungsqualität der Klinik erhöht. Neben
Vorteilen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kann das BGM sich auch gut auf
das Image der Klinik und der Mitarbeiterbindung auswirken.

Verantwortlich für die Umsetzung des BGM ist die Klinikleitung. Sie benennt für die
Umsetzung einen innerbetrieblichen Gesundheitsmanager. Weiterhin sind i. d. R.
folgende wichtige Akteure innerhalb einer Klinik am BGM beteiligt:

Personalabteilung
Betriebsrat
Betriebsarzt bzw. Betriebsärztin
Fachkraft für Arbeitssicherheit

Vorübergehend können für Projekte im Rahmen des BGM externe Berater hinzugezogen werden, z. B. für die Überführung des BGM
in das betriebliche Qualitätssicherungssystem, für Schulung und für Führungskräftetrainings oder -coachings.

Grundlage für den Aufbau eines BGM sind Daten über die Mitarbeiterbelastung,
Mitarbeiterbeanspruchung und über die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter. Diese können aus der Gefährdungsbeurteilung, Fehlzeiten-Analysen oder
Daten der gesetzlichen Krankenkassen gewonnen werden.

Weithin werden zur aktiven Beteiligung der Beschäftigten und Führungskräfte
Gesundheitszirkel, Workshops zu Zielfindung und Mitarbeiterbefragungen durchgeführt.
Durch individuelle Analyse- und Auswertmethoden werden Problemfelder im Betrieb
ermittelt und der Handlungsbedarf sowie geeignete Maßnahmen festgelegt.

Vor Einführung eines BGM ist eine Bestandsaufnahme notwendig. Diese dient dazu,
eine Übersicht aller bereits im Unternehmen bestehenden Maßnahmen und Prozesse zu
erstellen.

Dies können sein:

Stellenwert der Gesundheit im Unternehmensleitbild
Stellenwert von Arbeits- & Gesundheitsschutz
Führungskräfte-Entwicklungsprogramme
Arbeitszeitmodelle in der Klinik
Maßnahmen zur Förderung der Gesundheit
Sportkurse wie z. B. Rückenschule, Laufgruppen
Schulungen zur Ergonomie
Art der Kantinenverpflegung
Vorhandenes betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM)

Diese bereits vorhandenen Maßnahmen werden durch das innerbetriebliche Gesundheitsmanagement strukturiert und vernetzt,
das seine Arbeit betriebsintern kommuniziert.
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Quellen

Betriebliches Gesundheitsmanagement, Risiko Übergriff
Gestaltung von lernförderlichen Unternehmenskulturen zu Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit, Projekt F 2188
Nachhaltige Arbeits- und Gesundheitspolitik im Unternehmen, NAGU
MAAS-BGW für DIN EN ISO 9001:2008,, TQ-MAAS1
Kommentierung zu den MAAS-BGW für DIN EN ISO 9001, TQ-MAKO1
MAAS-BGW für KTQ-Krankenhaus,, TQ-MAAS2
Demografischer Wandel und Pflegeberufe. Auf den Spuren Elisabeths von Thüringen, EP-DDW-11
Ratgeber Betriebliches Gesundheitsmanagement, RGM15

Aufgrund der Ergebnisse der BGM-Analyse werden konkrete gesundheitsfördernde Maßnahmen umgesetzt, die von folgenden
Zielsetzungen abgeleitet werden:

1. Handlungsfelder: Wo müssen Führungskräfte aktiv werden?
2. Gesundheitliche Handlungsfelder: Auf welchen Gesundheitsebenen (körperliche, psychische, kognitive und/oder

organisationale Ebene) will/muss die Klinik aktiv werden?
3. Kennzahlen: Welche Kennzahlen aus der Eingangsanalyse sollen verbessert bzw. gestärkt werden? Welche Planzahlen strebt

die Klinik an?
4. Zeitlicher Ablauf: Bis wann sollen die Planzahlen erreicht werden? Wann erfolgt eine (erneute) Evaluation der BGM-

Maßnahmen?

Viele Kliniken bieten ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Rahmen der
betrieblichen Gesundheitsförderung eine Vielzahl von gesundheitsförderlichen
Angeboten an. Dies sind jedoch häufig Einzelaktionen, die nicht als Ganzes
gesehen werden. Eine Kommunikation im BGM ist daher unerlässlich. Die
Beschäftigten müssen im Rahmen der BGM-Kommunikation über aktuelle
Angebote und Maßnahmen des BGM informiert werden.

Dies kann z. B. über unterschiedliche Medien erfolgen. Denkbar sind hier
Klinikzeitung, das Intranet, E-Mail-Verteiler, Flyer oder auch Poster. Deshalb ist es
sinnvoll, im Rahmen eines BGM auch ein Kommunikationskonzept zu entwickeln
und zu planen:

zu welchem Zeitpunkt
welche Informationen
von wem
über welche Medien
an wen veröffentlicht werden.

Eine zielgerichtete Kommunikation unterstützt die Transparenz des BGM, steigert die Identifikation und sorgt für eine bessere
Teilnahme an gesundheitsförderlichen Angeboten. Darüber wird die Sensibilität der Führungskräfte und Beschäftigten gesteigert
und es werden Vorbehalte gegenüber dem BGM abgebaut.

Strategisch sind für die Zukunft Ziele, Handlungsfelder, Aktionen und Prozesse festzulegen. Über ein
Qualitätsmanagementsystem kann das BGM in die Unternehmensstrategie eingebunden werden.

Nach der Analyse und der strategischen Planung wird das BGM als Projekt in die betriebliche Organisation und die
Managementsysteme integriert. Ausgewählte praktische und medienwirksame Aktionen flankieren die Einführung. Wesentliche
Elemente des BGM sind die Einführung des BGM in die Unternehmenskultur sowie die Partizipation von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern und den gewählten Vertretern der Beschäftigten.

Die Bereiche Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin sind in das BGM eingebunden. Weiterhin ist der kontinuierliche
Verbesserungsprozess (KVP) ebenfalls ein unverzichtbares Element des BGM, um zu evaluieren, was die durchgeführten
Maßnahmen qualitativ und quantitativ bewirkt haben.
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Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten sind die klassischen Versicherungsfälle der gesetzlichen Unfallversicherung, wobei der
Wegeunfall ein Sonderfall des Arbeitsunfalls ist.

Diese Versicherungsfälle sind klar definiert, und ein
Schadensereignis muss diese Definition erfüllen, um als
Versicherungsfall anerkannt zu werden. Daher ist es wichtig, diese
Definitionen zu kennen. Beginnen wir mit dem Begriff „Unfall“:

Ein Unfall ist ein zeitlich begrenztes, von außen auf den Körper
einwirkendes Ereignis, das zu einem Gesundheitsschaden oder zum
Tod führt.

Zeitlich begrenzt bedeutet in diesem Zusammenhang „längstens
innerhalb einer Arbeitsschicht“. Erstreckt sich eine Einwirkung etwa
über mehrere Tage (Arbeitsschichten), so liegt der Definition nach
kein Unfall vor.

Von außen auf den Körper einwirkendes Ereignis bedeutet, dass es
eine äußere Unfallursache geben muss. Das ist z. B. gegeben, wenn
man von einem herabfallenden Gegenstand am Kopf getroffen wird.
Für den Arbeitsunfall (s. u.) ist es von Bedeutung, dass das äußere
Ereignis wesentliche Ursache für den Körperschaden ist. Erleidet
jemand beispielsweise einen Krampfanfall und stürzt dabei zu
Boden, sind die daraus resultierenden Verletzungen wesentlich auf
den Krampfanfall zurückzuführen. Man spricht dann von einem Unfall aus innerer Ursache. Jedoch sind die Grenzen hier fließend.
Daher werden Grenzfälle meist im Einzelfall, i. d. R. durch Rechtsprechung, entschieden.

Bei dem Gesundheitsschaden kann es sich um einen Körperschaden, aber auch um einen seelischen Schaden, etwa nach einem
traumatisierenden Ereignis (Überfall, Angriff auf die eigene Person, schockierende Erlebnisse), handeln.

Von einem fiktiven Gesundheitsschaden spricht man, wenn bei dem Unfall ein Hilfsmittel (z. B. Brille, Prothese) beschädigt wird.
Über die gesetzliche Unfallversicherung versichert sind der Arbeitsunfall und der Wegeunfall.
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Versicherte Personen

Ein Arbeitsunfall liegt vor, wenn eine versicherte Person bei einer versicherten Tätigkeit einen Unfall erleidet.

Ein Wegeunfall liegt vor, wenn eine versicherte Person auf einem versicherten Weg einen Unfall erleidet.

Bei den versicherten Personen unterscheidet man die kraft Gesetzes versicherten und die
kraft Satzung (des jeweiligen Unfallversicherungsträgers) versicherten Personen.

Kraft Gesetzes sind beispielsweise alle Beschäftigten sowie Kinder, Schüler und
Studenten beim Besuch der Betreuungs- oder Bildungseinrichtung versichert. Eine
vollständige Auflistung der kraft Gesetzes Versicherten enthält  § 2 SGB VII Absatz 1.

Kraft Satzung können insbesondere Unternehmer und ihre im Unternehmen
mitarbeitenden Ehegatten versichert sein. Die Versicherung kraft Satzung ist in § 3 SGB VII
geregelt.

Darüber hinaus gibt es Versicherungsberechtigte, die durch freiwilligen Beitritt in die
gesetzliche Unfallversicherung in deren Schutz gelangen. Die Versicherung durch
freiwilligen Beitritt regelt § 6 SGB VII.

Gesetzlich unfallversichert sind auch ehrenamtlich Tätige. Nähere Informationen dazu finden Sie in der Broschüre „Zu Ihrer
Sicherheit – unfallversichert im freiwilligen Engagement“.

Versicherte Tätigkeiten

Versichert sind alle Tätigkeiten, die gemäß Arbeitsvertrag oder gemäß Weisung zu den Aufgaben des Beschäftigten gehören. Auch
Tätigkeiten, die in Eigeninitiative durchgeführt werden, sind versichert, sofern sie erkennbar dem Unternehmen dienen.

Darüber hinaus können auch eigenwirtschaftliche (private) Tätigkeiten im Einzelfall versichert sein, wie etwa der Gang zur Kantine.
Das Essen innerhalb der Kantine hingegen ist in der Regel nicht versichert.

Unter bestimmten Voraussetzungen können auch Gemeinschaftsveranstaltungen wie Betriebsfeste oder Betriebssport versichert
sein. Weitere Hinweise dazu finden Sie hier.

Zu den versicherten Tätigkeiten gehören auch Dienstwege (z. B. Aufsuchen von Kunden) und Dienstfahrten (z. B. Beschaffung von
Arbeitsmitteln), die dem Unternehmen dienen und auf Veranlassung des Arbeitsgebers durchgeführt werden.

Versicherte Wege

Versichert ist der Weg von oder zur Arbeitsstätte. Er beginnt mit
dem Verlassen der Außentür des Wohngebäudes und endet
mit dem Betreten des Betriebsgeländes und umgekehrt. Dabei
muss nicht der kürzeste Weg gewählt werden, es kann auch
der verkehrsgünstigste Weg oder der vorgegebene Weg eines
öffentlichen Verkehrsmittels sein. Entscheidend ist die
Absicht, den Arbeitsplatz oder die Wohnung zu erreichen.

Unterbrechungen, etwa zum Kauf einer Zeitung, sowie
Umwege (verlängerter Weg) oder Abwege (über das Ziel
hinaus) aus privaten Gründen sind nicht versichert.
Ausnahmen bilden Wegabweichungen im Zuge einer
Fahrgemeinschaft oder zur Unterbringung von im eigenen
Haushalt lebenden Kindern, etwa bei einer Tagesmutter.

Bei Unterbrechungen des Arbeitsweges, etwa für Einkäufe oder
einen Restaurantbesuch, lebt der Versicherungsschutz wieder
auf, sobald der eigentliche Weg von der oder zur Arbeitsstätte
wieder aufgenommen wird. Dies gilt jedoch nur, wenn die
Unterbrechung nicht mehr als zwei Stunden gedauert hat.
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Quellen

SGB VII – Siebtes Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung
Sozialgesetzbuch (SGB VII), § 8
D-Arzt-Verfahren
Arbeitsunfall: Was nun?
Risiko Übergriff – Konfliktmanagement im Gesundheitsdienst

Besondere Arbeitsunfälle

Unfälle mit Infektionsgefährdung

Verletzungen mit spitzen oder scharfen Gegenständen wie z. B. Kanülen mit einer Infektionsgefährdung gehen oft nicht mit einer
Arbeitsunfähigkeit einher; sie können aber ernste Gesundheitsschäden zur Folgen haben.

Daher sollte neben den Sofortmaßnahmen (Ausbluten und Desinfektion der Wunde) ein
Verfahren festgelegt sein, wie sich der Versicherte nach einem solchen Unfall zu verhalten
hat. Bewährt hat sich in Kliniken das sofortige Aufsuchen der Notaufnahme (Ambulanz),
um dort ärztlichen Rat einzuholen und die notwendigen Maßnahmen durchzuführen.

Dazu gehören insbesondere die Bestimmung des Immunstatus des Versicherten sowie
mögliche Maßnahmen der Postexpositionsprophylaxe (PEP), sofern sie aus ärztlicher Sicht
angezeigt sind. Hilfreich ist es dabei, den Infektionsstatus des Indexpatienten (an dem die
Kanüle oder das Instrument verwendet wurde) bezüglich Hepatitis B, Hepatitis C und HIV
zu kennen.

Traumatisierende Ereignisse

Angriffe auf die eigene Person, Bedrohungssituationen, massive verbale Attacken, Unfälle
mit Verletzten oder gar Toten, die als Zeuge beobachtet werden, können zu Gesundheitsschäden führen, die nicht unmittelbar
erkennbar sind, etwa zu posttraumatischen Belastungsstörungen.

Daher sollten Führungskräfte und Unternehmer auch nach solchen Ereignissen prüfen, ob der betroffene Versicherte Schaden
genommen hat. Im Zweifelsfall sollten auch diese Ereignisse als Arbeitsunfall angezeigt werden, da die Unfallversicherungsträger
dafür besondere Unterstützungsangebote vorhalten. Diese können dabei helfen, das traumatisierende Ereignis zu überwinden
und einen nachhaltigen Gesundheitsschaden zu verhindern.
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Quellen

Flyer Berufskrankheiten – Fragen und Antworten, DGUV Information
SGB VII – Siebtes Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung, § 9 SGB VII Berufskrankheit
BKV – Berufskrankheiten-Verordnung
Merkblätter und wissenschaftliche Begründungen zu den Berufskrankheiten der Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung
Berufskrankheiten
D-Arzt-Verfahren
DVD „Risiko Übergriff – Konfliktmanagement im Gesundheitsdienst“

Eine Berufskrankheit liegt vor, wenn eine versicherte Person sich bei einer versicherten Tätigkeit durch schädigende Einwirkungen
eine Krankheit zuzieht, die in der Berufskrankheitenverordnung (BKV) als Berufskrankheit bezeichnet ist.

Die versicherte Person sowie die versicherte Tätigkeit wurden bereits
besprochen. Entscheidend für das Vorliegen einer Berufskrankheit ist, dass
diese tatsächlich als solche definiert und in die BKV aufgenommen wurde.
Als Berufskrankheiten kommen aber nur solche Erkrankungen infrage, die

„durch besondere Einwirkungen verursacht werden, denen
bestimmte Personengruppen durch ihre Arbeit in erheblich höherem
Maße ausgesetzt sind als die Allgemeinbevölkerung“.

Beispielsweise gilt für Tätige im Gesundheitsdienst, dass sie in
besonderem Maße Infektionsgefahren ausgesetzt sind. Daher gibt es für
diese Personengruppe und Beschäftigte mit ähnlichem Risiko die
Berufskrankheit BK Nr. 3101 „Infektionskrankheiten“.

Bei einem Büroangestellten kann diese Berufskrankheit nicht anerkannt
werden, selbst wenn er sich am Arbeitsplatz eine Infektionskrankheit
zuzieht. In diesem Fall wäre zu prüfen, ob die Voraussetzungen für einen
Arbeitsunfall erfüllt sind.

Grafik Quelle: https://www.bgw-online.de/DE/Leistungen-Beitrag/Rehabilitation/Berufskrankheit/Berufskrankheit_node.html

Zu jeder Berufskrankheit werden vom zuständigen Fachministerium Merkblätter
herausgegeben, in denen die schädigenden Einwirkungen und Krankheitsbilder näher
beschrieben sind.

Psychische Erkrankungen werden bei nahezu allen Berufsgruppen beobachtet. Sie sind
nicht auf spezifische Einwirkungen zurückzuführen, denen bestimmte Personengruppen in
besonderem Maß ausgesetzt sind. Daher ist davon auszugehen, dass sie trotz der
zunehmenden Häufigkeit und Bedeutung für krankheitsbedingte Fehlzeiten nicht in die Liste
der Berufskrankheiten aufgenommen werden.
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Quellen

SGB VII – Siebtes Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung
BKV – Berufskrankheiten-Verordnung
Merkblätter und wissenschaftliche Begründungen zu den Berufskrankheiten der Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung
Formular: Unfallanzeige
Formular: Erläuterungen zur Unfallanzeige
Anzeige über den Verdacht einer Berufskrankheit durch den: Unternehmer
Anzeige über den Verdacht einer Berufskrankheit durch den: Arzt
D-Arzt-Verfahren

Des Unternehmers

Der Unternehmer ist verpflichtet, Arbeitsunfälle, bei denen ein Versicherter getötet wird oder die zu einer Arbeitsunfähigkeit von
mehr als drei Tagen geführt haben, innerhalb von drei Tagen schriftlich dem Unfallversicherungsträger anzuzeigen ( § 193 Abs. 1
SGB VII).

Haben Unternehmer im Einzelfall Anhaltspunkte, dass bei Versicherten eine Berufskrankheit vorliegen könnte, haben sie diese
dem Unfallversicherungsträger anzuzeigen ( § 193 Abs. 2 SGB VII).

Die Anzeigen sind vom Betriebs- oder Personalrat zu unterzeichnen. Die Sicherheitsfachkraft und der Betriebsarzt sind über jede
Anzeige eines Unfalls oder einer Berufskrankheit in Kenntnis zu setzen ( § 193 Abs. 5 SGB VII).

Von Ärzten (nur bei Berufskrankheiten)

Haben Ärzte oder Zahnärzte den begründeten Verdacht, dass bei Versicherten eine
Berufskrankheit besteht, haben sie dies dem Unfallversicherungsträger oder der
für den medizinischen Arbeitsschutz zuständigen Stelle unverzüglich anzuzeigen
( § 202 SGB VII).

Der Versicherten

Eine Anzeigepflicht der Versicherten ist im SGB VII nicht ausdrücklich beschrieben.
Allerdings können die zuständigen Stellen, insbesondere der Unternehmer,
Versicherungsfälle nur anzeigen, wenn sie davon Kenntnis haben. Daher sollten
Versicherte sich im Falle eines Arbeitsunfalls (auch bei Bagatellunfällen) oder dem
Verdacht auf eine Berufskrankheit (z. B. bei Hautveränderungen) an ihren
Vorgesetzten wenden und mit diesem das weitere Vorgehen besprechen.
Bagatellunfälle müssen zumindest in einem Verbandsbuch dokumentiert werden,
um bei möglichen Folgeschäden der Beweispflicht nachkommen zu können.

Kommt der Unternehmer seinen Meldepflichten nicht nach, kann der Versicherte sich auch direkt an den zuständigen
Unfallversicherungsträger wenden.
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Basis für eine gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit sind ein gemeinsam getragenes Wertesystem, einvernehmliche Ziele
sowie Regeln für den Umgang miteinander und für die Führung der Mitarbeiter.

Ein solches Wertesystem wird in vielen Untenehmen in einem Unternehmensleitbild
festgeschrieben, das die grundsätzliche Ausrichtung des Unternehmens sowie
Unternehmensziele beinhaltet. Werden diese gemeinsam mit den Mitarbeitern erarbeitet,
können deren Interessen darin berücksichtigt werden, was wiederum ein hohes Maß an
Akzeptanz schafft. Dies ist eine wichtige Voraussetzung dafür, dass das Leitbild nicht am
Ende „Wunschdenken“ bleibt, sondern tatsächlich zum Wohle des Unternehmens gelebt
wird.

Unternehmensziele können sich auf die Leistungsfähigkeit, Qualität,
Wettbewerbsfähigkeit, Wirtschaftlichkeit oder auch die Anpassungsfähigkeit der
Organisation an veränderte Rahmenbedingungen beziehen. Aber auch übergeordnete
Werte aus dem kulturellen sowie konfessionellen Zusammenhang, wie ein humanitärer
oder christlicher Ansatz, können sich als tragend erweisen. Diese sinnstiftende
Komponente des Wertesystems fördert die Identifikation mit der eigenen Arbeit und damit die Leistungsbereitschaft der
Beschäftigten.

Leitlinien der Zusammenarbeit und der Führung resultieren aus den gemeinsamen Werten und helfen, diese in Alltagssituationen
umzusetzen.

Diese Leitlinien sollten allgemeine Umgangsformen wie den respektvollen, höflichen und wertschätzenden Umgang miteinander
ebenso beinhalten wie Vorgaben für den Informationsaustausch, den Umgang mit Konflikten, die gegenseitige Unterstützung und
die Anerkennung der Arbeitsleistung. Das können Belobigungen sein, ebenso Prämien, Sonderurlaub oder kleine Präsente.

Das Unternehmen sollte in seinem Leitbild klare Ziele formulieren, die zeigen, dass Arbeits- und Gesundheitsschutz einen hohen
Stellenwert haben und aktiv gefördert werden.

Umsetzung des Leitbildes

Sind die Ziele in Bezug auf die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten formuliert, müssen Strukturen geschaffen werden, um
diese Vorgaben umsetzen zu können. Dabei kann auf bewährte Instrumente (Gefährdungsbeurteilung, BGM, BGF) zurückgegriffen
werden.

Zur Erreichung der Ziele im Sinne eines ständigen Verbesserungsprozesses sollte das Instrument der Gefährdungsbeurteilung
genutzt werden.

Dabei ist ständig zu hinterfragen, ob mit den festgelegten und umgesetzten
Schutzmaßnahmen das Ziel bereits erreicht ist oder ob zusätzliche Maßnahmen
erforderlich sind. In diesen Prozess sind die Beschäftigten einzubeziehen, da sie
ihren Arbeitsplatz am besten kennen und auf diese Weise die Akzeptanz der
Maßnahmen erhöht wird.

Auch Maßnahmen zur Gesundheitsförderung dienen der Umsetzung des Leitbildes.
Bei der Auswahl von Maßnahmen zur Gesundheitsförderung ist die betriebliche
Belastungssituation, aber auch die Bedarfslage bei den Beschäftigten zu
berücksichtigen. Hier kann eine vorherige Abfrage helfen, die „richtigen“
Unterstützungsangebote auszuwählen. Nur Angebote, die von den Beschäftigten als
attraktiv und hilfreich bewertet werden, werden auch angenommen und etablieren
sich langfristig.

Entscheidend ist, dass das Unternehmen erkennbar und glaubwürdig nach den Vorgaben des Leitbildes handelt und die
festgelegten Ziele tatsächlich anstrebt.

Kommt es zu Konflikten, ist ein standardisiertes Verfahren geeignet, um etwa mithilfe eines neutralen Vermittlers Konflikte zu
schlichten, ein gutes Miteinander im Sinne des Leitbildes zu erhalten oder wiederherzustellen.

Zielvereinbarungsgespräche, in denen die qualitativen und quantitativen Arbeitsergebnisse vorgegeben oder vereinbart werden,
können als Grundlage dienen, im Leitbild definierte Ziele umzusetzen.
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Ein funktionierendes Fehler- und Beschwerdemanagement kann ein Unternehmen lernfähig machen und zu einer ständigen
Verbesserung der Dienstleistung, der Produkte, aber auch der Arbeitsbedingungen führen. Daher ist es für Unternehmen
interessant und gewinnbringend, sich mit dem Thema zu beschäftigen.

Im Qualitätsmanagement wird ein Fehler schlicht als „Nichterfüllung einer Anforderung“ definiert. Diese Anforderung kann
beispielsweise eine objektive medizinische Notwendigkeit (Patient erhält die benötigten Medikamente in der richtigen
Dosierung), eine Erwartungshaltung des Patienten (Wenn ich schon krank bin, soll wenigstens das Essen schmecken) oder eine
rechtliche Anforderung (bei der Blutentnahme müssen Sichere Instrumente verwendet werden) sein.

Die Nichterfüllung der Anforderung - der Fehler - kann zu einer Gefährdung des Patienten, zu einem Risiko für die Beschäftigten
oder zur Unzufriedenheit interner und externer Kunden führen.

Daher ist es wichtig, aus Fehlern zu lernen, die Ursachen der Fehler zu ergründen und durch geeignete Maßnahmen eine
Wiederholung des Fehlers zu vermeiden. Dabei ist es unerheblich, ob der Fehler selbst entdeckt oder der Betrieb in Form einer
Beschwerde auf den Fehler aufmerksam gemacht wurde. Entscheidend ist, dass es entsprechende Meldewege und ein
systematisches Verfahren zum Umgang mit festgestellten Fehlern gibt.
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Quellen

Beschwerdemanagement, Inqa-Pflege
Betriebliches Vorschlagswesen als Ideenmanagement, RGM9

Grundlage des Fehler- und Beschwerdemanagements könnte eine Betriebsvereinbarung sein die regelt, wie grundsätzlich mit
Fehlern und Beschwerden umgegangen wird, wie das Meldeverfahren aussieht und auf welche Weise auf eine Fehlermeldung bzw.
eine Beschwerde reagiert wird.

Wichtig ist, dass zuverlässig innerhalb einer überschaubaren Frist eine
Rückmeldung an den Meldenden erfolgt, auch wenn dessen Anliegen oder
Beschwerde für unberechtigt gehalten wird. Dazu muss auch klar sein, wer sich
der Meldungen und Beschwerden annimmt. Da die Rückmeldung u.U. auch eine
Entscheidung beinhalten muss, sollte die zuständige Stelle bei der Klinikleitung
angesiedelt sein oder zumindest von dieser aktiv unterstützt werden.

Grundsätzlich können Fehlermeldungen und Beschwerden über ein analoges oder
digitales Formular, eine spezielle E-Mail-Adresse oder auch persönlich, etwa durch
diesbezüglich geschulte Führungskräfte, aufgenommen werden. Allen Beteiligten
muss dabei klar sein, dass die Bearbeitung unabhängig vom Meldeweg ein
standardisiertes Verfahren durchläuft.

Die Meldung eines Fehlers oder einer Beschwerde muss strukturiert erfolgen, wenn
das Unternehmen davon profitieren soll. Es spricht auch nichts dagegen, das
Vorschlagswesen mit dem Fehler- und Beschwerdemanagement zu kombinieren,
da auch ein Verbesserungsvorschlag sich aus einer nicht optimalen oder ausreichend effizienten Erfüllung einer Anforderung, also
quasi einem Fehler, ergibt.

Das Meldeverfahren (z.B. Formular) muss mindestens folgende Angaben und Eingabefelder besitzen:

Datum

Das Datum der Meldung ist erforderlich, um die Eingangsbestätigung bzw. die Rückmeldung an den Meldenden fristgerecht zu
versenden. Ferner hilft sie, eingegangene Meldungen statistisch auszuwerten bzw. Entwicklungen und Fortschritte beim
Verbesserungsprozess zeitlich zuzuordnen.

Name und Anschrift des Meldenden

Ein Fehler- und Beschwerdemanagement ist nur glaubwürdig, wenn der Meldende in einer angemessen Frist eine Rückmeldung
erhält aus der hervorgeht, wie mit seiner Eingabe verfahren, wird, also etwa welche Maßnahmen zur Verbesserung umgesetzt
wurden oder geplant sind. Anschrift kann in diesem Fall auch die Abteilung eines Mitarbeiters sein, wenn es sich um eine
interne Meldung handelt.

Beschreibung des Anliegens

Hier sollte beschrieben werden, welche Meldungen das Unternehmen sich wünscht. Der Text könnte beispielsweise lauten:

Sie haben einen Fehler in einem unserer Betriebsabläufe entdeckt? Sie möchten Kritik üben oder Verbesserungsvorschläge
machen?  Sie haben Ideen, wie wir uns verbessern können? Dann sind Sie herzlich eingeladen, uns dies mitzuteilen. Wir freuen
uns über jede Anregung.

Vermutete Fehlerursache / Optimierungsvorschlag

Fehler haben oft systematische Ursachen. Hier sollte dem Meldenden die Möglichkeit gegeben werden, aus seiner Sicht zu
erklären, warum es zu dem gemeldeten Fehler gekommen ist. Des Weiteren können hier Anregungen gegeben werden, wie der
betreffende Ablauf optimiert und vergleichbare Fehler in Zukunft vermieden werden kann.

Vorgesehener Ablauf und Bearbeitungszeit nach Eingang

Transparenz ist für den Erfolg des Fehler- und Beschwerdemanagements unverzichtbar. Deswegen sollte klar beschrieben
werden, was mit der Meldung geschieht und in welcher Frist mit eine Rückmeldung bzw. Entscheidung über das Anliegen zu
rechnen ist.
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Quellen

Ärztekammer Berlin: Patientensicherheit und Fehlermanagement
Pflegewiki: Fehlermanagement
Ärzteblatt: Patientensicherheit und Fehlermanagement - Ursachen unerwünschter Ereignisse und Maßnahmen zu ihrer
Vermeidung
Arztbibliothek: Patientensicherheit-Online
Handlungsempfehlungen des APS

Ein Fehler- und Beschwerdemanagement kann helfen, die Patientensicherheit zu erhöhen. Vorausgesetzt, mit den Fehlern wird
ehrlich und offen umgegangen, mit dem Ziel, gleichartige Fehler in Zukunft zu vermeiden. Dazu muss allen Beteiligten bewusst
sein, dass Fehler trotz größter Sorgfalt passieren können und niemand absolut fehlerfrei arbeiten kann. Auch muss seitens der
 Unternehmensleitung eine verbindliche Zusicherung vorliegen, dass zeitnah gemeldete, eigene Fehler keine disziplinarischen
oder arbeitsrechtlichen Konsequenzen für den Meldenden haben.

Verabreicht beispielsweise eine Pflegekraft einem Patienten ein falsches Medikament und fällt dieser das im Nachhinein auf, ist
zunächst die Versuchung groß, den Fehler zu verschweigen. Insbesondere aus Angst vor persönlichen Konsequenzen.

Bei einer offenen Fehlerkultur könnte die Pflegekraft ihren Fehler melden - etwa ihrem
Vorgesetzten oder dem behandelnden Arzt -  so dass

Der Fehler korrigiert oder die Folgen abgemildert werden können, beispielsweise
durch nachträgliche Verabreichung des richtigen Medikaments oder durch
Kompensierung der Wirkung des fälschlicherweise verabreichten Medikaments
Die Fehlerursache, z.B. Überforderung oder häufige Unterbrechungen beim Stellen der
Medikamente -, erkannt und behoben werden kann und ähnliche Fehler in Zukunft
vermieden werden

Nur durch einen offenen und bewussten, aber auch angstfreien Umgang mit solchen
Fehlern können Schwachstellen in Arbeitsabläufen und -prozessen erkannt und abgestellt
werden. Dabei ist es wichtig, auch Beinahe-Fehler zu melden, um frühzeitig daraus zu
lernen und den Ernstfall zu vermeiden.

Für Medizinprodukte gelten besondere Regeln. Vorkommnisse mit Medizinprodukten sind grundsätzlich an das Bundesinstitut für
Arzneimittel und Medizinprodukte - BfArM - ( www.bfarm.de) zu melden.

Aber auch unterschwellige Fehlfunktionen und funktionelle Mängel können den Betriebsablauf stören und so zu einer
Mehrbelastung der Beschäftigten führen.

Daher sollten Fehler oder unerwünschte bzw. unerwartete Betriebszustände und Eigenschaften von Medizinprodukten im Rahmen
des betrieblichen Fehler- und Beschwerdemanagements immer gemeldet werden. Ob es sich dabei dann tatsächlich um ein
meldepflichtiges Vorkommnis im Sinne des Medizinprodukterechts handelt, sollte anschließend von entsprechend qualifiziertem
Personal - etwa einem Medizintechniker - entschieden werden.

Nicht zuletzt können so auch konkrete Produkte, die zu Fehlfunktionen oder unerwünschtem Verhalten neigen, identifiziert und
bei Neubeschaffung gegen fehlerfreiere Produkte oder besser geeignete Produkte ersetzt werden.
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Ein offenes und gelebtes Fehler- und Beschwerdemanagement kann auch die Mitarbeitergesundheit fördern und die
Arbeitsbelastungen reduzieren.

Die Beschäftigten sind die eigentlichen Experten für ihren Arbeitsplatz und ihre Tätigkeiten. Somit erkennen sie oft noch vor den
Führungskräften oder Arbeitsschutzexperten, wenn Arbeitsabläufe nicht optimal gestaltet sind, Schnittstellen nicht funktionieren
oder Arbeits- bzw. Hilfsmittel fehlen.

Dieses Potenzial sollte der Betrieb nutzen, indem er die Beschäftigten ermutigt, auch und gerade in Bezug auf die eigene Arbeit
Fehler und Unzulänglichkeiten zu melden und Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitssituation zu machen. Wichtig ist, dass dies
nicht als Kritik an den Führungskräften, Kollegen oder dem Unternehmen verstanden wird. Vielmehr muss auch hier klar sein, dass
sich jeder Prozess weiter optimieren lässt und oft erst die Beschäftigten selbst im Zuge ihrer täglichen Arbeit erkennen können, wo
Verbesserungsbedarf oder -potenzial liegt. Dies kann z.B. durch ein betriebliches Vorschlagswesen ausgeschöpft werden.

Oft sind es kleine und leicht behebbare Ursachen, die den Beschäftigten unnötig die Arbeit erschweren. Ein fehlender Haltegriff,
nicht eingehaltene Terminabsprachen, ungeeignete Abwurfbehälter für Spritzen und Kanülen, unzureichende Beleuchtung am
Arbeitsplatz oder fehlende Hebe- und Transferhilfsmittel: all dies sind Beispiele für Mängel, die leicht zu beheben sind,
andererseits die Arbeit aber erheblich behindern oder zu erhöhten Risiken führen.

Durch den offenen Umgang mit derartigen Schwachstellen und insbesondere die
erkennbare Bereitschaft der Unternehmensleitung, die Arbeitsbedingungen
kontinuierlich zu verbessern, wird auch die Sensibilität der Beschäftigten für Fragen des
Arbeits- und Gesundheitsschutzes gefördert.

Ein systematische Fehler- und Beschwerdemanagement ist auch geeignet, die
Beschäftigten von spontanen Beschwerden zu entlasten. Bei Beschwerden von Patienten
oder Besuchern kann der Beschäftigte darauf verweisen, dass man die Beschwerden
sehr ernst nimmt, dass es eigens ein Verfahren dafür gibt und dass der
Beschwerdeführer zeitnah eine Stellungnahme zu seiner Beschwerde erwarten kann.

Dies wird die meisten Beschwerdeführer zufrieden stellen und schützt den Mitarbeiter
davor, sich sofort und möglicherweise zu einem ungünstigen Zeitpunkt selbst mit der
Beschwerde beschäftigen zu müssen. Durch eine klare, schriftliche  Weisung können die
Beschäftigten zu dieser Vorgehensweise verpflichtet werden. Dies sorgt einerseits für Klarheit hinsichtlich der Erwartungen der
Unternehmensführung bei Beschwerden und hilft andererseits gegenüber dem Beschwerdeführer deutlich zu machen, dass man
auf die Beschwerde gar nicht selber eingehen darf.

In Betrieben, in denen regelmäßig mit Beschwerden zu rechnen ist sollten, Beschäftigte zudem im Umgang mit kritischen
„Kunden“ geschult sein.
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Beschäftigte und ihre Kompetenzen stellen eine der Säulen des Unternehmenserfolges dar. Daher ist es notwendig, die
Fähigkeiten und Kenntnisse Ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fortwährend an die aktuellen Anforderungen anzupassen.
Einerseits, um die Qualitätsansprüche erfüllen zu können, und andererseits, damit Ihre Beschäftigten in der Lage sind, die
steigenden Anforderungen zu bewältigen.

Gerade im Gesundheitswesen verändern sich die Rahmenbedingungen fortwährend und grundlegend: Politische Reformen führen
zu erhöhtem Kostendruck im Unternehmen. Zudem steigt das Durchschnittsalter bei Patientinnen und Patienten sowie bei
Pflegekräften, während jedoch die Verweildauer sinkt. Das führt zu einer höheren Leistungsdichte für das Personal.

Zeit- und Leistungsdruck äußern sich auf unterschiedliche Weise. Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können z. B. gereizt sein
oder auch unter Konzentrationsschwierigkeiten, Versagensängsten und nicht enden wollenden Erkältungen leiden.

Ständige Magenschmerzen, Migräne und Schlaflosigkeit sind Hinweise auf
psychische Belastungen und berufliche Überforderung. Dies kann schließlich dazu
führen, dass Pflegekräfte wegen Depressionen oder „Burn-out“ ihren Beruf
aufgeben müssen.

Um Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gesund und arbeitsfähig zu erhalten, ist
es daher umso wichtiger, sie nicht nur fachlich zu qualifizieren. Wie jemand seine
Arbeit organisiert (methodische Kompetenzen), wie jemand mit anderen interagiert
(soziale Kompetenzen) und sich selbst motiviert oder belohnt (persönliche
Kompetenzen), ist individuell verschieden und präventiv von besonderer
Bedeutung. Bereiten Sie deshalb Ihr Personal bedarfsgerecht für den Umgang mit
Zeit- und Leistungsdruck und deren mögliche Folgen vor.

Wie reagieren Ihre Beschäftigten auf Konflikte? Gelingt es ihnen, Grenzen
angemessen zu setzen? Wie steht es um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf?
Der Ausbau methodischer, sozialer und persönlicher Kompetenzen ist ein Hebel,
an dem die systematische Personalentwicklung durch Qualifizierungsmaßnahmen ansetzt. Durch sie lassen sich maßgeblich
beruflich bedingte Belastungen reduzieren.
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Quellen

iga-Report 17: „Mein nächster Beruf“ – Personalentwicklung für Berufe mit begrenzter Tätigkeitsdauer
Persönliche Ressourcen stärken – Betriebliche Gesundheitsförderung durch Personalentwicklung, TP-PRs
Übersicht über das Qualifizierungsprogramm „Betriebliche Gesundheitsförderung durch Personalentwicklung“ – ein
Programm zur Prävention psychischer Belastung (BGW gesu.per)

Bedarfsanalyse

Bevor Sie Qualifizierungsangebote festlegen, machen Sie eine Bedarfsanalyse. Erfassen Sie zunächst systematisch die bereits
vorhandenen fachlichen und fachübergreifenden Kompetenzen („Istzustand“), im Anschluss können Sie den zielgerichteten
Bedarf der benötigten, gewünschten Qualifizierungs​maßnahmen festlegen („Sollzustand“). So vermeiden Sie, dass die
Schulungen den tatsächlichen Bedarf nicht erfüllen.

Nach der Bedarfsanalyse können die Qualifizierungen geplant werden. Dabei
sollte zwischen zwingend notwendigen Qualifizierungen und weitergehenden
Angeboten unterschieden werden. Erstere müssen so organisiert sein, dass alle
Beschäftigten zeitnah daran teilnehmen können. Die Teilnahme muss
verpflichtend sein und dokumentiert werden.

Als letzter Schritt findet nach den Qualifizierungen eine Prüfung statt, inwieweit
die Angebote wahrgenommen wurden. Ferner sollte in die Nachkontrolle mit
einbezogen werden, ob die erlernten Inhalte sich in der Praxis bewähren und als
hilfreich empfunden werden. Falls erforderlich, erfolgt nach dieser Überprüfung
eine Anpassung der Schulungsangebote.

Zusammenfassend versteht man unter einer systematischen Personalentwicklung:

die Vorbereitung des Unternehmens und der Beschäftigten auf aktuelle und zukünftige Herausforderungen
eine systematische Bedarfsermittlung

Was braucht das Unternehmen?
Was ist an Können/Talenten/Interessen bei Beschäftigten vorhanden?
Was fehlt?

die individuelle Förderung fachlicher Kompetenzen, um beruflich bedingte Belastungen zu reduzieren
Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Ziele und des Ablaufs 

Was ist Pflicht?
Was ist Angebot?
Welche Schulungen für welche Personen sind möglich?
Aus welchem Grund findet was statt?

eine Nachkontrolle, ob die Methoden erfolgreich und nützlich sind
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In einem Krankenhaus arbeiten viele Berufsgruppen: Ärzte, Gesundheits- und Krankenpflegekräfte, Sozialarbeiter und
Psychologen, Hebammen, Physiotherapeuten, Küchenpersonal, Reinigungskräfte und viele mehr. All diese Menschen sind
unterschiedlichen Situationen und Arbeitsbedingungen ausgesetzt. Daraus resultierende Belastungen werden je nach
persönlicher seelischer und körperlicher Verfassung unterschiedlich gut verarbeitet. Burn-out kann somit jeden Menschen treffen,
egal in welchem Beruf oder in welcher Position er arbeitet. Im folgenden Text werden zur Verdeutlichung jeweils Beispiele aus dem
Pflegebereich herangezogen.

Aus dem Englischen übersetzt heißt „burn out“ so viel wie „ausbrennen“ oder „ausgebrannt sein“. Diese sinnbildliche
Beschreibung bedeutet auf den Menschen bezogen einen Zustand völliger geistiger und körperlicher Erschöpfung, nachdem man
leidenschaftlich für etwas „Feuer und Flamme“ war.

Hintergrund

Anderen Menschen zu helfen ist eine sinnvolle und erfüllende Aufgabe. Der Alltag in
der Pflege ist jedoch neben den schönen Aspekten des Berufes auch durch Zeitdruck
und Personalmangel, Konfrontation mit Krankheit und Tod, Ansprüchen und
Forderungen von Patienten und ihren Angehörigen, Vorgesetzten und Kollegen
geprägt. Pflegekräfte haben eine große Verantwortung bei gleichzeitig oft geringer
Anerkennung und Bezahlung. Die emotionale Beanspruchung durch die Arbeit mit
Menschen ist groß und so tritt gerade in helfenden und pflegenden Berufen nicht
selten das "Burn-out"-Syndrom auf.

Burn-out tritt nicht plötzlich auf, sondern ist das Ergebnis eines längeren
schleichenden Prozesses, oft über Jahre hinweg. Typisch für die Erkrankung sind sehr unterschiedliche und häufig
entgegengesetzte Anzeichen: einerseits große Freude am Beruf und hohe Leistungsbereitschaft, andererseits täglicher Widerwille,
zur Arbeit zu gehen; große Müdigkeit und Erschöpfung; Schuldgefühle und Gleichgültigkeit; sozialer Rückzug; Gefühle von
Versagen und Mutlosigkeit, Ärger und Sinnlosigkeit. Zu den charakteristischen Auffälligkeiten eines Burn-out zählt die
Fehleinschätzung und Selbsttäuschung der Betroffenen über ihre Situation.

Die oben genannten Gefühls- und Verhaltensbeschreibungen können durch unterschiedlichste körperliche Symptome begleitet
werden, die im Einzelnen aber ebenso andere Gründe haben können. Aufgrund der Vielzahl der möglichen und ggf. gleichzeitig
vorliegenden Symptome spricht man auch von „Burn-out-Syndrom“. Durch die Unschärfe der Krankheitssymptome ist es für Ärzte
oft sehr schwer, ein Burn-out eindeutig und frühzeitig zu diagnostizieren, zumal sie in der Regel nicht die Zeit haben, sich intensiv
nach den beruflichen oder privaten Hintergründen ihrer Patienten zu erkundigen.

körperliche Symptome

Körperliche Anzeichen eines Burn-out können u. a. sein:

Vermehrt auftretende Banalinfektionen (Erkältungen)
Rückenschmerzen/Bandscheibenvorfälle
Schlafstörungen jeder Art
Übelkeit
Herzrasen
Verdauungsstörungen
Brustenge
Zähneknirschen
Schwindel
Schulter-Arm-Syndrom
Tinnitus
Kopfschmerzen
Muskelschmerzen
Abnahme der Libido
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Beschreibung des Burn-out

Eine eindeutige Definition ist bis heute in der wissenschaftlichen Literatur noch nicht zu finden.

Medizinische Einordnung

Im internationalen statistischen Klassifikationskatalog der WHO (kurz: ICD-10) ist Burn-out seit einigen Jahren in der Kategorie
„Probleme mit Bezug auf Schwierigkeiten in der Lebensbewältigung“ unter der Nr. „Z73.0 Ausgebranntsein [Burn-out]. Zustand
der totalen Erschöpfung …“ zu finden.)

Allerdings haben die Fachleute neben den o. g. körperlichen Symptomen drei Hauptmerkmale erkannt, die bei einer Burn-out-
Diagnose maßgeblich auftreten:

Emotionaler Erschöpfung

Unter emotionaler Erschöpfung versteht man das Gefühl von Ausgelaugtsein, Frustration und Unzufriedenheit. Weitere
Anzeichen sind eine erhöhte Reizbarkeit und gemindertes Mitgefühl, Antriebsschwäche, gedämpfte emotionale Reaktionen
und ein Gefühl ständiger Müdigkeit. Hinzu kommen Versagens- und Schuldgefühle gegenüber Patienten und Kollegen, wenn
die Gründe für die Veränderungen in der eigenen Person und nicht in den äußeren Umständen gesucht werden.

Gerade in Pflegeberufen sind Einfühlungsvermögen und Anteilnahme gefordert, andererseits bedarf es aber auch einer
gesunden emotionalen Distanz, um professionell zu arbeiten und selbst gesund zu bleiben. Diese Abgrenzungsleistung ist für
Pflegepersonal oft eine Gratwanderung, die bei großer Arbeitsanforderung zum zweiten Merkmal des Burn-out, der
Depersonalisation, führen kann.

Depersonalisation

Die Depersonalisation zeichnet sich durch immer weitreichendere Distanzierungsbedürfnisse sowie ein reduziertes
Engagement für seine Patienten und Mitmenschen aus. Es entwickelt sich eine zunehmend negative und oft zynische
Einstellung zu Kollegen und Patienten, aber auch zum Partner, der Familie und dem Freundeskreis. Der Betroffene reagiert
gleichgültig auf Patienten und Mitmenschen, lässt nichts mehr „an sich rankommen“ und zieht sich mehr und mehr zurück.

Abnehmende Leistungsfähigkeit

Die abnehmende Leistungsfähigkeit wird meistens erst in den späteren Phasen eines Burn-out sichtbar. Sie zeigt sich z. B.
durch einen Anstieg von Krankheitstagen, die Zunahme von Fehlern, zunehmende Resignation und Unkonzentriertheit, das
Fehlen von Erfolgserlebnissen bei gleichzeitig großem Arbeitseinsatz und den Wunsch, alles perfekt zu machen und für die
Patienten da zu sein.
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Der Burn-out-Prozess

Burn-out ist ein in Phasen verlaufender Prozess, der sehr verschiedenartig ablaufen kann. Die Phasen können unterschiedlich
lang und unterschiedlich ausgeprägt sein; zudem können die Symptome in Ausprägung und Erscheinung variieren und
phasenübergreifend auftreten.

Phasen

Mögliche medizinische Untersuchungen bei Burn-out:

Allgemeinmedizinische Untersuchung
Blutdruck, EKG, Lungenfunktionsmessung
Psychosomatische Untersuchung
Untersuchung der Herzratenvariabilität

Folgende Blut- und Hormonwerte können bei einem Burn-out Abweichungen zeigen:

Cortisol
Immunglobulin A im Speichel
DHEA
Immunstatus
Geschlechtshormone
Vitamin-B12-Status
Schilddrüsenwerte
Melatonin

Folgende manualmedizinische Untersuchungen können hilfreich sein:

Chirotherapie
Tuina
Osteopathie
TCM
Kranio-Sakraltherapie

Phase 1: Die ersten Anzeichen der Erschöpfung

In dieser Phase ist den wenigsten Betroffenen ihre Situation bewusst. Gerade Menschen in „typischen“ Burn-out-Berufen
(Lehrer, Manager, Ärzte, Pflegeberufe, beratende Berufe) haben gelernt, sich trotz frustrierender Arbeitsbedingungen und
daraus resultierender Unzufriedenheit zurückzunehmen und „das Letzte zu geben“. Sie sind es gewohnt, mehr Zuspruch und
Ermutigung zu geben, als sie an Anerkennung und Lob zurückbekommen. Diese Phase wird begleitet von dem Gefühl der
Verärgerung und äußert sich z. B. in aggressiven Verhaltensweisen. In der ersten Phase kommt es vermehrt zu Schlafstörungen,
Schmerzen aller Art, die nicht medizinisch belegbar sind, Gedankenenge und Energieverlust. Je nach Willenseinsatz kann diese
Phase Jahre, im Extremfall sogar Jahrzehnte dauern.

Phase 2: Die Erschöpfung nimmt zu. Das Verhalten ändert sich, alles dreht sich nur noch um die Arbeit.

Die zweite Phase ist geprägt durch den Versuch, die eingeschränkte Leistungsfähigkeit durch übermäßige Aktivität und
Mehrarbeit auszugleichen. Distanz zu anderen und zu sich selbst vermittelt scheinbare Ruhe und Schutz. Der Betroffene nimmt
sich selbst nicht mehr richtig wahr. Es kommt zu Fluchtverhalten z. B. durch exzessiven Sport oder absolute
Bewegungsminimierung, zu Konsumverhalten und Süchten nach Alkohol, Tabak oder Medikamenten. Das Gefühl von
Unzulänglichkeit und ständigem Zeitmangel kann zu vermehrten Konzentrations- und Gedächtnisproblemen führen. Es treten
häufig Reizbarkeit und Schuldgefühle gegenüber den Mitmenschen auf, weil die Arbeit im Vordergrund steht und soziale
Kontakte in Familie und Freundeskreis vernachlässigt werden. Diese Phase wird begleitet von einem Gefühl der Angst, weil man
sich selbst nicht mehr richtig zu kennen scheint und keine Handlungsoptionen vorhanden sind, die aus der Misere
herausführen könnten. Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes, vor dem Verlust sozialer Kontakte und vor Krankheit führt
dazu, dass die Betroffenen sich weiter quälen und sich einreden, sie müssten die Erwartungen, die sie an sich selbst stellen
und von außen an sie herangetragen werden, erfüllen. Das Ergebnis ist ein immer schnelleres und tieferes Versinken in die
Erschöpfungsspirale bei gleichzeitigem Gewahrwerden, dass die ursprüngliche Begeisterung und Hingabe für den Beruf nicht
zur gewünschten Zufriedenheit führt.
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Phase 3: Die totale Erschöpfung. Leistung und Lebensmut schwinden; Körper und Geist steuern auf die völlige Erschöpfung zu.

Diese Phase ist gekennzeichnet durch einen spürbaren Motivations- und Interessenverlust, starke Stimmungsschwankungen,
Apathie und/oder quälende innere Unruhe bis hin zu suizidalen Gedanken. Die Lebens- und Berufsplanung wird als verfehlt
erlebt, es herrscht Aussichtslosigkeit und Frustration. Die eigentlichen Burn-out-Symptome werden in dieser Phase häufig von
anderen, begleitenden Phänomenen wie Depression, Sucht oder Angsterkrankungen überdeckt. Im fortgeschrittenen Burn-out
kann es zu einem körperlichen vitalen Notfall kommen, wenn der Körper eine „innere Notbremse“ zieht. Am häufigsten treten
hier Symptome wie Herzinfarkt und nächtliche Panikattacken auf. Es kann auch zu einem emotionalen „Einfrieren“ kommen;
der Betroffene steht dann einfach nicht mehr auf oder wird von nicht enden wollenden Weinkrämpfen überwältigt. Ein weiterer
vitaler Notfall ist der Kontrollverlust, im Zuge dessen es häufig zu Suizidversuchen oder schweren Unfällen kommt.

Was kann die Organisation tun?

Die Organisations- und Arbeitsbedingungen haben Einfluss darauf, ob ein Mitarbeiter sich emotional und körperlich belastet fühlt
oder Anforderungen erfolgreich bewältigt und langfristig gesund bleibt.

Folgende Faktoren können dabei eine Rolle spielen:

Führungskräfte sensibilisieren

Führungskräfte sollten über die Ursachen und ersten Anzeichen eines Burn-out informiert sein, um sowohl bei sich selbst als
auch bei ihren Mitarbeitern frühzeitig auf Symptome aufmerksam zu werden und ggf. handeln zu können.

Patientenschlüssel verringern

Je weniger Patienten von einem Mitarbeiter betreut werden müssen, desto geringer ist die Belastung. Das bedeutet auch mehr
Zeit pro Patient und damit die Möglichkeit, auf die Erwartungen der Patienten und anderer Personen emotional einzugehen,
ohne sich selbst auszubeuten.

Zeit zum Abschalten einräumen („Time out“)

Gelegenheiten, sich bewusst für einige Zeit aus dem Patientenkontakt zurückzuziehen, wirken einer Erschöpfung entgegen.
Selbstverständlich sind hiermit nicht Zigaretten- oder Kaffeepausen gemeint, sondern Zeiten, in denen die Beschäftigten
andere Arbeiten ohne Patientenkontakt erledigen oder sich bewusst für einige Zeit entspannen und emotional auftanken
können.

Organisatorischen Spielraum erweitern

Im Rahmen der organisatorischen Möglichkeit können den Mitarbeitern Freiräume geschaffen werden, um ihren
Handlungsspielraum zu erweitern und ihnen Mitspracherecht einzuräumen. Hier sollten auch individuelle Interessen der
Mitarbeiter Berücksichtigung finden.

Arbeitsplätze positiv gestalten

Das Berücksichtigen ergonomischer Aspekte und eine angenehme Arbeitsumgebung haben positive Auswirkungen auf das
Wohlbefinden der Mitarbeiter. In der Pflege kann z. B. der Rücken durch Anwendung von Hilfsmitteln erheblich entlastet
werden. Entscheidend ist, dass diese möglichst direkt beim Patienten bereitgestellt werden. Positiv sind aber auch angenehm
eingerichtete Arbeits- und Pausenräume.

Belastende Tätigkeiten nicht allein und nicht zu lange ausführen

Die Mitarbeiter sollten die Möglichkeit haben, stark körperlich oder emotional belastende Tätigkeiten zu zweit durchzuführen.
Durch die kollegiale Unterstützung können den Mitarbeitern solche Tätigkeiten erleichtert werden. Eine zeitliche Eingrenzung
solcher Arbeiten ist sinnvoll, um starken Belastungen vorzubeugen.

Flexible Arbeitszeitmodelle anbieten

Gerade in helfenden und pflegenden Berufen sollten die Beschäftigten die Möglichkeit erhalten, Teilzeitstellen einzunehmen
oder ihre Arbeitszeit stärker zu variieren, um Erschöpfung entgegenzuwirken und persönlichen Bedürfnissen Raum zu geben.
Auch die Möglichkeit einer kompletten Auszeit, z. B. in Form eines unbezahlten Urlaubs, kann sehr entlastend wirken.
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Aus-, Fort- und Weiterbildungen fördern

Eine sehr gute Möglichkeit, Burn-out vorzubeugen, ist die Information und Aufklärung der Mitarbeiter und Führungskräfte über
die Erkrankung. Spezielle Trainings- und Informationsveranstaltungen könnten bereits in die Ausbildung einbezogen werden,
um gerade Berufsanfängern ein realistisches Bild über den von ihnen gewählten Beruf zu vermitteln und sie besser auf
Anforderungen vorzubereiten. Durch solche Trainings kann auch berufserfahrenen Mitarbeitern ein besserer Umgang mit
belastenden Situationen vermittelt werden.

Supervisions- oder Teamgruppen einrichten

Gespräche mit externen Supervisoren oder Teamkollegen, die über reine Fallbesprechungen hinausgehen, können hilfreich
sein, emotional belastende Situationen zu verarbeiten. Die Möglichkeit der Aussprache über Arbeitskonflikte, Ängste,
Schwierigkeiten mit Kollegen und Patienten oder auch über persönliche Probleme hat große entlastende Wirkung.

Soziale Unterstützung fördern

In ein gut funktionierendes soziales Netzwerk eingebunden zu sein verleiht das Gefühl von Wertschätzung, Anerkennung und
Zufriedenheit. Voraussetzung hierfür ist eine transparente und störungsfreie Kommunikation untereinander.

Was kann der Einzelne tun?

Problembewusstsein schaffen

Ist man sich der Gefahr des Ausbrennens und seiner eigenen Bewältigungsstrategien und Persönlichkeitsmerkmale bewusst,
kann man seine Grenzen besser erkennen und rechtzeitig gegenwirken.

Eigene Verantwortung erkennen

Jeder Mitarbeiter sollte sich bewusst sein, dass er selbst für seine Verhaltensweisen verantwortlich ist. Für ein
gesundheitsbewusstes Leben und Arbeiten muss auch die innere Bereitschaft vorhanden sein.

Neue Lösungen suchen

Das Erkennen und Übernehmen der eigenen Verantwortung ist der erste Schritt, um konstruktive Wege gegen das Ausbrennen
zu suchen. Hierzu zählen z. B. Fähigkeiten wie das Treffen von gesundheitsfördernden Entscheidungen, die Wahrnehmung von
eigenen Grenzen und das Mitgestalten positiver Arbeitsbedingungen.

Arbeit und Freizeit voneinander abgrenzen

Eine sinnvolle Trennung von Arbeitszeit und Freizeit trägt dazu bei abzuschalten. Eine befriedigende Freizeitgestaltung lenkt
die Gedanken von der Arbeit ab und kann hilfreich sein, um belastende berufliche Tätigkeiten auszugleichen.

Zeit zum Abschalten nehmen

Regelmäßige Pausen zur Erholung, in denen sowohl Bewegung, Entspannung als auch gesundes Essen eingeplant werden, sind
hilfreich, um sich von beruflichen Anspannungen zu lösen. Sie geben neue Energie, um sich in der Freizeit unbelastet der
Familie und dem Freundeskreis widmen zu können.

Soziale Kontakte pflegen

Eine bewusste, positive Gestaltung seines sozialen Netzes wirkt einem Ausbrennen entgegen. Besonders wohltuend sind
soziale Kontakte, in denen Bestätigung, Unterstützung und Anerkennung erfahren wird.

Eigene Überzeugungen reflektieren

Menschen in einem Burn-out-Prozess glauben häufig, sie selbst seien die Ursache für ihre Unzulänglichkeiten und Schwächen.
Ein Ausbrennen ist aber das Ergebnis vieler Faktoren, die in Wechselwirkung zueinander stehen. Eine Rolle spielen immer auch
Bedingungen aus der sozialen Umwelt des Betroffenen sowie gesellschaftliche Einflüsse. Man sollte sich also nicht fragen:
„Was stimmt nicht mit mir?“, sondern vielmehr: „Welche Faktoren tragen zu meiner Situation bei und welche kann ich ändern
oder beeinflussen?“.
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Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 2
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 3
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 4

Zurückgezogen

Psychische Belastungen am Arbeits- und Ausbildungsplatz – ein Handbuch, DGUV Information 206-010
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In den vergangenen Jahren haben psychische Belastungen am Arbeitsplatz ständig zugenommen. Ursachen hierfür sind unter
anderem Arbeitsverdichtung, Über- und Unterforderung, Angst vor Arbeitsplatzverlust, geringe Freiheitsgrade bei der
Aufgabenerledigung, aber maßgeblich auch falsches Führungsverhalten von Vorgesetzten.

Das Führungsverhalten hat erheblichen Einfluss auf die psychische Gesundheit und Arbeitszufriedenheit der Beschäftigten. Zu
einem präventiven, gesundheitsfördernden und mitarbeiterorientierten Führungsstil gehören: 

 die soziale Unterstützung der Beschäftigten, „Rückendeckung“ nach innen und außen
Entscheidungsspielräume und Mitbestimmungsmöglichkeiten für die Beschäftigten
Nachvollziehbarkeit (Objektivität) und Transparenz von Entscheidungen
fachliche Anerkennung und persönliche Wertschätzung
Streitkultur und Konfliktlösungskompetenz
Förderung der Teambildung
mit gutem Beispiel vorangehen (Vorbildfunktion)
Vereinbarung realistischer und verbindlicher Ziele
eine gerechte Aufgabenverteilung unter den Beschäftigten

Dieses Führungsverhalten trägt dazu bei, die psychischen Belastungen zu reduzieren oder zu kompensieren und die Gesundheit
und damit auch die Belastbarkeit der Mitarbeiter weiterzuentwickeln.

Meist stehen bei der Besetzung von Führungspositionen die fachlichen Kompetenzen im Vordergrund. Kenntnisse und Fähigkeiten
eines gesundheitsfördernden Führungsverhaltens müssen erfahrungsgemäß noch erworben werden. Dies sollte gefördert und
systematisch gesteuert werden. Gerade in Zeiten hoher Arbeitsbelastung kann das Führungsverhalten ausschlaggebend dafür
sein, ob ein Team den Belastungen standhält oder das Leistungsvermögen, etwa durch einen steigenden Krankenstand, abnimmt.

Führungsleitlinien

Hilfreich für die Förderung eines gesundheitsfördernden Führungsstils sind Führungsleitlinien – klare Grundsätze, an denen sich
die Führungskräfte orientieren. Diese können etwa lauten:

Führungskräfte formulieren Erwartungen und Anforderungen klar und deutlich.
Führungskräfte setzen ihre Mitarbeiter gemäß deren Stärken ein und fördern sie.
Führungskräfte verteilen die Aufgaben gerecht unter den Mitarbeitern.
Führungskräfte benachteiligen oder bevorzugen niemanden etwa aufgrund seines
Alters, Geschlechts oder seiner ethnischen Herkunft.
Führungskräfte sorgen für einen laufenden und ausreichenden Informationsaustausch.
Führungskräfte fördern den Teamgeist in ihrer Abteilung.

Dies sind nur einige Beispiele für mögliche Führungsleitlinien. Letztendlich ist die
Führungskultur immer auf das jeweilige Unternehmen zugeschnitten, wenngleich die
grundsätzlichen Erfordernisse und Ziele immer die gleichen sind: gesunde, zufriedene
und leistungsbereite Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Selbstverständlich müssen die aufgestellten Grundsätze auch gelebt werden. Ob dies so ist, können nur die Beschäftigten selbst
beurteilen. Eine Möglichkeit der Rückmeldung sind anonyme Mitarbeiterbefragungen oder eine regelmäßige Beurteilung des
Führungsverhaltens.

Diese Rückmeldungen liefern eine Einschätzung der Beschäftigten zur Führungsqualität in Ihrem Unternehmen. Sie zeigen den
gegebenen Handlungsbedarf auf, aber auch Bereiche, in denen schon Erfolge erzielt wurden. Nicht zuletzt können Sie aufgrund
der Rückmeldungen erkennen, in welchen Bereichen Ihre Führungskräfte noch Fortbildungen brauchen und wer für eine
Beförderung geeignet ist.

Von der Qualität der Führung hängt es auch ab, ob Ihr Unternehmen als Arbeitgeber attraktiv für potenzielle Bewerber ist. Somit ist
„gute Führung“ ein wesentlicher Wettbewerbsfaktor bei der sich verschärfenden Konkurrenz um qualifizierte Mitarbeiter.

i Allgemeine Voraussetzungen zu "Gesundheit als Führungsaufgabe" finden Sie in den bereichsübergreifenden
Themen.
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Quellen

Gute Führung in der Pflege, INQA
Psychische Belastung und Beanspruchung im Berufsleben, BAuA
Toolbox: Instrumente zur Erfassung psychischer Belastungen
Gute Mitarbeiterführung – psychische Fehlbelastung vermeiden, INQA
Mitarbeiterbefragung Psychische Belastung und Beanspruchung – BGW miab für die Pflege und den stationären Wohnbereich
der Behindertenhilfe, TP-miab-11/14

Zurückgezogen

Psychische Belastungen am Arbeits- und Ausbildungsplatz – ein Handbuch, DGUV Information 206-010
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Anfang der 80er-Jahre erforschte der schwedisch-deutsche Arbeitswissenschaftler Heinz Leymann das Phänomen eines schnell
eskalierenden Konflikttyps am Arbeitsplatz. In Anlehnung an Forschungen aus dem Schulbereich übertrug Leymann den Begriff
Mobbing auf Arbeitssituationen und beschrieb typische Verlaufsformen und Mobbinghandlungen.

Der Begriff „Mob“ kommt aus dem Englischen und bedeutet so viel wie „Meute“ oder „Pöbel“, und damit ist bildlich gesprochen
die Hetzjagd auf eine Person durch eine andere oder mehrere Personen gemeint. Man spricht auch synonym von „Psychoterror“,
„Intrigen“, „Schikanen“ oder „Krieg“ unter Kollegen.

Versuche, den Begrifft eindeutig zu definieren, scheiterten immer wieder an inhaltlichen Unschärfen. Nach Ansicht des
Bundesarbeitsgerichts in Erfurt seien die Definitionen unnötig kompliziert und keine zuverlässige Hilfe bei der Rechtsanwendung.
Das Bundesarbeitsgerichtes hat daher im Jahr 2007 entschieden, dass Mobbingdefinitionen nicht mehr angewendet werden.

Wer es rechtlich richtigmachen will, muss sich stattdessen an einem neuen Begriff des Bundesarbeitsgerichts orientieren.
Mobbing fällt seitdem unter den Begriff „rechtswidriges Gesamtverhalten“. Die Gerichte müssen seitdem die Einzelakten sorgfältig
bewerten, statt nur zu diskutieren, ob „systematisches Mobbing“ vorliegt. In der Gesamtschau ist dann zu klären, ob Teilaspekte
zusammengenommen als rechtlich verbotene Verletzungen der Persönlichkeit oder der Gesundheit zu werten sind. Dieses
Vorgehen soll den Rechtsschutz von Mobbingopfern erweitern und auf eine klarere Rechtsgrundlage stellen.

Mobbinghandlungen und –strategien

Mobbing ist kein Phänomen, das nur in betrieblichen Einzelfällen auftritt. Die Zahlen aus dem Mobbing-Report der Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) aus dem Jahr 2002 belegen, dass in Deutschland rund 1,5 Millionen Beschäftigte Tag
für Tag an ihrem Arbeitsplatz gemobbt werden. Jeder neunte Arbeitnehmer wird im Laufe seines Berufslebens mindestens einmal
Opfer von dauerhaften Benachteiligungen, Schikanen und Ausgrenzung.

Die einzelnen Mobbinghandlungen kann man fünf Bereichen zuordnen:

1. Angriffe auf die Qualität der Berufssituation 
Beispiele: Zuweisung sinnloser oder kränkender Aufgaben oder Nichtzuweisung von
Aufgaben, häufiges und unnötiges Aufmerksammachen auf Fehler, Störung der Arbeit

2. Angriffe auf die Gesundheit 
Beispiele: Androhung körperlicher Gewalt, sexuelle Handgreiflichkeiten, Zufügung eines
physischen Schadens, z. B. zu Hause oder am Arbeitsplatz des Betroffenen

3. Angriffe auf die sozialen Beziehungen 
Beispiele: Ignorieren des Betroffenen, Abgrenzung von Kollegen durch räumliche Trennung

4. Angriffe auf das soziale Ansehen 
Beispiele: Verbreitung von Gerüchten, Lustigmachen über das Privatleben oder berufliche
Situationen, Infragestellen von Entscheidungen oder Äußerungen des Betroffenen

5. Angriffe auf die Möglichkeit, sich mitzuteilen 
Beispiele: Kontaktverweigerung durch abwertende Blicke oder Gesten, ständige Kritik an der Arbeit
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Mögliche Mobbingursachen im Gesundheitswesen
Hoher Zeitdruck
Starre Hierarchien mit unsinnigen Arbeitsanweisungen (z. B. zu ausführliche Dokumentation)
Unklare Aufgabenverteilung
Schlechter Informationsfluss
Massive Einsparungen
Hohe Verantwortung bei geringem Handlungsspielraum
Einsatz unqualifizierter Arbeitskräfte
Unterbezahlung
Mängel im Führungsverhalten (z. B. fehlende Gesprächsbereitschaft, mangelnde
Konfliktlösekompetenz und schlechtes Informationsmanagement)

Mögliche personelle Ursachen
Besondere persönliche Merkmale (z. B. Behinderung, Nationalität, auffällige Kleidung oder auffälliges Verhalten)
Einzigartigkeit (einziger Mann in einem typischen Frauenberuf oder umgekehrt, Andersdenkende, o. Ä.)
Berufsanfänger oder neue Mitarbeiter, die sich in einem bestehenden Team behaupten müssen und aus Angst vor dem
Verlust des Arbeitsplatzes schweigen
Besonders ehrgeizige oder erfolgreiche Mitarbeiter ziehen Neid auf sich

Man sollte allerdings vorsichtig bei einer allgemeinen Einstufung Betroffener vorgehen, da Wissenschaftler im Jahr 2002 belegt
haben, dass sowohl Menschen, die zu Ängstlichkeit und Unsicherheit neigen, als auch solche, die wissbegierig, offen und
unabhängig in ihrer Meinung sind, Opfer von Mobbinghandlungen werden können. Es gibt also keine Personengruppe, die man
generell als Mobbing-Opfer einordnen kann.

Mobbingfolgen

Mobbingbetroffene erleben infolge dieser Handlungen häufig eine wesentliche Beeinträchtigung des Wohlbefindens und der
Gesundheit. Am häufigsten sind folgende psychosomatische Beschwerden:

Kopf- und Nackenschmerzen
Schlafstörungen oder Albträume
Depressive Verstimmungen
Bluthochdruck
Magen- und Darmprobleme
Schwächung des Immunsystems

Dazu kommen ein Gefühl von Demotivation, Konzentrationsprobleme, Leistungs- und
Denkblockaden, Häufung von Fehlern und innere Kündigung.

Die Folgen für die Betriebe sind sinkende Leistungen der Mobbingbetroffenen und
Verschlechterung des Betriebsklimas. Oft sind der Einsatz von Vertretungen und Neueinstellungen notwendig, da Betroffene
bei der Arbeit ausfallen.

Exakte Berechnungen gibt es u. a. aufgrund der hohen Dunkelziffer hierzu allerdings noch nicht.

V Sicheres Krankenhaus | VerwaltungZugehörige Themen

Mobbing

Gedruckt am: 19.06.2020 www.sicheres-krankenhaus.de       Seite 80



Quellen

Grundsätze der Prävention, DGUV Vorschrift 1, § 2
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 3
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), § 4
Hilfe gegen Mobbing am Arbeitsplatz, INQA

Zurückgezogen

Psychische Belastungen am Arbeits- und Ausbildungsplatz – ein Handbuch, DGUV Information 206-010

Handlungsmöglichkeiten für die Organisation

Mitarbeiter und Führungskräfte systematisch für Mobbingprozesse sensibilisieren:

Beispiel: aktive Aufklärung im Rahmen von Betriebsveranstaltungen, internen Veröffentlichungen oder Aushängen, im Intranet
oder in Form von speziellen Mobbingaktionen (z. B. Einladung eines Referenten zum Thema)

Kontaktstelle für Betroffene im Betrieb einrichten: 
z. B. durch die Bestellung eines Mobbing- oder Konfliktbeauftragten oder sozialen Ansprechpartners im Betrieb
Konfliktlösekompetenzen vermitteln und fördern: 
z. B. durch Kommunikationstrainings oder Anti-Stress-Programme
Mitarbeitergespräche einführen: 
Regelmäßige Gespräche zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitern fördern die frühzeitige Aufdeckung von möglichen
Konflikten
Mitarbeiter-Befragungen zum Thema Mobbing durchführen: 
Es sollte allerdings nicht bei der Befragung bleiben, sondern es muss gewährleistet sein, dass anschließend auch
Hilfestellungen zur Konfliktlösung vorhanden sind (z. B. Gesprächsangebote, Möglichkeit zur externen Beratung).
Qualitäts- und Gesundheitszirkel einrichten: 
Die Durchführung solcher gesundheitsfördernder Maßnahmen wirken sich positiv auf das Betriebsklima aus.
Im Rahmen von Teamentwicklungsmaßnahmen eine offene Streit- und Kommunikationskultur etablieren
Schlichtungsmodelle einführen und ein Beschwerdewesen einrichten
Eine Betriebsvereinbarung gegen Mobbing installieren
Adressen von Anlaufstellen zur Mobbingberatung weitergeben

Handlungsmöglichkeiten für Betroffene
Situation analysieren 
Bei Verdacht auf Mobbing sollte zuerst die Situation genau beobachtet und analysiert werden.
Mobbing-Tagebuch führen 
Konkrete schriftliche Einträge können ggf. später als Grundlage für Gespräche dienen und verdeutlichen, ob es sich
tatsächlich um Mobbing handelt.
Selbstbild reflektieren 
Ein Verstoß gegen ungeschriebene Gesetze oder Missachtung von
Gruppennormen kann zu Ausgrenzung und Ablehnung führen. Auch ein
unsicheres oder zu ehrgeiziges Auftreten kann bei den Kollegen auf
Widerstand stoßen.
Das Gespräch mit dem Mobber suchen 
Schwelende Konflikte sollten am besten aktiv und lösungsorientiert
angegangen werden. Die Frage nach dem „Warum“ ist meistens wenig
hilfreich. Besser ist die Frage nach sinnvollen Lösungen und Veränderungen
für die Zukunft.
Personalverantwortliche und Betriebsrat aufsuchen 
Zu diesen Gesprächen sollte unbedingt das Mobbing-Tagebuch hinzugezogen
werden. Ohne Grundlage ist Mobbing schwer zu belegen.
Beratungsstellen kontaktieren 
Beratung und Hilfe von unabhängigen Stellen geben Sicherheit und soziale
Unterstützung.
Rechtsbeistand aufsuchen 
Wenn alle eigenen Versuche, die Situation zu ändern, scheitern, kann ein Anwalt für Arbeitsrecht juristische Wege einleiten.
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Psychische Erkrankungen sind in den letzten Jahren immer häufiger der Grund für Krankschreibungen und krankheitsbedingte
Frühberentungen. „Trotz rückläufiger Krankenstände in den letzten Jahren wächst der relative Anteil psychischer Erkrankungen am
Arbeitsunfähigkeitsgeschehen. Er kletterte in den vergangenen 30 Jahren von zwei Prozent auf zwölf Prozent ( BKK
Gesundheitsreport, 2011).“

Aber auch unabhängig von Fehlzeiten wirken sich psychische Belastungen auf die Gesundheit und auf die Leistungsfähigkeit der
Beschäftigten aus.

In der Gefährdungsbeurteilung werden psychische Belastungsfaktoren oft vernachlässigt. Dies liegt zum einen möglicherweise
daran, dass die Gefährdungen sich nicht einfach ermitteln lassen, da die Beanspruchung durch psychische Belastungsfaktoren
individuell sehr unterschiedlich ist. Auch die Schutzmaßnahmen sind komplex und vielschichtig und in der Umsetzung
aufwendiger als etwa der Schutz vor Infektionsgefahren. Gleichwohl muss auch diese Gefährdungsart angemessen in der
Gefährdungsbeurteilung berücksichtigt werden, vor allem im Interesse des Unternehmens selbst.

Was sind maßgebliche psychische Belastungsfaktoren?

Die Tätigkeit selbst kann belastend wirken, etwa wenn

die Beschäftigten nicht ausreichend qualifiziert sind
die Arbeitsmenge in der vorgegebenen Zeit nicht zu bewältigen ist
die Aufgaben ungleich auf die Beschäftigten verteilt sind
die Beschäftigten bei der Aufgabenerfüllung keinen oder wenig Handlungs- und
Entscheidungsspielraum haben
der Sinn einer Tätigkeit von den Beschäftigten nicht nachvollzogen werden kann

Auch die Arbeitsumgebung und die Arbeitsbedingungen können belastend sein oder
verstärkend wirken, etwa wenn

die Arbeit häufig unterbrochen werden muss
Lärm, schlechtes Licht, ungünstige Klimabedingungen oder räumliche Enge die Arbeit erschweren
Pausen nicht in Anspruch genommen werden können
häufig Überstunden anfallen
die Beschäftigten häufig aus der Freizeit (Wochenende, Urlaub) geholt werden
benötigte Arbeitsmittel, Hilfsmittel und Schutzausrüstungen fehlen
den Beschäftigten Informationen fehlen, die sie zur Bewältigung ihrer Aufgaben benötigen

Großen Einfluss haben in diesem Zusammenhang auch die sozialen Beziehungen. Ungünstig auf
das psychische und soziale Wohlbefinden wirkt es sich aus, wenn

der Einzelne vom Team oder vom Vorgesetzten nicht unterstützt wird
die Beschäftigten bei Entscheidungen sowie bei der Arbeitsplanung und -gestaltung keine
Mitsprachemöglichkeit haben
das Verhältnis unter den Beschäftigten oder zum Vorgesetzten oft gereizt ist
es an Vertrauen und gegenseitiger Wertschätzung im Team fehlt
häufig Konflikte auftreten (intern / extern)
berufliche Entwicklungsmöglichkeiten fehlen
das Führungsverhalten wenig mitarbeiterorientiert ist

Viele dieser Belastungsfaktoren erscheinen auf den ersten Blick harmlos. Es ist die Summe der Belastungen, die zu einer
psychischen Fehlbelastung und zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen führen kann. Daher ist es durchaus lohnenswert,
einzelne Belastungsfaktoren zu reduzieren, um damit die Gesamtbelastung für die Beschäftigten in verträglichen Grenzen zu
halten.
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Quellen

Psychische Belastung – der Schritt der Risikobeurteilung, DGUV Information 206-026
Psychische Belastungen – Handlungskonzept zur Gefährdungsbeurteilung, M41
Gestaltung der Arbeitszeit im Krankenhaus
Hilfe gegen Mobbing am Arbeitsplatz, INQA
Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie in der Pflege fördern, INQA
Betriebsklima und Gesundheit systematisch messen – Anleitung für eine Personalbefragung, BAMGW
Mitarbeiterbefragung Psychische Belastung und Beanspruchung – BGW miab für die Pflege und den stationären Wohnbereich
der Behindertenhilfe, TP-miab-11/14

Zurückgezogen

Psychische Belastungen am Arbeits- und Ausbildungsplatz – ein Handbuch, DGUV Information 206-010

Viele Belastungsfaktoren lassen sich durch Beobachtung ermitteln. So kann z. B. die Häufigkeit von Überstunden leicht beurteilt
werden. Auch häufige Arbeitsunterbrechungen oder fehlende bzw. nicht ausreichende Arbeitsmittel, wie beispielsweise
Computerarbeitsplätze zur Pflegedokumentation, sind schnell ausgemacht. Hier können schnell erste Lösungsansätze entwickelt
und umgesetzt werden.

Für eine Analyse und Beurteilung der Belastungssituation insgesamt eignen sich Mitarbeiterbefragungen. Mitarbeiterbefragungen
lassen erkennen, wo Belastungsschwerpunkte liegen und somit Maßnahmen am dringlichsten sind.

Die Unfallversicherungsträger, aber auch andere professionelle Anbieter bieten Befragungsinstrumente an, mit denen gezielt die
psychischen Belastungen ermittelt werden können. Je nach Umfang des Angebotes werden nach der Analyse bereits
Handlungsempfehlungen gegeben.

Andere erfolgversprechende Methoden sind die moderierte Gefährdungsbeurteilung sowie die Arbeitssituationsanalyse, die sich
im Ansatz sehr ähneln.

Dabei geht es darum, mithilfe eines Moderators innerhalb einer homogenen Gruppe von Beschäftigten gemeinschaftlich die
wesentlichen Belastungs- und Gefährdungsfaktoren zu ermitteln. Der Vorteil dieser Vorgehensweise besteht darin, dass die
Beschäftigten aus ihrer Sicht benennen, wodurch sie sich belastet oder gefährdet sehen. Hieraus ergibt sich ein realitätsnahes
Belastungsbild aus der Sicht der Betroffenen. Wichtig bei dieser Methodik ist es, dass immer nur Beschäftigte einer
Hierarchieebene (nur Führungskräfte, nur Pflegekräfte, nur Assistenzärzte usw.) an dem Workshop teilnehmen, weil sonst die
erforderliche Offenheit nicht zustande kommt.

Das Verfahren ist auch geeignet, gemeinsam mit den Teilnehmern Lösungsansätze zu entwickeln. Hier kommt dem Unternehmen
die Problemlösungskompetenz der Beschäftigten bezüglich ihres eigenen Arbeitsplatzes zugute. Voraussetzung ist, dass die
Unternehmensleitung grundsätzlich bereit ist, die Vorschläge der Teilnehmer zu prüfen und möglichst auch umzusetzen.

Der große Vorteil dieser Methode ist neben dem partizipativen Ansatz die enorme Effizienz. Bereits innerhalb weniger Stunden
können Probleme präzise analysiert und wirksame Verbesserungsmaßnahmen erarbeitet sein.
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Quellen

Psychische Belastung – der Schritt der Risikobeurteilung, DGUV Information 206-026
Psychische Belastungen – Handlungskonzept zur Gefährdungsbeurteilung, M41
Gestaltung der Arbeitszeit im Krankenhaus
Hilfe gegen Mobbing am Arbeitsplatz, INQA
Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie in der Pflege fördern, INQA
Stressreport Deutschland 2012, BauA
Gesundheitsfördernd Führen, BGW-Forschung

Zurückgezogen

Psychische Belastungen am Arbeits- und Ausbildungsplatz – ein Handbuch, DGUV Information 206-010

Nachfolgend sind einige allgemeingültige Möglichkeiten genannt, psychische Belastungen zu reduzieren. Grundsätzlich sollten
sich die Maßnahmen an der konkreten betrieblichen Belastungssituation orientieren, die sich aus der vorhergehenden Analyse
ergeben hat.

Ein Beispiel für eine mögliche Maßnahme ist die Arbeitszeitgestaltung. Steigen Arbeitspensum und Zeitdruck an, kann teilweise
durch eine flexible Arbeitsgestaltung psychischen Beanspruchungen entgegengewirkt werden. Ermöglichen Sie Ihrem Personal,
Arbeitszeit und Ort flexibel zu gestalten, um Familie und Beruf besser zu vereinbaren. Dadurch vergrößert sich der Entscheidungs-
und Gestaltungsspielraum Ihrer Mitarbeiter. Sie sollten Ihre Mitarbeiter bei der Planung von Arbeitsabläufen einbeziehen, da diese
in der Regel sehr gut abschätzen können, welche Prozesse sich realisieren lassen oder ob Anschaffungen von Nutzen sind.

Eine weitere Säule, die psychische Gesundheit zu fördern, ist das Führungsverhalten. Zeigt sich die Führungskraft offen gegenüber
den Anliegen der Mitarbeiter, signalisiert sie Hilfsbereitschaft bei Konflikten und fördert sie aktiv eine Arbeitsatmosphäre, in der
sich der Mitarbeiter von Kollegen und Führungskraft unterstützt fühlt, trägt dies maßgeblich zur Reduzierung von psychischer
Beanspruchung bei. Dies äußert sich in einem angenehmen Arbeitsklima, gegenseitiger Hilfestellung und in einem allgemein
anerkennenden und wertschätzenden Umgang der Beschäftigten miteinander – selbst bei hoher Arbeitslast.

Die psychische Gesundheit am Arbeitsplatz wird auch von der Tätigkeit selbst und
den individuellen Qualifikationen des Beschäftigten beeinflusst. Sowohl
Überlastung als auch Unterforderung führen zu psychischer Beanspruchung. Eine
zielgerichtete und an den Mitarbeiter angepasste anforderungsgerechte
Qualifizierung kann dem entgegenwirken.

Ein weiteres Handlungsfeld stellen Extrembelastungen wie traumatische
Erlebnisse, Mobbing oder sexuelle Belästigung dar, die einen besonders sensiblen
Umgang erfordern und einen klar abgesteckten Handlungsrahmen benötigen.
Neben den erforderlichen Präventionsmaßnahmen sollten Führungskräfte wie
auch Beschäftigte wissen, wo sie im Ernstfall Ansprechpartner und Hilfe finden.

Besonders bei möglichen Extrembelastungen sollte die Förderung der psychischen
Gesundheit insgesamt auf einer strukturierten Vorgehensweise und einem Konzept
beruhen.

Erfassen Sie in dem Konzept die betriebsspezifischen Handlungsfelder und regeln Sie die Verantwortlichkeiten und Befugnisse
klar und verbindlich. Dies kann beispielsweise über Leitlinien, Betriebs- und Dienstvereinbarungen sowie Zielvereinbarungen
erfolgen. Gleichzeitig sollten auch die daraus resultierenden Maßnahmen konkret formuliert und themenbezogen zugeschnitten
werden. Beispiele sind Notfallpläne, Handlungshilfen, themenbezogene Gesprächsleitfäden zu Mobbing, Gewalt, Deeskalation.
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Quellen

Gesundheitsdienst, DGUV Information 207-019
Gesetzte im Internet
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin – BAuA – Themen von A-Z

Der Arbeitsschutz ist in Deutschland einerseits in staatlichen Gesetzen und Verordnungen, andererseits in
Berufsgenossenschaftlichen Vorschriften, den Unfallverhütungsvorschriften (UVVen), geregelt. Durch die europäische
Gesetzgebung werden immer mehr Regelungsinhalte in das staatliche Recht übernommen, und UVVen zu diesen Themen werden
anschließend zurückgezogen.

Ein Beispiel ist die Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung, die inhaltlich die UVV BGV B3 / GUV-V B3  „Lärm“ abgelöst hat.
Dadurch wird das Gesamtregelwerk zunehmend verschlankt und vereinheitlicht, Doppelregelungen werden vermieden.

Eine umfassende Zusammenstellung der für Kliniken geltenden Rechtsnormen ist im Anhang der DGUV Information 207-019
„Gesundheitsdienst“ ab S. 55 zu finden sowie im Arbeitsbereich Planungsbüro.

V Sicheres Krankenhaus | VerwaltungZugehörige Themen

Regelwerk

Gedruckt am: 19.06.2020 www.sicheres-krankenhaus.de       Seite 85



Quellen

Gesundheitsdienst, DGUV Information 207-019
Gesetzte im Internet
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin – BAuA – Themen von A-Z

Das „Grundgesetz“ des Arbeitsschutzes ist das Arbeitsschutzgesetz (Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des
Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit - ArbSchG). In ihm
sind u.a. die grundlegenden Pflichten der Arbeitgeber (§3), die Pflichten der Beschäftigten (§15), aber auch allgemeine
Grundsätze des Arbeitsschutzes (§4) formuliert.

Aufbauend auf diesen allgemeinen Vorgaben sind detaillierte Anforderungen in den Verordnungen zum Arbeitsschutzgesetz
wiedergegeben. So regelt etwa die Gefahrstoffverordnung (Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen - GefStoffV) die
Kennzeichnung und Verpackung von Gefahrstoffen sowie den Umgang mit Gefahrstoffen am Arbeitsplatz.

Systematik des staatlichen Regelwerks

Wie bereits erwähnt, baut das staatliche Arbeitsschutzrecht auf dem Arbeitsschutzgesetz auf. Detailliert werden die Regelungen in
den Rechtsverordnungen zum Arbeitsschutzgesetz, denen in einer weiteren Detaillierungsstufe, soweit erforderlich, die
Technischen Regeln nachgeschaltet sind. So ergibt sich ein systematisches und übersichtliches Regelwerk vom Gesetz bis zur
konkreten Umsetzung.

Verordnung zum ArbSchG Technische Regeln

Arbeitsschutzverordnung zu künstlicher optischer Strahlung -

Arbeitsstättenverordnung … für Arbeitsstätten (ASR)

Baustellenverordnung -

Betriebssicherheitsverordnung … für Betriebssicherheit (TRBS)

Biostoffverordnung … für Biologische Arbeitsstoffe (TRBA)

Gefahrstoffverordnung … für Gefahrstoffe (TRGS)

Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung -

Lastenhandhabungsverordnung -

Technische Regeln haben keinen Gesetzescharakter und sind von daher nicht unmittelbar rechtsverbindlich. Allerdings kann der
Anwender davon ausgehen, dass die Anforderungen der Rechtsverordnung erfüllt sind, wenn er die zugehörigen Technischen
Regeln umsetzt (Vermutungswirkung). Somit bieten die Technischen Regeln für den Zieladressaten der
Arbeitsschutzverordnungen ein hohes Maß an Rechtssicherheit.

Darüber hinaus sind im Arbeitsschutz auch Anforderungen aus anderen Rechtsgebieten zu beachten, etwa aus dem Bereich
Strahlenschutz oder Medizinprodukte. Wichtige Beispiele hierfür sind die Strahlenschutzverordnung, die Medizinprodukte-
Betreiberverordnung, aber auch das Arbeitszeitgesetz.

Auch der Schutz besonders schutzbedürftiger Personengruppen ist in zusätzlichen Vorschriften geregelt. Insbesondere sind hier
zu nennen das Jugendarbeitsschutzgesetz sowie das Mutterschutzgesetz.
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Die Unfallversicherungsträger haben grundlegende Regelungen des Arbeitsschutzes in der Unfallverhütungsvorschrift  DGUV
Vorschrift 1 „Grundsätze der Prävention“ zusammengefasst. Hier findet sich, wie schon im Arbeitsschutzgesetz, die Pflicht des
Unternehmers, eine Gefährdungsbeurteilung für alle Arbeitsplätze und Tätigkeiten durchzuführen (DGUV Vorschrift 1).

Aber auch die Verpflichtung des Unternehmers, die Versicherten über alle an ihrem Arbeitsplatz auftretenden Gefährdungen und
Maßnahmen zu deren Abwehr zu  §4, DGUV Vorschrift 1. 
Detaillierte Erläuterungen zu dieser allgemeinen Unternehmerpflicht finden sich in der DGUV Vorschrift 1.

Darüber hinaus gibt es zahlreiche Regelungen zu einzelnen Gefährdungsarten, Tätigkeiten und Arbeitsbereichen.

Eine umfassende Zusammenstellung der für Kliniken geltenden Rechtsnormen ist im Anhang der  DGUV Information 207-019
„Gesundheitsdienst“ ab S. 55 zu finden sowie im Arbeitsbereich Planungsbüro. 

Um mit dem Regelwerk besser arbeiten zu können, sollte man sich zunächst mit dessen Systematik vertraut machen.

Das Regelwerk der Unfallversicherungsträger unterscheidet:

Unfallverhütungsvorschriften (BGV / GUV-V)
DGUV  Regeln (BGR / GUV-R)
DGUV  Informationen (BGI / GUV-I) und
DGUV  Grundsätze (BGG / GUV-G)

In der Vergangenheit wurden die Vorschriften der Berufsgenossenschaften mit den Anfangsbuchstaben BG bezeichnet und die der
Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand mit GUV.

Da es sich um identische Vorschriften und Schriften handelt, werden im Sinne der Vereinfachung und einer einheitlichen
Bezeichnung alle neuen Regeln, Informationen und Grundsätze mit der doppelten Buchstabenbezeichnung und einer
einheitlichen Bestellnummer gekennzeichnet; z. B. BGI/GUV-I 5024 „Gehörschutz“

Neue Unfallverhütungsvorschriften werden als DGUV Vorschrift mit Bestellnummer bezeichnet.

DGUV Informationen

DGUV Informationen enthalten Hinweise und Empfehlungen, die die praktische Anwendung von Rechtsvorschriften zu einem
bestimmten Themenkomplex erleichtern sollen. Sie sind als konkrete Handlungsanleitung für den Anwender zu verstehen.

Einige wichtige DGUV Informationen für Einrichtungen des Gesundheitsdienstes sind:

DGUV Information 204-006 Anleitung zur Ersten Hilfe
DGUV Information 203-002 Elektrofachkräfte
 DGUV Information 205-001 Arbeitssicherheit durch vorbeugenden Brandschutz
DGUV Information 215-410 Bildschirm- und Büroarbeitsplätze - Leitfaden für die Gestaltung
DGUV Information 207-016 Neu- und Umbauplanung im Krankenhaus unter Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes- Basismodul
DGUV Information 207-217 Neu- und Umbauplanung im Krankenhaus unter Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes –
Anforderungen an Funktionsbereiche
DGUV Information 207-027 Neu- und Umbauplanung im Krankenhaus unter Gesichtspunkten des Arbeitsschutzes-
Anforderungen an Pflegebereiche
GUV-I 8804 Notfallmanagement für berufsbedingte Krisensituationen mit psychischer Extrembelastung

Da es Informationen zu sehr vielen unterschiedlichen Themen gibt, besteht die Möglichkeit auch zu speziellen Fragestellungen
eine passende Informationsschrift zu finden. 
Alle Informationen finden Sie in der Datenbank der DGUV.

DGUV Regeln

Diese konkretisieren und erläutern entweder Unfallverhütungsvorschriften und geben Hinweise und Beispiele für deren
Umsetzung (Beispiel: DGUV Regel 100-001 als Erläuterungen zur DGUV Vorschrift 1) oder sie präzisieren die Schutzziele aus den
Arbeitsschutzvorschriften für bestimmte Branchen und beschreiben, wie diese Schutzziele erreicht werden können.

Die DGUV Regeln stellen „Allgemein anerkannte Regeln für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit“ dar. Somit sind sie nicht
zwingend rechtsverbindlich, definieren aber ein anerkanntes Schutzniveau. Wer von den Regeln abweicht muss nachweisen
können, dass er dieses Schutzniveau auf andere Weise erreicht. Da dies im konkreten Einzelfall sehr schwierig sein kann, ist
dringend zu empfehlen, die die Vorgaben der DGUV Regeln einzuhalten.
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Quellen

DGUV Publikationen

Wichtige Regeln für Einrichtungen des Gesundheitsdienstes sind:

DGUV Regel 100-001 Grundsätze der Prävention
DGUV Regel 103-011 Arbeiten unter Spannung an elektrischen Anlagen und Betriebsmitteln
DGUV Regel 110-003 „Branche Küchenbetriebe“
DGUV Regel 112-139 Einsatz von Personen-Notsignal-Anlagen
DGUV Regel 108-003 Fußböden in Arbeitsräumen und Arbeitsbereichen mit Rutschgefahr
DGUV Information 207-206 Prävention chemischer Risiken beim Umgang mit Desinfektionsmitteln im Gesundheitswesen
DGUV Information 213-032 Gefahrstoffe im Krankenhaus - Pflege- und Funktionsbereiche
TRBA 250 Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der Wohlfahrtspflege
DGUV Regel 100-500 Betreiben von Arbeitsmitteln

Alle Regeln finden Sie in der Datenbank der DGUV.

Unfallverhütungsvorschriften (BGV / GUV-V)

Unfallverhütungsvorschriften stellen das autonome Recht der Unfallversicherungsträger dar. Sie haben den Charakter einer
Rechtsverordnung und sind - abgesehen von schriftlichen Ausnahmeregelungen (s. §14 BGV / GUV-V A1) – für die
Mitgliedsbetriebe des Unfallversicherungsträgers absolut verbindlich.

Wichtige Unfallverhütungsvorschriften sind:

Grundsätze der Prävention,  DGUV Regel 100-001
Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit, DGUV Vorschrift 2
Elektrische Anlagen und Betriebsmittel, DGUV Vorschrift 4 ( bisher: GUV-V A 3 )

Alle Unfallverhütungsvorschriften finden Sie in der Datenbank der DGUV.

DGUV Grundsätze (BGG / GUV-G)

Grundsätze enthalten Anforderungen an arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen, Prüfungen bestimmter Arbeitsmittel,
Ausbildung von Maschinenführern und ähnlicher grundlegender Themen.

Ein Beispiel für einen Grundsatz ist

DGUV Grundsatz 304-002 Aus- und Fortbildung für den betrieblichen Sanitätsdienst

Alle Grundsätze finden Sie in der Datenbank der DGUV.
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